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Einleitung

Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Férderung seiner
Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfdhigen Personlichkeit. Die Forde-
rung der Entwicklung und Erziehung von Kindern ist nach
unserer Verfassung zundachst Aufgabe der Eltern. Daneben
tragen aber Staat und Gesellschaft Mitverantwortung fiir
das Aufwachsen junger Menschen. Sie setzen die Rahmen-
bedingungen fiir die Entwicklung einer kinder- und famili-
enfreundlichen Umwelt.

Neben Elternhaus und Schule steht die Kinder- und Jugend-
hilfe mitihren vielfdltigen Angeboten und Leistungen -
allen voran den Kinderbetreuungseinrichtungen -in

der besonderen Verantwortung, die Entwicklung junger
Menschen zu fordern. Jugendamter und eine Vielzahl von
Einrichtungen und Diensten in 6ffentlicher und freier
Tragerschaft widmen sich dieser Aufgabe. Das vielféltige
Leistungsspektrum unterstiitzt und ergédnzt die elterliche
Erziehung und schiitzt Kinder und Jugendliche vor Gefahren
firihr Wohl. Es ist auch ein wichtiges Instrument fiir die
Integration junger Menschen in die Gesellschaft und damit
fiir die Weiterentwicklung unseres Gemeinwesens.

Mit dieser Broschiire, die neben dem aktuellen Gesetzestext
eine Einfiihrung in das Aufgabengebiet der Kinder- und
Jugendhilfe enthilt, sollen ein erster Uberblick und Basisin-
formationen vermittelt werden. Sie richtet sich nicht nur an
Fachkréfte, sondern an alle interessierten Biirgerinnen und
Birger. Nur wenn Eltern, Kinder und Jugendliche, aber auch
junge Volljahrige ihre Rechte und Pflichten kennen, kann
dieses Gesetz sein Potenzial in der Praxis entfalten.
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Das Kinder- und
Jugendhilfegesetz

Eine Broschiire zum KJHG
fiir engagierte Menschen

»Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Forderung
seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen
Personlichkeit.” (§ 1)

Liebe Leserin, lieber Leser!

Ob Sie Ihr Kind in den Kindergarten bringen, Ihre Tochter in
ein Mddchenzentrum geht, ob Ihre Freunde ein Kind in Pfle-
ge genommen oder adoptiert haben, immer haben Sie es
mit Jugendhilfe zu tun. AuB3erhalb der Familie und der Schu-
le gibt es vielféltige Angebote fiir Kinder und Jugendliche in
wechselnden Lebenssituationen. Wir haben ein hoch entwi-
ckeltes System in den Bereichen Erziehung und Bildung, ein
Baustein davon ist das Achte Buch des Sozialgesetzbuches
(SGB VIII). Es wird auch das Kinder- und Jugendhilfegesetz
(KJHG) genannt und ist das grundlegende Gesetz fiir die
Jugendhilfe in Deutschland.

Das KJHG ist aber nicht das einzige Gesetz, in dem Sach-
verhalte geregelt werden, die die Jugendhilfe bertihren.
Beispielsweise ergeben sich aus dem Familienrecht des
Birgerlichen Gesetzbuches, dem Bundeserziehungsgeld-
gesetz,dem Unterhaltsvorschussgesetz, dem Jugendarbeits-
schutzgesetz und anderen Gesetzen Berithrungspunkte zur
Jugendhilfe.
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Die Jugendhilfe ist fiir alle Mddchen und Jungen und ihre
Erziehungsberechtigten da. Die Fachkrafte sprechen von

einer Sozialisationsinstanz neben Familie und Schule. Dane-
benist sie aber auch eine Instanz der Krisenintervention,
die Hilfe leistet fiir Kinder und Eltern in Notsituationen, bei
Familien mit Erziehungsschwierigkeiten, bei sexuellem
Missbrauch, Drogenkonsum, Gewalt unter Jugendlichen und
vielern mehr.

DasKinder- und Jugendhilfegesetz ist ein Instrument zur
Vorbeugung, zur Hilfestellung und zum Schutz von Kindern
und Jugendlichen, Mddchen und Jungen, jungen Frauen und
jungen Médnnern. Das Gesetz verpflichtet die Jugenddmter zur
Hilfe und schafft den Rahmen fiir die Unterstiitzung von Sorge-
berechtigten, Miittern sowie Vatern zum Wohle ihrer Kinder.
Essoll Kindern und Jugendlichen Recht und Stimme verschaf-
fen und Handwerkszeug sein fiir Fachkréfte und engagierte
Menschen. Dazu sind alle gefordert-nicht nur die hauptamt-
lichen Fachkréfte und die Ehrenamtlichen in der Jugendhilfe,
sondern auch Politikerinnen und Politiker, Verwaltungsfach-
kréfte, Lehrerinnen und Lehrer in den Schulen, Jugendbeauf-
tragte beider Polizei, Arztinnen und Arzte, Pfarrer, Vertreterin-
nen und Vertreter der Wirtschaftund der Kultur.

Allen diesen Personengruppen und interessierten Laien soll
diese Broschiire Grundinformationen geben. Der Informa-
tionsteil soll eine Hinfiihrung zum Gesetzestext sein. Oder
wussten Sie schon, dass mindestens fiir die Kinder unter drei
Jahren Plitze in Tageseinrichtungen oder in Kindertages-
pflege vorzuhalten sind, deren Eltern oder alleinerziehender
Elternteil einer Erwerbstétigkeit nachgeht, sie aufnimmt
oder sich inirgendeiner Weise beruflich fortbildet (§ 24).
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Gleiches gilt aber bereits, wenn die Forderung in Kinderta-
gesbetreuung fiir das Wohl des Kindes erforderlich ist. Und
wussten Sie, dass Sie das Recht haben unter gleich geeigneten
Leistungsangeboten verschiedener Trager zu wahlen (§ 5).

Einen Gesetzeskommentar fur Fachkréfte kann diese Broschii-
re allerdings nicht ersetzen. Fiir Auszubildende, Studierende
und Fachkréfte bietet sie erstes Grundwissen. Sie ist als Infor-
mation fur alle Interessierten gedacht, die damit tiber Rechte,
Angebote und Moglichkeiten des KJHG klare Vorstellungen
gewinnen kénnen. Die Broschiire versteht sich als Handrei-
chung, die fiir Leistungsberechtigte — Kinder und Jugendliche
sowie ihre Personensorgeberechtigten —- Wege aufzeigt und
Informationen fiir das Handeln in allen Vereinen der Kinder-
und Jugendhilfe - von der Sportjugend bis zur Initiative fiir
ein Madchenhaus - zur Verfiigung stellt. Ebenso will sie fiir
das Jugendamt als sozialpddagogische Fachbehérde mit kom-
petenten Ansprechpartnerinnen und -partnern werben.

Hilfe sofort?

Sie sind in einer konkreten Notsituation? Sie suchen eine
Tagesbetreuung fiir Ihre Tochter? Der Vater Ihres Kindes
zahlt keinen Unterhalt? Ihr Kind wird in der Schule aufféllig?
Deine Eltern drohen mit Gewalt oder Giben sie aus? In der
Jugendwohngruppe findest du kein Gehér oder sonstige
Probleme wirken ungeheuer belastend? Dann kann auch die
vollstdndige Lektiire dieser Broschiire allein nicht sofort Hil-
feleisten. Jetzt werden Gesprachspartnerinnen und -partner
gebraucht, die sich auskennen und helfen kénnen.



Seite10  Kapitel | (T innai ) O zurick | T weiter )

Erster Ansprechpartner ist das ¢rtliche Jugendamt. Es steht

inzwischen aber nicht mehr tiberall unter,,J* i Telefon-
buch. Heute hei3t es manchmal Amt fiir soziale Dienste
oder Fachbereich fir Kinder und Jugendliche. Ein Anruf
bei der Gemeinde- oder Stadtverwaltung kann die richtige
Nummer vermitteln.

Die ,Nummer gegen Kummer® der Kinder- und Jugend-
telefone des Deutschen Kinderschutzbundes ist bundes-
weit unter 08 00/11103 33 kostenfrei zu erreichen. Im
Internet unterstiitzen Fachkréfte aus der Erziehungs-
beratung Kinder und Jugendliche (www.bke.de) sowie
Eltern (www.bke-elternberatung.de) durch Einzelbe-
ratung, Einzelchat, Foren und terminierte Gruppenchats.
Auch Beratungsstellen unterschiedlicher Tréger (also stad-
tische, kirchliche oder andere freie Trager) findet man in
der Regel unter ,.B“ (Beratungsstelle) oder unter der Ober-
gruppe ,Stadtverwaltung*® im Telefonbuch. Auch die 6rtli-
chen Frauenbiiros konnen weiterhelfen.

Fachkrafte in Kindergérten, Horten, Schulen, schulpsycho-
logischen Diensten und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
Jugendh&usern, auf Abenteuerspielplédtzen und in Pfarreien,
Arztinnen und Arzte kénnen erste Ratschlidge geben und
weitere Wege zeigen.

Wichtig ist, dass man sich nicht entmutigen lasst. Unser
Sozialsystem ist so gestaltet, dass es Zeit und Raum fiir Rat-
suchende geschaffen hat, auch wenn man sich die Hilfe oft
holen oder beantragen muss.
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Woriber informiert Sie diese Broschiire?

Im folgenden Informationsteil soll in kurzen Ziigen er-
klért werden, was Jugendhilfe iberhauptist (S.13). Danach
werden die einzelnen Felder der Jugendhilfe beschrieben:
Tageseinrichtungen fiir Kinder, d. h. Kindergérten, Kin-
dertagesstétten, Horte, Krabbelgruppen usw. Sie sind or-
ganisierte Orte der Kinderbetreuung, ihrer Erziehung und
Bildung. Denn: Kinder brauchen Kinder! Familienstruktu-
ren haben sich gedndert, Einzelkinder sind heute hdufiger
als frither, beide Eltern sind zunehmend erwerbstétig und
Ehen kénnen auch mal scheitern (S. 21). Mehr Chancen fir
die Jugend sollen die Angebote der offenen Jugendarbeit,
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes und der Ju-
gendsozialarbeit vermitteln. Jugendverbdnde, Jugendtreffs,
Spielmobile u.v.m., Jugendschutzbestimmungen und MaB-
nahmen fiir arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte
Jugendliche werden hier erldutert (S. 26). Familien stark
machen heif3t Forderung der Familie durch Beratung und
Bildung (S. 32).



iy, Janil Ko o)

Fiir Krisensituationen, also wenn’s brennt, sollen die Hilfen
zur Erziehung Angebote vorhalten, z. B. sozialpddagogische
Familienhilfe oder Angebote der Gruppenarbeit fiir gefdhr-
dete Kinder- und Jugendliche, Jugendwohngruppen oder
Heimerziehung (S. 37). Dem folgend wird erklért, welche
Menschen in welchen Institutionen fir die Jugendhilfe
tatig sind: Jugendamt, Jugendhilfeausschuss und freie Tré-
ger als nichtstaatliche Zusammenschlisse von Personen,
diesich in der Jugendhilfe engagieren (S.44). Das Kapitel
»,Nichts geht ohne sie!“ (S.51) gibt Einblick in Beteiligungs-
moglichkeiten und Rechte in der Jugendhilfe und das
Kapitel , Jugend hat Zukunft!“ (S.55) zeigt, was Jugendhilfe
zu einer kinder- und familienfreundlicheren Umwelt beitra-
genkann.

Allen Leserinnen und Lesern wiinschen wir, dass sie eine
Unterstiitzung in ihrem Engagement fiir Kinder, Jugendliche
und Familien erfahren, um begriindet férdern und fordern
zu konnen.



Seite13  Kapitel I (T innai ) O zurick | T weiter )

Was ist Kinder-und
Jugendhilfe?

Leitbilder, Daten und Fakten

Die grundlegenden Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe

werdenin § 1Abs. 3 des Gesetzes beschrieben. Danach soll sie:

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Ent-
wicklung férdern und dazu beitragen, Benachteiligun-
gen zu vermeiden oder abzubauen,

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erzie-
hung beraten und unterstiitzen,

3.Kinder und Jugendliche vor Gefahren fiir ihr Wohl schiitzen,

4.dazu beitragen, positive Lebensbedingungen fur junge
Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und fami-
lienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe werden einerseits
durch die Jugendamter der Stédte oder Landkreise erbracht
und andererseits durch Trager der freien Jugendhilfe wie
Initiativen, Vereine oder Stiftungen. Gewollt ist eine vielfal-
tige Tragerlandschaft, in der unterschiedliche Wertorientie-
rungen und vielfaltige Inhalte, Methoden und Arbeitsformen
angeboten werden (§ 3 Abs.1).

Neben diesem Pluralitatsgebot gibt es noch eine Reihe wei-
terer Leitbilder der Kinder- und Jugendhilfe. So etwa das
Gebotder partnerschaftlichen Zusammenarbeit der ver-
schiedenen Trager (§ 4 Abs.1) unter Beteiligung der Kinder
und Jugendlichen an allen sie betreffenden Entscheidungen



(§ 8 Abs.1). Weiterhin soll die Kinder- und Jugendhilfe die
kulturellen Bediirfnisse und Eigenarten junger Menschen
und ihrer Familien berticksichtigen (§ 9 Nr. 2) sowie die
unterschiedlichen Lebenslagen von Mddchen und Jungen,
Benachteiligungen abbauen und die Gleichberechtigung
von Méadchen und Jungen férdern (§ 9 Nr. 3).

Die Kinder- und Jugendhilfe ist grundsatzlich fiir alle jun-
gen Menschen zustidndig, die in Deutschland leben. Dabei
spielt es keine Rolle, ob sie deutscher oder anderer Nati-
onalitdt sind, ob sie behindert oder nicht behindert sind.
Allerdings haben Ausldnder auf Leistungen nach diesem
Gesetz nur dann einen einklagbaren Anspruch, wenn sie
rechtmaéBig oder aufgrund einer auslanderrechtlichen
Duldung ihren gew6hnlichen Aufenthaltin Deutschland
haben. Das schlieBt jedoch nicht aus, dass ihnen auch ohne
diese Voraussetzungen Leistungen gewahrt werden. Fiir
geistig oder korperlich behinderte junge Menschen kom-
men zusatzlich noch die Eingliederungshilfen, die sie zur
Uberwindung behinderungsbedingter Nachteile erhalten,
nach den Rechtsgrundlagen des Zwolften Buches Sozialge-
setzbuch - Sozialhilfe (SGB XII) hinzu.
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Hatten Sie’s gewusst?

Einige Zahlen aus der Kinder- und Jugendhilfestatistik
(§§ 98-103) sollen die Verbreitung von Angeboten der
Kinder- und Jugendhilfe in Bezug auf die verschiedenen
Altersstufen zeigen.

Tageseinrichtungen fiir Kinder:

Im Frihjahr 2007 waren 13,5 % der unter dreijahrigen
Kinder und 86,6 % der drei- bis unter sechsjahrigen Kinder
in einer Tageseinrichtung. Dazu gehoren etwas tiber 4.000
Kindertageseinrichtungen von Elterninitiativen, welche
mehr als 113.000 Kinder betreuen. Im Kindergarten kom-
men Eltern und Kinder ganz selbstverstandlich mit der
Kinder und Jugendhilfe in Kontakt.

Kinder- und Jugendarbeit:

2004 z.B. nahmen 3,7 Mio. junge Menschen (49% davon
Maédchen und junge Frauen) an 97.267 geforderten Ange-
boten der offenen Kinder und Jugendarbeit teil. Viele dieser
MaBnahmen werden von Jugendverbédnden durchgefiihrt.
2006 gab es knapp 18.000 Einrichtungen im gesamten Feld
der Kinder- und Jugendarbeit mit - ohne das hauswirt-
schaftlich-technische Personal - etwa 252.400 hauptamt-
lichen Kréaften. Weitere knapp 8.300 Beschéftigte waren
nebenberuflich in den Einrichtungen tatig.

Erziehungsberatung:

2007 wurden bundesweit nicht ganz 422.800 Beratungen
im Rahmen der Jugendhilfe abgeschlossen bzw. dauerten
am Ende des Jahres noch an. 44% bezogen sich auf Madchen.
Die haufigsten Griinde fiir eine Erziehungsberatung sind
familidre Konflikte und/oder schulische Probleme.
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Ambulante Hilfen zur Erziehung:

Ende 2007 nahmen etwa 7.300 Jugendliche und junge Voll-
jahrige an sozialer Gruppenarbeit teil und 20.300 junge
Menschen hatten einen Erziehungsbeistand oder Betreu-
ungshelfer zur Seite. Diese Hilfen werden etwa doppelt so
héufig Jungen wie Madchen zuteil.

Sozialpadagogische Familienhilfe und Tagesgruppen:
Knapp 41.600 Familien wurden Ende 2007 im Rahmen der
sozialpddagogischen Familienhilfe betreut. Rund 68 % dieser
Familien waren zum Erhebungszeitpunkt auf Arbeitslosen-
geld, Sozialhilfe oder Leistungen der Grundsicherung an-
gewiesen. Knapp 15.200 Minderjahrige wurden Ende 2007
tagsiiber in Tagesgruppen betreut.

Pflege- und Adoptivkinder:

Ende 2007 lebten nicht ganz 49.700 junge Menschen und
Jugendliche in Pflegefamilien. Im Jahr 2007 wurden rund
4.500 Minderjdhrige adoptiert; hiervon war ein Anteil von
knapp 45 %jinger als 6 Jahre.

Heime und andere betreute Wohnformen:

Knapp 52.800 junge Menschen wurden Ende 2007 in Hei-
men und anderen Wohnformen betreut. In 44 % dieser Félle
istdie Unterbringung nicht zuletzt auch aufgrund fehlender
Erziehungskompetenzen der Eltern notwendig geworden.
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u Mitwirkungen in Verfahren vor dem Familiengericht

Pflege und Erziehung sind Eingriffe in dieses Recht

das natiirliche Recht der EI- (Sorgerecht) sind nur durch das
tern und die zuvérderst ihnen Familiengericht nach § 1666 BGB
obliegende Pflicht. Uber ihre maoglich,

Betatigung wacht die staatli-

che Gemeinschaft.* Iwenn das Wohl des Kindes gefahr-
detist (Vernachldssigung, Miss-
(Art. 6 Abs. 2 GG) handlung, Missbrauch)

lund die Eltern nicht bereit oder in
der Lage sind, diese Gefdhrdungs-
situation zu beenden

lund andere Ma3nahmen
(z.B. der Jugendhilfe) erfolglos ge-
blieben sind oder zur Abwendung
der Gefahr nicht ausreichen
(§ 1666a BGB)

lund die ergriffenen MaSnahmen
eine geeignete und verhéaltnisma-
Bige Form der Gefahrenabwehr
darstellen.

Das Jugendamt muss das Gericht | Das Gericht muss das Jugendamt
anrufen, wenn es sein Tatigwer- | anhoren.
den fiir erforderlich hélt.

Die Kinder- und Jugendhilfe hat
auch noch andere Aufgaben

Leistungsangebote bilden den Schwerpunkt der Kinder-
und Jugendhilfe. Daneben hat sie aber auch noch andere
Aufgaben zugunsten junger Menschen und Familien zu
erbringen. Diese anderen Aufgaben, die insbesondere von
den Jugenddmtern zu erfiillen sind, sind sehr unterschied-
lich. So sind die Jugendamter z. B. bei einer akuten Gefahr-
dungslage verpflichtet, Kinder und Jugendliche in Obhut
zunehmen, und mitihnen ihre Néte und Angste zu bespre-
chen, um mit ihnen nach geeigneten Hilfen zu suchen.



Seite18  Kapitel I (T innai ) O zurick | T weiter )

Zuden Aufgaben des Jugendamtes gehort es, in Krisensitua-
tionen das Kind bzw. den Jugendlichen bei geeigneten Per-
sonen oder in geeigneten Einrichtungen unterzubringen

(§ 42 Abs. 1). 2007 geschah dies mehr als 20.700 Mal.

Eine weitere Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist die
Mitwirkung in vormundschafts- und familiengerichtlichen
Verfahren (§ 50). So bietet das Jugendamt Eltern und Kin-
dern Beratung und Unterstiitzung in der Trennungssituati-
onund bei der Regelung der elterlichen Sorge an (§ 17). Das
Familien- oder Vormundschaftsgericht beteiligt das Jugend-
amtauch dann, wenn es um Fragen der Einschrdnkung oder
des Entzuges der elterlichen Sorge geht. Gegebenenfalls
muss das Jugendamt hier auch von sich aus tatig werden,
also das Gericht anrufen, wenn anders keine befriedigenden
Lésungen zum Schutz und zur Sicherung von Rechten der
Mé&dchen und Jungen zu erreichen sind (§ 8a Abs. 3).

Ohne Moos nixlos...

Die Erfiillung aller dieser Aufgaben kostet Geld. 2007 waren
dies insgesamt 22,8 Milliarden Euro - eine gewaltige Summe,
aber doch nur 2,4% der Sozialleistungen dieser Gesellschaft
insgesamt.

Rund 57% der Gesamtaufwendungen der Kinder- und
Jugendhilfe flieBen in die Tagesbetreuung von Kindern, 26 %
in die Hilfen zur Erziehung, Hilfen fir junge Volljahrige und
Inobhutnahmen.
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3.2% === 55,3% Tagesbetreuung
der Kinder
27,2% Hilfen zur Erzie-
hung, Hilfen fir
junge Volljahrige,
Inobhutnahmen
=== 8,0% Jugendarbeit,
Jugendschutz,
Jugendsozialarbeit
6,0% sonstige
Aufgaben
3,2% Personalausgaben
der Jugendhilfe-
verwaltung
0,4% allg. Férderung
der Erziehung in
der Familie

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden (eigene Berechnungen)

Von den Aufwendungen werden 90 % aus Steuermitteln
finanziert. 4% werden durch Verkdufe und Mieteinnahmen
gedeckt. 6% tragen die Leistungsberechtigten in Form von
Kostenbeitragen (§§ 90 ff.). Diese kdnnen z. B. erhoben wer-
den fiir den Besuch von Kindertagesstatten und Ferienfrei-
zeiten. Kostenbeitrdge kénnen auch bei stationdren Hilfen
dann anfallen, wenn die Leistungsberechtigten dazu wirt-
schaftlich in der Lage sind und wenn diese Heranziehung
den Erfolg der MaBnahme nicht gefadhrdet.

Die offentlichen Mittel fiir die Leistungen der Kinder- und
Jugendhilfe werden zu 70% auf kornmunaler Ebene erbracht,
29%durch die Lander (einschlieBlich Stadtstaaten) und 1%
durch den Bund. Im Rahmen des Kinder- und Jugendplanes
des Bundes wird die bundesweite Infrastruktur der Kinder-
und Jugendhilfe (v.a. Verbdnde und Fachorganisationen)
mitfinanziert, werden Modellprojekte geférdert und MaB-
nahmen des internationalen Jugendaustausches und frei-
williger sozialer Dienste unterstiitzt.
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...ohne Menschen erst recht nicht!

Vor allem braucht die Kinder- und Jugendhilfe aber Men-
schen, die sich fiir Kinder und Jugendliche einsetzen: Fach-
krafte und ehrenamtlich engagierte Frauen und Ménner.

Ende 2006 gab es in Deutschland knapp 80.000 Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe (inkl. Jugendbehorden),
indenen knapp 535.000 Menschen padagogische und Ver-
waltungsaufgaben wahrnehmen. 88 % dieser Personen sind
Frauen. Etwas mehr als die Halfte der Beschéftigten sind
Erzieherinnen, knapp 18 % kommen von Hochschulen. Die
Kinder- und Jugendhilfe war in den letzten 30 Jahren eine
der groBen Wachstumsbranchen dieser Gesellschaft und
ein wichtiger Teilarbeitsmarkt.

Genaue Angaben tiber die Zahl der ehrenamtlich in der
Kinder- und Jugendhilfe Engagierten gibt es nicht. Der Ach-
te Jugendbericht (1990) schétzt ihre Zahl auf 600.000. Sie
engagieren sich in Jugendverbénden, Initiativen und Ver-
einen. Dartiber hinaus engagieren sich Menschen als Pfle-
geeltern, Vormiinder oder Pfleger.
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Kinder brauchen Kinder

Tageseinrichtungen fur Kinder

Wenn Bianca fragt, wo denn eigentlich die Milch
herkommt, und Sven glaubt, dass alle Kiihe lila sind,
wenn'’s keine Matschecke mehr gibt und der Gameboy
immer mehr Freizeit frisst, dann bieten Kindertages-
einrichtungen und offene Kinderangebote notwendige
Erfahrungen und Anregungen. Angebote, die Kinder
brauchen, die in einer Welt aufwachsen, in der es mehr
Autos als Kinder gibt.

Die Lebensrdume, in die Kinder hineingeboren werden,
haben sich nicht entlang der Bediirfnisse von Kindern ent-
wickelt. Deshalb versuchen engagierte Menschen, dem
stetigen Verlust ,natirlicher” Spielrdume fiir Kinder und
der Zunahme von Gefdhrdungspotenzialen, insbesonde-
re in unseren Stadten, entgegenzuwirken und , Kinder-
freundlichkeitspriifungen® an Stadtplanungen und Bau-
planungen heranzutragen. Dennoch sind Spielrdume fiir
Kinder, die diese fiir ihre Entwicklung brauchen, in groem
MaBe unwiederbringlich verloren gegangen. Deshalb
missen zunehmend Erfahrungsfelder und Spielrdume fiir
Kinder bewusst gestaltet und organisiert werden.

Hinzu kommt, dass aufgrund der Bevolkerungs- und Gebur-
tenentwicklung immer mehr Kinder als Einzelkinder auf-
wachsen. Die Anzahl der Einzelkinder ist in den letzten sechs
Jahrenvon 16 % auf 20% angestiegen. Dieses Ergebnis ergibt
sich, wenn man sich die Miitter anschaut, bei denen der Fami-
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lienbildungsprozess weitestgehend abgeschlossen ist (35- bis

39-jahrige Miitter) und deren Kinder noch zu Hause leben.
Nur 30%haben heute noch drei oder mehr Geschwister.

Um ihre Kinder gut zu férdern, nehmen heute immer mehr
Eltern die Unterstiitzung der Betreuung, Bildung und Erzie-
hung ihrer Kinder an dafiir geschaffenen paddagogischen
Orten in Anspruch: Tageseinrichtungen und Kindertages-
pilege haben diesen Auftrag. Dartiber hinaus gibt es betreu-
te Spielplétze, Spielkreise und vieles mehr.

Auch der Wunsch und die Notwendigkeit von immer mehr
Eltern, die Erwerbs- und Familienarbeit in Einklang zu brin-
gen, verlangt zuverldssige Tagesbetreuungsangebote.

Kinderbetreuungsangebote

Kinderbetreuungsangebote gibt es ganztagig oder fiir
einen Teil des Tages:

lin Kinderkrippen und Krabbelstuben (0- bis 3-jahrige Kinder),
I in Kindergérten (3- bis 6-jahrige Kinder),

I in Kinderhorten (6- bis 12-jdhrige Kinder),

lin altersgemischten Gruppen,

I durch eine Tagespflegeperson (,Tagesmutter®).

Beider Tagesbetreuung nimmt der Kindergarten einen
herausgehobenen Platz ein. Seitdem 1.1.1996 hat jedes
Kind vom vollendeten dritten Lebensjahr an bis zum Schul-
eintritt einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz
(§ 24). Abdem 1.8.2013 wird es einen Rechtsanspruch fur
alle Kinder geben, die das 1. Lebensjahr vollendet haben.
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Hierfur hat das Kinderférderungsgesetz (Kif6G) gesorgt,
dasam 1.1.2009 in Kraft getreten ist. Es soll den Ausbau
eines qualitativ hochwertigen Betreuungsangebotes
beschleunigen und so den Eltern echte Wahlmaoglich-
keiten eroffnen. Mit dem Gesetz wird die Dynamik des
Ausbaus weiter erhoht. Die im Vergleich zum Tagesbetreu-
ungsausbaugesetz (TAG) erweiterten Bedarfskriterien fir
die Ausbauphase bis zum 31. Juli 2013 eroffnen noch mehr
Kindern als bisher ein Angebot auf frithe Férderung. Profi-
tieren werden insbesondere Kinder, die eine Betreuung fiir
ihre persdnliche Entwicklung besonders brauchen. Zudem
sollen nicht nur berufstitige Eltern einen gesicherten
Betreuungsplatz bekommen, sondern auch schon diejeni-
gen, die Arbeit suchen.

Das Gesetz unterstiitzt ein vielfédltiges Betreuungsangebot
und forciert die Profilierung der Kindertagespflege. Deshalb
soll ein Drittel der neuen Plédtze in dieserm Bereich geschaf-
fen werden. Dazu werden Standards gesetzt. Eine Tagesmut-
ter darf grundsatzlich nicht mehr als fiinf Kinder betreuen.
Sie soll einschlédgige Kenntnisse tiber die an sie gestellten
péddagogischen Anforderungen mitbringen, personlich
geeignet sein und iiber geeignete Rdume verfiigen. Dafiir
sollsie eine leistungsgerechte Bezahlung erhalten.

Bereits im August 2007 hatten sich Bund und Ldnder auf die
Finanzierung geeinigt. Der Bund unterstiitzt den Ausbau
bis 2013 mit insgesamt vier Milliarden Euro. Fiir die notwen-
digen Mittel fiir Investitionen hat der Bund ein Sonderver-
mogen in Hohe von 2,15 Milliarden Euro eingerichtet.
Diesistim Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetz vom

18. Dezember 2007 geregelt. Inzwischen haben alle Bundes-
lander Richtlinien zur Férderung dieser Investitionsmaf-



nahmen erlassen und ihren Bedarf aus dem Sondervermo-
gen Kinderbetreuungsausbau angemeldet.

Nach dem Gesetz soll sich das Angebot ,,pddagogisch und
organisatorisch an den Bediirfnissen der Kinder und ihrer
Familien orientieren® (§ 22a Abs. 3).

Esbestehen auch erhebliche regionale Unterschiede in der
Ausgestaltung der tdglichen Inanspruchnahme der Kinder-
gartenplédtze. 2007 nahmen in den neuen Bundesldndern
64 % der Kinder im Alter von 3 Jahren bis zum Schuleintritt
im Kindergarten das Angebot tdglich 7 Stunden und mehr
in Anspruch, wéhrend es in den alten Bundesléndern nur
20% waren.
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Fiir schulpflichtige Kinder bis zu 12, maximal 14 Jahren gibt
es Horte bzw. Platze in altersgemischten Gruppen. Im Mérz
2007 haben 383.000 Schulkinder einen Platzin Anspruch
genommen, davon 51,5 %in den neuen Bundesldndern
(einschlieBlich Berlin). Erwerbstatigkeit der Eltern, unre-
gelmaéBige Schulzeiten und fehlende Ganztagsangebote in
Schulen lassen den Bedarf an Hortplédtzen oder sonstigen
Betreuungsangeboten steigen. Wie dieser Bedarf kiinftig
gedeckt werden wird, hdngt auch von der Entwicklung im
Schulbereich und den unterschiedlichen Konzepten in den
einzelnen Bundesldndern ab.

Fiir die Betreuung in Tageseinrichtungen kénnen Kosten-
beitrdge erhoben werden, die nach Einkommensgruppen
und Kinderzahl oder der Zahl der Familienangehorigen
gestaffeltsind (§ 90 Abs. 1). Die Hohe kann von Bundesland zu
Bundesland oder von Kommune zu Kommune unterschied-
lich sein. Entsprechendes gilt fiir die Kindertagespflege.
Konkrete Angaben hierzu kann man beim Jugendamt oder
den Tageseinrichtungen erfragen. Eltern, die die Forderung
von Kindern selbst organisieren wollen, sollen beraten und
unterstitzt werden (§ 25). Ndhere Auskunft dazu gibt das
ortliche Jugendamt.

Auch Schulkinderhéduser, Spielkreise oder pddagogisch
betreute Mittagstische haben sich als Betreuungsangebote
bewahrt. Dariiber hinaus haben sich an vielen Orten offene
Freizeit- und Kulturangebote fiir Kinder entwickelt.
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Mehr Chancen fiir die Jugend

Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit,
Kinder- und Jugendschutz

Denkbar ist die folgende Szene an jedem Ort: Mddchen und
Jungen hdngen rum, am Brunnen, im Park, an Haltestellen,
am Kiosk. Was sie wollen, ist ein Raum zum Treffen, zum
Musikmachen und -héren, zum Klénen, zum Abhingen.
Aber wie dran kommen?

Die haufigsten Freizeitbeschaftigungen von 12- bis 24-]Jah-
rigen sind die Zusammenkunft mit Freunden und Musik
horen.

Jugendarbeit ist ein Feld der Jugendhilfe, wo Angebote und
Einrichtungen geschaffen werden, die der Entwicklung
junger Menschen férderlich sind, die an ihren Interessen
ankniipfen, die sie zur Selbstbestimmung befdhigen und
zur gesellschaftlichen Mitverantwortung anregen.

Das SGB VIII beschreibt die Forderung der Arbeit der
Jugendverbdnde (§ 12) und die offenen Formen der Jugend-
arbeit (§ 11). Bei der Sportjugend oder in einem anderen
Jugendverband steht die Mitgliedschaft im Vordergrund;
Héauser der offenen Tiir, auch Jugendzentren genannt, sind
dagegen offen fiir jeden, der Lust hat hereinzuschauen. Zu
den Schwerpunkten der Jugendarbeit gehtren ebenso der
internationale Jugendaustausch, die Kinder- und Jugend-
erholung und die Jugendberatung. Moglich sind auch
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mobile Angebote, z. B. Spiel- und Musikmobile, die dahin
fahren, wo Kinder und Jugendliche sind, und nicht abwar-
ten, dass sie irgendwohin kommen. Internetcafés und
Computernutzungsraume kntipfen an die Kompetenz von
Jugendlichen im Umgang mit den Neuen Medien an.

Viele Angebote der Jugendarbeit sind Bestandteil des All-
tags von Kindern und Jugendlichen: die Sportjugend und
die Rotkreuz- und Feuerwehrjugend z. B. als klassische
Jugendverbande, in denen Jugendliche Mitglied sind. Die
Jugendarbeit der Kirchen, der Gewerkschaften oder die ort-
lichen Jugendzentren sind Knotenpunkte in einer Gemein-
de. Gruppenarbeiten, Ferienfreizeiten, Discoabende, Kurse
u.a.sind das Angebot. Aber nicht alle Mddchen und Jungen
fihlen sich davon angesprochen, sie wollen unter sich sein.
Initiativen von Jugendlichen, sich Raum und Gehor zu
verschaffen -z. B. fiir eine ,Initiative fiir eine Jugendkultur-
fabrik Pinsel“ -, sollen von den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern des Jugendamtes oder von freien Trdgern unter-
stutzt werden.

Das Gesetz (§ 11) bietet auch eine hervorragende Grundla-
ge, eigenstdndige Initiativen von Madchen und Jungen
aktivzu begleiten. Wieweit der bisweilen unkonventionelle
Zugang von Jugendlichen auf Verwaltung und Verbédnde
vor Ort Gehor findet, hdngt von der kommunalpolitischen
Willensbildung ab. Verweist das Jugendamt auf das zustén-
dige Jugendzentrum oder ist es behilflich bei der Suche
nach eigenen Rdumen? Werden Initiativen, die von und
fur Jugendliche gegriindet werden, unterstiitzt oder nicht?
Kinder- und Jugendparlamente, Kinderanwélte und runde
Tische sind ein Weg, Interessen von Jugendlichen ernst zu
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nehmen. Mddchentreffs und Mddchenh&user sowie Jun-
genarbeit sind relativneue Formen, ,,Benachteiligungen
abzubauen und die Gleichberechtigung von Méddchen und
Jungen zu foérdern® (§ 9 Abs. 3).

Jugendsozialarbeit

Klaus hat die Schule geschmissen und Stress mit sei-

nen Eltern. Lale hat trotz guten Hauptschulabschlusses
immer noch keinen Ausbildungsplatz als Zahnarzthel-
ferin gefunden. Beide suchen vergeblich nach einer
Beschiaftigung; die Hoffnung auf einen Ausbildungsplatz
haben sie schon aufgegeben.

Dieindividuellen Lebensgeschichten, z. B. von schulmiiden
sowie schulschwachen Jugendlichen oder von Migran-
tinnen und Migranten, sind der Hintergrund fiir Angebote
der Jugendsozialarbeit. Dabei ist Jugendsozialarbeit nicht
einfach soziale Arbeit mit Jugendlichen, sondern ein Feld
der Jugendhilfe, das sich speziell mit der Lebensplanung
rund um den Bereich Arbeit und (Berufs-)Ausbildung
beschéftigt.

Jugendsozialarbeit soll zum Ausgleich sozialer Benachtei-
ligungen oder zur Uberwindung individueller Beeintrach-
tigungen den jungen Menschen helfen, die in erh6htem
MafBe auf Unterstiitzung angewiesen sind. Die Hilfe besteht
in sozialpddagogischen Angeboten, die die schulische und
berufliche Ausbildung der Jugendlichen, ihre Eingliede-
rung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integration férdern.
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Die Krisen im Erwerbssektor sind keine Randerschei-

nungen der Jugendphase mehr, sie stehen im Zentrum.
Fastjeder zweite Jugendliche sieht Arbeitslosigkeit als
Hauptproblem - egal ob médnnlich oder weiblich, in Ost-
oder Westdeutschland. Nicht nur deshalb ist die Jugend-
sozialarbeit von gro3er Bedeutung. Die Jugendsozialarbeit
sieht Benachteiligung und individuelle Beeintrachtigung
als Grundlage fiir Hilfestellungen bei Ausbildungs- und
Arbeitsplatzproblemen an. Angebote der Beratung, der
Berufsfindung, der Ausbildung und der Beschéftigung,
Wohnmoglichkeiten und die soziale Integration z. B. durch
Sprachkurse sind Aufgabenfelder der Jugendsozialarbeit
fir benachteiligte junge Menschen. Dabei hat Jugendsozi-
alarbeit nicht die Aufgabe der Wirtschaft, Arbeitsmarktpro-
bleme zu l6sen und gentigend Ausbildungsplétze zur Ver-
figung zu stellen. Damit wére sie hoffnungslos tiberfordert.

Aber je schlechter die Arbeitsmarktlage ist, desto gro3er
wird die Zielgruppe von benachteiligten Jugendlichen, die
ohne besondere Hilfen keinen Zugang zu Ausbildung und
Arbeit finden.

Die Trager der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe ver-
figen deshalb tiber eine breite Palette von Angeboten.
Das kénnen Beratungsstellen fiir arbeitslose Jugendliche
sein oder Werkstédtten, deren Ziel es ist, durch ,,Schnup-
perangebote® zur Berufsfindung beizutragen. Es konnen
aber auch auferbetriebliche Ausbildungspléatze zur Ver-
fiigung gestellt werden. Beschéftigungsinitiativen bieten
gelernten wie ungelernten Kréften Arbeits- und Qualifi-
kationsmaBnahmen an. Bezahlt werden die MaB3nahmen
vom ortlichen Jugendamt oder der Agentur fiir Arbeit.
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Dabei sind auch die vorrangigen Vorschriften des SGB II
uber die Eingliederungshilfen zu berticksichtigen. In der
Regel miissen Jugendliche aber fiir die Teilnahme unter-
schiedliche Kriterien erfiillen, wie z. B. Dauer der Arbeits-
losigkeit, bestimmter Schulabschluss oder anderes.

Angesichts der hohen (Jugend-)Arbeitslosigkeit ist aber
auch die beste Forderung durch die Jugendsozialarbeit kei-
ne Garantie fiir eine dauerhafte Integration in den Arbeits-
markt. Immer dringlicher wird fiir die Jugendsozialarbeit
deshalb die Aufgabe, junge Menschen auch auf Phasen
kiirzerer oder ldngerer Erwerbslosigkeit vorzubereiten,
damit sie dadurch nicht Mut, Selbstwertgefiihl und Eigen-
initiative verlieren.

Jugendhilfe kann mahnen und mindern, férdern und
unterstiitzen. Aufgaben der Wirtschaft kann sie aber nicht
ersetzen. Eine Zusammenarbeit von Jugendamt, Sozialamt,
Job-Center, Schulen, freien Trdgern und Arbeitgebern vor
Ort zur Integration junger Menschen in Ausbildung und
Beruf - sogenannte Verbundsysteme - ist deshalb ein not-
wendiger Schritt fir die Losung eines der zukunftsgefahr-
dendsten Probleme.

Kinder- und Jugendschutz

Mit Jugendschutz assoziieren viele gewohnlich Verbote:
mit15 Jahren nicht allein in die Kneipe, keinen Alkohol
kaufen diirfen, in Kinos und Videotheken den Ausweis
zeigen usw. Aber Jugendschutz ist mehr als die Gesetzes-
sammlung von Jugendschutzgesetz, dem Gesetz tiber die
Verbreitung jugendgefdhrdender Schriften und Medien-
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inhalte, und das Jugendarbeitsschutzgesetz. Der erzieheri-
sche Kinder- und Jugendschutz bietet vorbeugende MaR-
nahmen und Angebote fiir Kinder, Jugendliche und Eltern
(§ 14). Gefdhrdungen soll durch Information und Beratung
entgegengewirkt werden. Das sind z. B. Informations-, Auf-
klarungs- und Beratungsleistungen zu Themen wie Sexua-
litat, Aids, sexueller Missbrauch, Drogen und Sucht, Sekten
und Okkultismus-Bewegungen sowie Neue Medien.

Ziel der Angebote ist es, junge Menschen und Eltern zu
beféhigen, gefahrdende Einfliisse kritisch zu durchschau-
en und abzuwehren. Kinder, die aufgeklart sind und Nein
sagen kénnen, sind seltener Opfer von Missbrauch. Jugend-
liche, die Medienkompetenz entwickelt haben, konsumie-
ren bewusster und sind negativen Wirkungen weniger
ausgeliefert.

Die Durchfiihrung der zahlreichen Jugendschutzvorschrif-
ten des Bundes und der Lander (kontrollierend eingreifen-
der Jugendschutz) liegt bei Polizei und Ordnungsbehdrden.
Ordnungsédmter und Polizei kontrollieren z. B. in Kinos,
Diskotheken und Videotheken, die Gewerbeaufsicht kon-
trolliert die Einhaltung der Jugendarbeitsschutzgesetze.
Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz ist fiir Aufkla-
rung und Fortbildung zustandig.
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Familien stark machen

Forderung der Erziehung in der Familie

Miitter und Véter bei der Wahrnehmung ihrer Erziehungs-
aufgaben zu unterstiitzen, ist eine wichtige Aufgabe der
Kinder- und Jugendhilfe. Familie umfasst heute allerdings
mehr als die klassische Mutter-Vater-Kind-Konstellation.
Immer mehr Kinder wachsen mit der Erfahrung auf, dass
sich ihre Familie verdndert. Miitter erziehen ihre Kinder
allein oder leben mit dem Vater des Kindes zusammen,
ohne verheiratet zu sein. Nach Trennung und Scheidung
finden sich neue Familien zusammen, moéglicherweise
bringen beide Partner Kinder in die neue Familie (als Ehe
oder Lebensgemeinschaft) mit ein. Vielfach sind die &uf3e-
ren Lebensumstande fiir Kinder unsicherer geworden.
Deshalb gibt es bei der Férderung der Erziehung in der
Familie sehr unterschiedliche Angebote.

Familienbildungsstitten, Familienfreizeiten
und Familienerholung

In Familienbildungsstétten finden Eltern und Kinder
Begegnungs- und Bildungsmadglichkeiten. Familienfreizei-
ten und Familienerholung ermoglichen Mittern, Viatern
und Kindern nicht nur Urlaub, sondern bieten mit eigenen
Kinderprogrammen auch Entlastung und neue Erfahrungen
mit anderen Familien. Neue Kontakte und soziale Beziige
konnen hergestellt, Krdfte gesammelt werden. Die Ange-
bote bertiicksichtigen die unterschiedlichen Lebenslagen
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und Erziehungssituationen von Familien (§ 16). Sie werden
zunehmend auch mit der Férderung der Kinderbetreuung
verknipft.

Elterliche Sorge und Beistandschaft

Seit der Kindschaftsrechtsreform von 1998 ist die gemein-
same elterliche Sorge nicht verheirateter Eltern moéglich.
Héaufig lastet die Aufgabe der Erziehungsverantwortung auf
alleinerziehenden Miittern. Alleine fiir ein Kind zu sorgen,
ist oft mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Vielfach
gehtesin diesen Situationen um die Regelung von Unter-
haltsanspriichen oder die Vaterschaftsfeststellung. Die
Miitter (und Véter) haben daher einen Anspruch auf Bera-
tung und Unterstiitzung (§ § 18, 52a). Jede alleinerziehende
Person ist berechtigt, einen Antrag auf Beistandschaft zu
stellen (§ 1713 BGB, § 55 SGB VIII). Das Jugendamt ist dann
verpflichtet, der Mutter (oder dem Vater) einen Beistand

zur Austibung der Personensorge zu stellen. Beistand kann
eine Fachkraft des Jugendamtes oder eines Trdgers der frei-
en Jugendhilfe sein. Mit dieser Regelung soll gewahrleistet
werden, dass ein alleinerziehender Elternteil Rat und Unter-
stiitzung findet.

Ein Beistand kann besonders fiir junge Miitter eine gro3e
Hilfe sein. Eine Mutter braucht dabei keine Angst zu haben,
dass sie damit ihre Rechte aus der Hand gibt. Wenn sie
gegeniiber dem Jugendamt erklért, dass sie die Beistand-
schaft nicht mehr mochte, endet diese.
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Wenn die Eltern ausfallen

Besondere Unterstiitzung sieht das SGB VIII vor, wenn ein
Elternteil aus gesundheitlichen Griinden ausfallt (§ 20).
Wenn z. B. eine alleinerziehende Mutter krank wird, die
GroBeltern, andere Verwandte oder Freunde aber nicht
einspringen kénnen, sind voriibergehende Hilfen zur Ver-
sorgung und Betreuung von Kindern vorgesehen. So kann
eine Unterbringung auBerhalb des Elternhauses vermie-
den werden. Das Jugendamt stellt z. B. eine Haushaltshilfe,
die sich um die Kinder kiitmmert. Die Hilfe soll schnell und
unbirokratisch geleistet werden. Vorrangig zu gewdhren
sind Leistungen der gesetzlichen Krankenkasse (§ 38 SGB V).

Beratung fiir die Familie

Auch in guten Partnerschaften und Ehen gibt es immer wie-
der einmal Krisen. Zur Bewdltigung dieser Krisen konnen
Eltern im Interesse des Kindeswohls Beratung in Anspruch
nehmen (§ 17). Beratungsstellen fiir Kinder, Jugendliche
und Eltern gibt es in den meisten Gemeinden und Stédten in
erreichbarer Nédhe. Trdger dieser Beratungsstellen kénnen
Jugendamter oder freie Tréger sein. Eltern sollten sich nicht
scheuen, diese Beratung frithzeitig in Anspruch zu nehmen.
Mit fachkundiger Hilfe von auBBen lassen sich Krisen in der
Familie leichter 16sen. Dies kommt dann allen Familienmit-
gliedern zugute, besonders aber den Kindern.

Vor allem aber bei Trennung und Scheidung ist es oft fiir alle
Beteiligten wichtig, sich von einer auBenstehenden Fachkraft
beraten zu lassen. Fastimmer leiden die Kinder unter der Tren-
nung ihrer Eltern. Sie haben oft Schuldgefiihle, meinen, sich
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fiir Mutter oder Vater entscheiden zu miissen, und haben
Angst, einen von beiden Elternteilen zu verlieren. In dieser

Lebenssituation brauchen die Kinder Hilfe. Eine intensive Bera-
tung wird dem Madchen oder Jungen helfen, die Situation zu
meistern. Beratung bei Trennung und Scheidung leisten die
Jugendémter oder Beratungsstellen der freien Jugendhilfe (§
17). Die Beratung kann helfen, rechtzeitig zu erkennen, ob wei-
tergehende Hilfen, z. B. ein Erziehungsbeistand, eine Tages-
gruppe oder auch eine Therapie notwendig sind. Die Bera-
tungsfachkraft wird das Kind und die Mutter (oder den Vater)
dann auch unterstiitzen, diese Hilfe moglichst schnell und
unkompliziert zu erhalten.

Jedes dritte Kind (in GroBstddten jedes zweite) ist im Laufe
seiner Kindheit davon betroffen, dass sich Eltern trennen,
dass Mutter oder Vater neue Partnerschaften eingehen

und dass Stiefgeschwister dazukommen. Bei einer Tren-
nung oder Scheidung haben weiterhin beide Eltern das
Sorgerecht. Nur wenn ein Elternteil das alleinige Sorgerecht
beantragt, entscheidet dartiber das Familiengericht.
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Beratung und Hilfe sollen vor allem dazu beitragen, dass die
Partner bei Trennung oder Scheidung eine einvernehmliche,
gute Losung fiir die elterliche Sorge treffen konnen. Dabei

soll verdeutlicht werden, dass die Beibehaltung der gemein-
samen elterlichen Sorge hohe Anforderungen an die Koope-
rationsbereitschaft und Kooperationsfahigkeit der Eltern
stellt. Bei einern Kampf zwischen den Eltern leiden meist die
Kinder. Korrespondierend dazu enthélt § 18 Abs. 3 SGB VIII

fir Kinder, Jugendliche, ihre Eltern und andere umgangs-
berechtigte Personen einen Anspruch auf Beratung und
Unterstiitzung bei der Austibung des Umgangsrechts. Bei der
Herstellung von Umgangskontakten und bei der Ausfithrung
vereinbarter Umgangsregelungen soll Hilfestellung geleistet
werden. Allerdings sind diese Hilfeleistungen nur erfolgreich,
wenn es gelingt, beide Elternteile zu erreichen. Verweigert
einer von ihnen die Kooperation, so bleibt nur der Weg zum
Familiengericht (§ § 1684,1685 BGB). Bei einem Streit um das
Sorgerecht muss eine Lésung gefunden werden, die das Wohl
desKindes in den Vordergrund stellt.

Denn: Kinder kénnen die Trennung ihrer Eltern leichter ver-
kraften, wenn sie erleben, dass beide Elternteile sich weiter-
hin um sie sorgen, sie weiterhin auch zu dem Elternteil Kon-
takt haben diirfen, bei dem sie nicht iiberwiegend leben.



Seite37  Kapitel VI S inna -l zurick | weiter O

Wenn’s brennt

Hilfen in Belastungs- und Krisensituationen

Sabrina ist verzweifelt. Der neue Freund der Mutter hat-
te sich gleich als Herr im Haus bezeichnet, was ihr von
Anfang an auf den Keks ging. Als er jetzt auch noch ihre
Mutter verpriigelte, weil sie kein Geld fiir seine Knei-
pentour auf den Tisch legen wollte, und Sabrina, als sie
sich dazwischenwarf, gleich mit verdrosch, hat sie sich
entschlossen, so nicht mehr leben zu wollen. Uber das
Kindertelefon erfuhr sie die Adresse eines Madchenkri-
senhauses, in dem sie gleich aufgenommen wurde. Mit
den Mitarbeiterinnen und dem Jugendamt fanden Hil-
feplangesprache statt. Da die Mutter an ihrem Freund
festhalt, bleibt Sabrina bei ihrer Entscheidung, aus der
Familie herauszuwollen. Da der neue Freund sein Verhal-
ten nicht andert, und die Mutter nicht in der Lage ist,
Sabrina vor seinen gewalttitigen Ubergriffen zu schiit-
zen, erkennt das Jugendamt den Hilfebedarf an.

Heute lebt Sabrina in einer Jugendwohngruppe.

Karstens Vater ist alleinerziehend. Seit einem halben
Jahr fihlt er sich immer hilfloser. Die Konflikte im Haus
werden zunehmend heftiger, die Anrufe der Lehrerin
haufen sich, und als jetzt auch noch die Polizei kam,
weil Karsten mit seiner Clique beim Automatenknacken
erwischt wurde, da stand fiir ihn fest: Karsten kommt
ins Heim. Er wandte sich ans Jugendamt. Der Sozial-
arbeiter fiihrt Gesprache mit beiden und kann sie dafiir
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gewinnen, zundchst einmal in eine Beratung bei der

Erziehungsberatungsstelle zu gehen. Dabei kommen
endlich die Probleme zur Sprache, die sich mit dem Tod
von Karstens Mutter fiir beide auftiirmten, liber die sie
aber nie sprechen konnten. Nach einem halben Jahr ist
klar: Karsten erhalt Frau Weber als Erziehungsbeistand
an die Seite, die er schon seit Jahren kennt und zu der er
Vertrauen hat, und mit deren Hilfe er sich auch zutraut,
die Probleme in der Schule in den Griff zu kriegen. Vom

Heim redet keiner mehr.

Die Kinder- und Jugendhilfe hdlt mittlerweile eine ganze
Reihe von Unterstiitzungsangeboten fiir Eltern, Mddchen

und Jungen und junge Erwachsene in Belastungs- und Kri-

sensituationen bereit.

Arbeitsformen

Familienunter-
stiitzende Hilfen

Familienerganzende
Hilfen

Familienersetzende/|
-erganzende Hilfen

Angebote

Erziehungsberatung

Sozialpddagogische
Familienhilfe

Soziale Gruppenarbeit
Erziehungsbeistdnde

Gemeinsame Wohnformen fiir
Miitter/ Vater und Kinder

Tagesgruppen
Sozialpddagogische Tagespflege
Vollzeitpflege

Heimerziehung/

Sonstige Wohnformen
Intensive sozialpddagogische
Einzelbetreuung

Hauptzielgruppen

Eltern mit Kindern aller
Altersgruppen

Familien mit jiingeren
Kindern

Altere Kinder und Jugendliche
Altere Kinder und Jugendliche

Alleinerziehende Eltern
mitKindern unter 6 Jahren

Kinder bis 14 Jahren

Kinder im Vor- und Grundschulalter
Insbesondere jiingere Kinder
Kinder/Jugendliche/

Junge Volljdhrige

Jugendliche und Heranwachsende
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Entscheidend fir die richtige Hilfe ist jeweils der konkrete

Bedarf im Einzelfall, sodass auch andere Angebote oder
integrierte Hilfen in Betracht kommen kénnen. Das Gesetz
benennt einzelne Hilfen:

Erziehungs-, Jugend- oder Familienberatungsstellen

(§ §16,17,28) sind oft erste Anlaufpunkte, die bei der Klarung
und Bewaltigung individueller und familienbezogener
Probleme Hilfestellung geben kénnen. Auch bei der Bewél-
tigung von Krisen und Problemen, die sich durch Trennung
und Scheidung ergeben, kénnen sie wichtige Hilfestellungen
geben. Fiir ihre Angebote braucht von den Ratsuchenden
grundsétzlich nichts bezahlt zu werden. Beratungsstellen
unterliegen ebenso wie andere Einrichtungen und Behor-
den der Kinder- und Jugendhilfe den Bestimmungen zum
Schutz von Sozialdaten (§ 61ff.) und zur Wahrung von
Sozialgeheimnissen. Sie garantieren einen vertraulichen
Umgang mit den Informationen, die sie erhalten.

Scheuen Sie sich nicht, im Falle eines begriindeten Ver-
dachts auf Vernachldssigung zum Schutze von Kindern
und Jugendlichen Hilfemoglichkeiten beim zustdndigen
Jugendamt zu erfragen.

Die soziale Gruppenarbeit (§ 29) ist ein Angebot fur éltere
Kinder und Jugendliche, dasihnen ein intensives soziales
Lernen in einer Gruppe ermdglichen soll, um sie so bei der
Uberwindung von Entwicklungsschwierigkeiten und bei
Problemen mit ihrer Umwelt zu unterstiitzen. Im Jugend-
strafverfahren kann die Teilnahme an sozialer Gruppen-
arbeit auch durch eine Weisung des Jugendrichters ver-
pflichtend gemacht werden.
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Eine andere Form der Unterstiitzung von Kindern oder
Jugendlichen in Problem- und Konfliktsituationen sind
die Erziehungsbeistdande (§ 30). Ein Erziehungsbeistand
soll den jungen Menschen bei der Bewaltigung von Ent-
wicklungsproblemen unter Einbeziehung seines sozialen

Umfeldes helfen. Solche Probleme konnen in der Schule

liegen, bei der sozialen Integration auftauchen oder durch

andere soziale Auffalligkeiten deutlich werden.

Familienunter-
stiitzende Hilfen

Gruppenorientierte Hilfen

Einzelfallorientierte Hilfen

Vollzeitpflege in
Pflegefamilien

Heimerziehung und sonsti-
ge betreute Wohnformen

Intensive sozialpadagogische
Einzelbetreuung

| Pflegefamilien

| Professionelle Pflege-
familien

| Verwandtenpflege
(professionelle
Heimerziehung in
Familien)

I Erziehungsstellen
(professionelle Heim-
erziehung in Familien)

I Kinderh&user

I Kleingruppen in Heimen
(8-10Kinder)

| Wohngruppen

| Erlebnispddagogische
Projekte

| Betreutes Einzelwohnen

| Flexible Betreuung

| Flexible Formen der Betreuung
| Flexible Einzelbetreuung
| Betreutes Einzelwohnen
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Die ganze Familie steht im Brennpunkt der Hilfestellungen,

die eine sozialpddagogische Familienhilfe (§ 31) erbringt.
Eine Fachkraft kommt in die Familie und bietet kontinuier-
liche Unterstiitzung bei der Erziehung, bei der Bewdltigung
von Alltagsproblemen und bei Schwierigkeiten mit Au3enste-
henden an. Ziel ist es, die Konfliktlosungs- und Bewaltigungs-
moglichkeiten der Familie so zu erweitern, dass sie schlief3lich
auftretende Probleme wieder selbststdndig meistern kann.

Soziales Lernen, schulische Férderung und Elternarbeit
stehen im Mittelpunkt der Arbeit von Tagesgruppen (§ 32).
Diese sind eine intensive Form der Betreuung, durch die
Fremdunterbringung vermieden werden soll. Die Kinder
oder Jugendlichen bleiben in ihrer Familie, werden aber
wochentags betreut. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
arbeiten mit den Eltern zusammen, um die Erziehungsbe-
dingungen zu verbessern. Auch die Hilfen auBerhalb der
Herkunftsfamilie zeigen heute ein differenziertes Bild, das
von Pflegefamilien (§ 33) iiber Heime und Wohngruppen
(§ 34) bishin zu Einzelbetreuungen (§ 35) reicht:

Eine Belastung ist es fiir Kinder und Jugendliche natirlich
allemal, wenn sich ihr Lebensmittelpunkt fiir eine ldngere
Zeit oder gar fur unbestimmte Zeit verandern soll. Ob diese
Belastung auch als Entlastung erlebt wird, hdngt von vielen
Faktoren ab: z. B. davon, wie die jungen Menschen die Griinde
der Fremdunterbringung fiir sich erleben und interpretieren;
davon, ob sie den Ort, der ihr neues Zuhause - zumindest auf
Zeit—werden soll, und die Menschen dort kennen; davon, wie
stark sie am Entscheidungsprozess beteiligt sind und auf ihn
Einfluss nehmen kénnen. Ein zentrales Qualitétskriterium fir
die Jugendhilfe ist, ob es ihr jeweils gelingt, Schutz, Hilfe und
Unterstiitzung konkret erfahrbar zu machen.
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Rechtsanspruch auf Hilfen zur Erziehung

Wenn eine dem Kindeswohl entsprechende Erziehung
nicht gewdhrleistet ist, haben die Personensorgeberech-
tigten, in der Regel die Eltern, einen Rechtsanspruch auf die
geeignete und notwendige Hilfe zur Erziehung (§ 27). Wer
das Gefiihl hat, Hilfe, Rat oder Unterstiitzung zu benétigen,
oder wer einfach mit Erziehungssituationen nicht mehr
allein zurechtkommt, braucht sich nicht zu scheuen, sich an
das Jugendamt, eine Beratungsstelle oder an Fachkrafte in
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe zu wenden. Der
Anstof3 kann natiirlich auch vom Kind oder Jugendlichen
ausgehen, denn Kinder und Jugendliche haben das Recht,
sichin allen Angelegenheiten der Erziehung und Entwick-
lung an das Jugendamt zu wenden (§ 8 Abs. 2 SGB VIII).

Welche Hilfe ist die richtige? - Die Hilfeplanung

Die Entscheidungen dartiber, ob eine Hilfe notwendig und
geeignetist, und wenn ja, welche Hilfe es sein soll und wer
sie erbringen soll, dirfen und sollen nicht tiber die Képfe
der Personensorgeberechtigten und der Kinder oder
Jugendlichen hinweg geféllt werden. Der Anstof3 dazu kann
natiirlich auch vom Kind oder Jugendlichen ausgehen, denn
Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Ange-
legenheiten der Erziehung und Entwicklung an das Jugend-
amtzu wenden (§ 8 Abs. 2 SGB VIII). Bei langerfristigen Hil-
fen muss zusammen mit den Sorgeberechtigten und dem
Kind oder Jugendlichen ein Hilfeplan aufgestellt werden

(§ 36). Dessen Voraussetzung ist eine ausfithrliche Informa-
tion und Beratung.
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Hilfen fiir eine Persénlichkeitsentwicklung und zu einer

eigenverantwortlichen Lebensfiihrung erhalten auch tiber
18-Jahrige (§ 41). Besonders wichtig ist das fiir junge Frauen
und Méanner, die bereits in Einrichtungen der Jugendhilfe
leben. Gerade fiir junge Menschen, die keinen Ausbildungs-
platz haben und besondere Probleme zu bewdltigen haben,
kann dies eine wichtige Unterstiitzung sein. Junge Volljahri-
ge konnen die Hilfe immer dann fortsetzen — oder auch neu
beginnen -, wenn es aufgrund ihrer individuellen Situation
erforderlich ist und sie zu einer Mitarbeit bereit sind.

In der Regel wird die Hilfe allerdings nur bis zur Vollendung
des 21. Lebensjahres - in begriindeten Einzelféllen auch fiir
eine begrenzte Zeit dariiber hinaus - gewéahrt.

Die Kosten fiir Hilfen zur Erziehung und fiir Hilfen fiir
junge Volljahrige trdgt grundsétzlich das Jugendamt.

Bei einer Unterbringung au3erhalb der eigenen Familie
und bei der Erziehung in Tagesgruppen wird gepriift, ob
und in welcher Hohe die Eltern, Minderjéhrigen und jun-
gen Erwachsenen zu den Kosten herangezogen werden

(§ § 91bis 96). Die Hohe errechnet das Jugendamt. Diese
richtet sich nach dem Einkommen. Familien mit geringem
Einkommen zahlen nur wenig oder nichts. Auf keinen Fall
darf eine notwendige Hilfe an Kostenfragen scheitern.
Einen Uberblick iiber die Hohe der Kostenbeitrige gibt die
Kostentabelle zur Kostenbeitragsverordnung.
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Wer macht was?

Akteure in der Jugendhilfe
Bund, Ldinder und Gemeinden

Anders als z. B. die Schulen, die der Linderhoheit unterste-
hen, istdie Jugendhilfe im Wesentlichen eine kommunale
Aufgabe. Das SGB VIII verpflichtet die Stédte und Landkrei-
se, ein Jugendamt einzurichten und die Férderung der
ortlichen Jugendhilfe in kommunaler Selbstverantwor-
tung zu gestalten. Das Jugendamt ist eine sozialpadago-
gische Fachbehorde. Es besteht aus der Verwaltung, also
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die konkret die
Aufgaben der 6ffentlichen Jugendhilfe wahrnehmen, und
dem Jugendhilfeausschuss (§ 70), der die Leitlinien der 6rt-
lichen Jugendpolitik bestimmt. Im Jugendhilfeausschuss
sitzen neben Mitgliedern des Kommunalparlaments und
sachverstandigen Biirgerinnen und Biirgern auch Vertreter
der Trager der freien Jugendhilfe. Hinzu kommen noch als
beratende Mitglieder Fachleute aus verschiedenen angren-
zenden Bereichen. Der Jugendhilfeausschuss befasst sich
mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe, insbesondere
mit der Beratung von Problemlagen, Vorschldgen fur die
Weiterentwicklung der Jugendhilfe, der Jugendhilfepla-
nung und der Forderung der freien Jugendhilfe.

In den Zustandigkeitsbereich des Bundes fllt die kon-
kurrierende Gesetzgebungskompetenz fiir die Kinder- und
Jugendhilfe Art. 72 Abs. 1 Nr. 7 Grundgesetz. Das Bundes-
jugendministerium férdertim Rahmen des Kinder- und
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Jugendplanes des Bundes landeriibergreifende Aktivitdten
in der Jugendhilfe sowie bundeszentrale Trager, Initiativen
und Modellprojekte (§ § 83 Abs. 1). Die Bundesregierung legt
in jeder Legislaturperiode einen Kinder- und Jugendbericht
vor, der von einer unabhdngigen Sachverstandigenkommis-
sion erarbeitet wird (§ 84).

Die sechzehn Bundeslédnder haben den gesetzlichen Rah-
men des Bundes fiir die Kinder- und Jugendhilfe durch
eigene Landesgesetze ausgefiillt, ergdnzt und erweitert
(soz.B.fiir den Bereich der Kindertagesbetreuung). Die
Lander haben die Aufgabe, die 6rtliche Arbeit zu unterstiit-
zen, zu fordern und zu ergédnzen. Sie sind verantwortlich

fiir die Weiterentwicklung und den gleichméBigen Ausbau
der Jugendhilfe und unterstiitzen die ortlichen Trager der
Jugendhilfe (die Kommunen) durch Beratung und Fortbil-
dung. In allen Bundeslandern gibt es Landesjugendamter.
Sie unterstiitzen die Tréger der Jugendhilfe in ihrem Bereich
durch Beratung und Fortbildung und sichern unter anderem
den Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen.
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Offentliche und freie Jugendhilfe

Die Situation wird noch vielféltiger, wenn die verschiedenen
Institutionen, Organisationen und Gruppen (Initiativen und
Tréger der freien Jugendhilfe) angesprochen werden, die
vor Ort neben dem Jugendamt einen grof3en Teil der Ein-
richtungen und Dienste fiir Mddchen, Jungen und Familien
betreiben. Diese Vielfaltist jedoch kein ,,Wildwuchs®, son-
dern gewollt. Damit soll die Moglichkeit geschaffen werden,
dassin der Jugendhilfe unterschiedliche Wertorientierun-
gen, Inhalte und Methoden zum Einsatz kommen.

Dasistauch der Grund, weshalb die Jugendhilfe nicht nur
von den Stddten und Landkreisen (6ffentliche Jugendhilfe),
sondern auch von Wohlfahrtsverbénden, Vereinen, Selbst-
hilfegruppen, Initiativen und anderen Trdgern von Ein-
richtungen und Diensten (freie Jugendhilfe) durchgefiihrt
wird. Die Leistungsberechtigten (Kinder, Jugendliche,
Eltern und junge Erwachsene) sollen das Recht haben,
zwischen verschiedenen Anbietern zu wahlen. Dies wird

ihr ,,Wunsch- und Wahlrecht* (§ 5) genannt.

Die Zusammenarbeit der 6ffentlichen mit der freien
Jugendhilfe wird durch folgende Grundséatze bestimmt:

1 Offentliche und freie Jugendhilfe sollen partnerschaftlich
zusammenarbeiten (§ 4 Abs. 1).

I Wenn die freie Jugendhilfe Aufgaben tibernehmen kann,
soll die 6ffentliche Jugendhilfe davon absehen (§ 4 Abs. 2).

I Die 6ffentliche Jugendhilfe — das Jugendamt - ist fiir die
Jugendhilfe insgesamt verantwortlich (§ 79) und zur ide-
ellen und finanziellen Férderung der freien Jugendhilfe
(§ 74) bzw. zur Kosteniibernahme (§ § 78a ff.) verpilichtet.
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Daneben gibt es aber Aufgaben, die in der Regel vom
Jugendamt selbst wahrgenommen werden. Hierzu gehdren
unter anderem die Interessenvertretung von Kindern und
Jugendlichen in familiengerichtlichen Verfahren (§ 50) und
die Mitwirkung bei Strafverfahren gegen Jugendliche (14 bis
unter 18 Jahre) und Heranwachsende (18 bis unter 21]Jahre)
im Rahmen der Jugendgerichtshilfe (§ 52).

Bei Strafverfahren gegen Jugendliche oder Heranwach-
sende besteht die Aufgabe darin, einerseits den jungen
Menschen wihrend des Verfahrens zu betreuen und frith-
zeitig zu prifen, ob fiir ihn Leistungen der Jugendhilfe in
Betracht kommen. Daneben sollen personliche und soziale
Belange der jungen Menschen als ein Kriterium zur Beurtei-
lung der Straftat und der Bemessung der Strafe ins Verfah-
ren eingebracht werden.
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Was macht das Jugendamt?

DasJugendamt ist die zentrale Anlaufstelle fiir Kinder,
Jugendliche und Familien. Eingefiihrt wurde das Jugend-
amt durch das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz von 1922, um
die zuvor zersplitterten Zusténdigkeiten, Aufgaben und
Leistungen fiir Kinder, Jugendliche und Familien in einer
Stelle zu biindeln. Seither ist jeder Landkreis und jede kreis-
freie Stadt verpflichtet, ein Jugendamt (manchmal hei3t es
auch ,,Amt fiir Jugend®, ,,Amt fiir Kinder, Jugendliche und
Familien®, ,Fachbereich Jugend® etc.) einzurichten (§ 69).
Auch wennin einzelnen Angelegenheiten andere Stellen
zustandig sind (z. B. fiir das Kindergeld oder bei Leistungen
fur korperlich behinderte Kinder), kann das Jugendamt Rat
und wichtige Informationen geben und beim Weg durch
den ,Behérdendschungel® helfen.

Aufjeden Fallist das Jugendamt zustdndig fiir alle Leistungen
und Aufgaben nach dem SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe).
Dazu gehort die Unterstiitzung junger Menschen in ihrer
individuellen und sozialen Entwicklung, die Vermeidung
und der Abbau von Benachteiligungen, die Beratung und
Unterstiitzung von Eltern in Fragen der Erziehung, der
Schutz von Kindern und Jugendlichen und - nicht zuletzt -
auch der Auftrag, zu positiven Lebensbedingungen fiir junge
Menschen und deren Familien beizutragen und eine kinder-
und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaf-
fen (z.B. durch Einfluss auf Wohnungsbau, Verkehrsplanung
oder familienfreundliche Arbeitszeiten in den Betrieben).
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Die ortlichen Trdger der 6ffentlichen Jugendhilfe, die Kreise
und Stédte, haben die hierfiir erforderlichen finanziellen
und personellen Voraussetzungen zu schaffen. Sie sollen

gewdhrleisten, dass die Einrichtungen, Dienste und Veran-
staltungen ausreichend zur Verfiigung stehen (vgl. § 79
Abs. 2). Das Jugendamt muss dabei nicht alle Leistungen
selbst durchfiihren, sondern soll mit freien Tragern der
Jugendhilfe, den Verbdnden und Vereinen, und mit Selbst-
hilfegruppen zusammenarbeiten. Das Jugendamt hat aber
die Gesamtverantwortung dafir, dass tatsachlich auf ort-
licher Ebene die Aufgaben nach dem SGB VIIl angemessen
wahrgenommen werden.

Dies bedeutet unter anderem, dass das ortliche Jugendamt

dafiir Sorge zu tragen hat, dass Angebote und Leistungen

I der Jugendarbeit (§ § 11und 12) und der Jugendsozialarbeit
(§13),

I der allgemeinen Beratung und Familienféorderung (§ 16),

I der Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und
Scheidung (§ 17) und bei der Ausiibung der Personensorge
(§18),

I der Tagesbetreuung fiir Kinder in Kindertageseinrichtungen
und in der Kindertagespflege (§ § 22 1f.),

I der Hilfe zur Erziehung (§ § 27 ff.), der Eingliederungshilfe fiir
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§ 35a) und der
Hilfen fir junge Volljahrige (§ 41) und

I weitere Leistungen (vgl. § 2 Abs. 2) ausreichend, d. h. bedarfs-
gerecht, zur Verfligung stehen.

Das Jugendamtist ferner fiir Aufgaben zusténdig, die sich aus
dem Auftrag zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen vor Gefahren ergeben
(§1Abs.3Nr.3),der auch als ,, Wachteramt*“ bezeichnet wird.
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Das Jugendamt soll praventiv wirken und muss einschrei-
ten, wenn es Kenntnis von konkreten Kindeswohlgefahr-
dungen erlangt (z. B. bei Vernachléssigung oder bei korper-
licher, psychischer oder sexueller Gewalt gegen Kinder oder
Jugendliche). Dafiir sieht das Gesetz ein spezielles Verfah-
ren zur Gefdhrdungseinschétzung vor (§ 8a). Sollten Eltern
nicht willens oder in der Lage sein, die Gefahrdung durch
Hilfen zur Erziehung abzuwenden, muss nétigenfalls das
Familiengericht angerufen werden, um die Elternrechte
einzuschrédnken. Im akuten Gefahrenfall ist das Jugendamt
verpflichtet, das Kind in Obhut zu nehmen (§ 42).

Ein weiterer Aufgabenbereich des Jugendamtes bezieht sich
auf die Mitwirkung in familien- und kindschaftsrechtlichen
Angelegenheiten sowie in Jugendgerichtsverfahren,um
dierechtlichen und materiellen Belange von Kindern und
Jugendlichen zu vertreten und zu giinstigen Entwicklungs-
bedingungen beizutragen.

Hierzu gehoren:

I die Beratung und Unterstiitzung bei der Vaterschaftsfest-
stellung und bei der Geltendmachung von Unterhalts-
anspriichen (§ 52a),

I die Mitwirkung in Verfahren vor Familien-und
Vormundschaftsgerichten (z.B. beider Regelung der elter-
lichen Sorge oder des Umgangsrechts, § 50),

I die Fihrung von Beistandschaften, Amtspflegschaften und
Vormundschaften, wenn hierfiir Einzelpersonen nicht zur
Verfiigung stehen (§ 55 ff.) und

I die Mitwirkung in Jugendgerichtsverfahren, mit denen Straf-
taten Jugendlicher und Heranwachsender geahndet werden
sollen (Jugendgerichtshilfe, § 52).
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Nichts geht ohne sie!

Rechte von Méadchen, Jungen und Eltern

Die Erziehung ihrer Kinder ist das Recht und die Pflicht
von Eltern; sie hierbei zu unterstiitzen, ist Aufgabe der
Kinder- und Jugendhilfe. Aber Kinder und Jugendliche
haben auch eigene Rechte. Wie Méddchen und Jungen die
Berticksichtigung ihrer Rechte erleben und wie sie bei der
Mitgestaltung ihrer Lebensraume einbezogen werden,
bestimmt entscheidend die Entwicklung ihrer demokra-
tischen Grundhaltungen. Das wachsende Bediirfnis nach
selbststdndigem, verantwortungsbewusstem Handeln, ihre
religitse Selbstbestimmung, ihre kulturellen Eigenarten
sowie der Gleichberechtigungsgedanke von Mddchen und
Jungen sind zu bertcksichtigen.

Die Angebote zur Jugendarbeit sollen von den Kindern und
Jugendlichen mitbestimmt und mitgestaltet werden (§ 11).
In Jugendverbdanden wird Jugendarbeit von jungen Men-
schen selbst organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und

mitverantwortet (§ 12).
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Jugendhilfeplanung hat die Bediirfnisse, Wiinsche und
Interessen der jungen Menschen einzubeziehen (§ 80).

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
in der Gesellschaft und ihre Rechte in der
Kinder- und Jugendhilfe

Nach der UN-Kinderrechtskonvention von 1989 haben Kin-
der das Recht, ihre Meinung frei zu d&uBern. Ihre Meinung
mussin allen ihren Angelegenheiten berticksichtigt werden.

Zur Beteiligung an gesellschaftlichen Entscheidungen und

Diskussionen und zur Mitgestaltung ihrer Lebensorte gibt es

inzwischen sehr unterschiedliche Formen, z.B.

| Initiativen und Aktionen von Kindern und Jugendlichen,

I Kinder- und Jugendparlamente,

I Kinderforen und runde Tische,

I Kinderbeauftragte und Kinderanwalte,

I projektbezogene Veranstaltungen,

I Schiilervertretungen in den Schulen,

I Jugendvertretungen in Betrieben,

I Mitbestimmung in Jugendverbanden und Jugendeinrich-
tungen,

I Jugendvertretungen in Heimen und Erziehungshilfe-
einrichtungen.

Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an Entschei-
dungsprozessen muss alters- und interessengerecht sein.
Die Ergebnisse miissen zeitnah umgesetzt werden. Nach dem
SGB VIl sind Méddchen und Jungen an allen sie betreffenden
Entscheidungen der Jugendhilfe zu beteiligen (§ 8 Abs.1).
Die unterschiedlichen Lebenslagen von Madchen und Jungen
missen dabei berticksichtigt werden (§ 9).
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Wenn ein junger Mensch in einer Not- und Konfliktlage sich

an dasJugendamt wendet, so kann er dort auch ohne Wis-
sen der Eltern beraten werden (§ 8 Abs. 3). Dabei hat er auch
das Recht, sich eine vertraute Person zur Unterstiitzung mit
in die Gesprache zu nehmen (§ 13 Sozialgesetzbuch X).

Beteiligung und Rechte der Eltern

Ohne die Mitwirkung und Beteiligung der Eltern kénnen
die meisten Angebote der Kinder- und Jugendhilfe nicht
gelingen. In der Kindertageseinrichtung kénnen die Eltern
uber die Gestaltung der Arbeit mitbestimmen (§ 22a Abs. 2).
Oftsind Elterninitiativen auch selber Tréager von Kinder-
gérten oder Kindergruppen (§ 25). In Familienbildungsstat-
ten treffen sich vielfach Miutter (und Vater), um gemeinsam
uber Fragen zu diskutieren oder sich als Selbsthilfegruppen
gegenseitig zu helfen, z. B. wenn sie alleinerziehend sind. In
vielen Stddten gibt es inzwischen Biuirgerinitiativen, die sich
fiir die Gestaltung und Verbesserung der Lebensverhéltnis-
se von Familien einsetzen. Jeder kann sich auch unmittelbar
an die Mitglieder des Jugendhilfeausschusses wenden. Je
mehr diese angesprochen werden und von deren Wiin-
schen erfahren, desto besser kann die Jugendhilfe ihren
Auftrag zur Mitgestaltung des Lebens in den Stddten und
Kreisen erfiillen.
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Recht auf Mitentscheidung bei
Erziehungshilfen

Wenn Eltern, Mddchen und Jungen Hilfe zur Erziehung
erhalten, so miissen die Fachkréfte des Jugendamtes die
Wiinsche der Eltern berticksichtigen (§ 5). Grundlage fiir die
Ausgestaltung und Steuerung einer Hilfe zur Erziehung ist
der Hilfeplan, der gemeinsam von den Fachkréften sowie
Kindern, Jugendlichen und Eltern entwickelt und fortge-
schrieben wird (§ 36). Das Jugendamt hat die Pflicht, mit
den Eltern zusammenzuarbeiten. Je besser die Absprache
zwischen dem Jugendamt, der Einrichtung, den Eltern und
dem Kind oder Jugendlichen ist, umso eher kann die Hilfe
auch wirklich zur Uberwindung der Krise fiihren.

Auch ein Jugendamtkann ssichirren...

...oder eine Entscheidung treffen, die - aus welchen Griinden
auch immer - nicht akzeptiert wird. Den Betroffenen bleibt
dann die Moglichkeit, zur Wahrung ihrer Rechte und zur Ver-
tretung ihrer Interessen tatig zu werden. Wenn Beschwerden,
Eingaben oder ein Widerspruch nichts ausrichten, besteht
die Moglichkeit, Gerichte anzurufen. In allen Bereichen,

wo es um Leistungen (Versagung von Leistungen, andere
Leistungen als die gewtinschten) geht, sind die Verwaltungs-
gerichte zustdndig. Damit kommen Eltern oder Kinder allein
aber zumeist nicht zurecht. Sie sollten sich dann um einen Bei-
stand bemiihen. In einer Beratungsstelle, in der Sprechstunde
des Kinderschutzbundes, bei einer Kinderbeauftragten oder
bei einer Biirgerberatung kann man sich ersten Rat holen.
Uber die Titigkeit des Jugendamtes als Amtsvormund oder
Amtspfleger wacht das Vormundschaftsgericht.
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Jugend hat Zukunft!

Eine gute und leistungsfdahige Jugendhilfe ist eine wirk-

same Zukunftsinvestition. Deshalb muss auch zukiinftig ein

umfassender und bedarfsgerechter Ausbau der Leistungen

und Angebote der Jugendhilfe gesichert werden. Dabei gilt

es insbesondere darauf zu achten, dass Jugendhilfe

| inihren vorbeugenden (préventiven) Angeboten gestarkt
wird,

I durch Kooperation und Vernetzung ihre Wirksamkeit
steigert,

| flexibel auf die konkreten Alltagsprobleme von Kindern,
Jugendlichen und Familien reagiert,

I die Selbsthilfe unterstiitzt und starkt,

I den unterschiedlichen Lebenslagen von Mddchen und
Jungen Rechnung trégt und Gleichstellung férdert und

I unterschiedliche Lebenslagen (z. B. mégliche Benachtei-
ligungen) und kulturelle Bedurfnisse in ihrem Handeln
berticksichtigt.

Esist nichtzu iibersehen, dass einige Probleme und Schwie-
rigkeiten von Kindern, Jugendlichen und Familien ihre
Ursachen in gesellschaftlichen Bereichen haben, auf die die
Jugendhilfe mit ihren Méglichkeiten unmittelbar nicht Ein-
fluss nehmen kann. Jugendhilfe kann sich in Zusammen-
arbeit mit Politik und anderen staatlichen Institutionen
(z.B. Schule, Arbeitsverwaltung) zum Interessenvertreter
und zur Lobby fiir die Belange von Kindern, Jugendlichen
und Familien machen.
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In den zuriickliegenden Jahren und Jahrzehnten war
Jugendhilfe immer wieder gefordert, neue Losungen fiir
aktuelle Herausforderungen zu finden. Gegenwaértig ist die
Jugendhilfe in der Bundesrepublik in einer guten ,,Verfas-
sung“. Damit sie auch die Herausforderungen der Zukunft
erfolgreich bewéltigen kann, braucht sie Unterstiitzung.
Unterstiitzung von innen - den dort tdtigen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, den in diesem Feld engagierten
Verbédnden und Institutionen -, aber auch die Unterstiit-
zung durch Politik und gesellschaftliche Gruppen und -
nicht zuletzt - durch all diejenigen, die Kindern, Jugend-
lichen und Familien in unserer Gesellschaft eine gute
Zukunft und mehr Chancen geben wollen.
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Zum Weiterlesen

Unser Recht auf Erziehungshilfe ...
Evangelischer Erziehungsverband e. V., EREV. (Hg.)
FliiggestraBe 21, 30161 Hannover

Johannes Miinder u. a.

Frankfurter Kommentar Kinder- und Jugendhilfe
4.,vollstdndig tiberarbeitete Auflage

Minster 2006

Reinhard Wiesner u. a.
SGB VIII Kinder- und Jugendhilfe
Miinchen 2006, 3. Auflage

Adressen

Landesjugendamter

Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Sport
Landesjugendamt

Beuthstrafle 6-8

10117 Berlin

www.senbjs.berlin.de

Landesjugendamt des Landes Brandenburg
Hans-Wittwer-Straf3e 6

16321 Bernau
www.brandenburg.de/landesjugendamt

Berlin

Bernau
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Senator fiir Arbeit, Frauen, Gesundheit,
Jugend und Soziales

Landesjugendamt

Contrescarpe 72

28195 Bremen
www.jugendinfo.de/landesjugendamt

Sachsisches Landesamt fiir Familie und Soziales
Abt.V

Landesjugendamt

ReichsstraB3e 3

09112 Chemnitz

www.slfs.sachsen.de

Landesamt fiir Versorgung und Soziales
des Landes Sachsen-Anhalt

Abt.4

Landesjugendamt

Neustéddter Passage 15

06122 Halle/Saale
www.sachsen-anhalt.de

Amt fiir Familie,

Jugend und Sozialordnung
-FS4-

Hamburger Straf3e 47
22083 Hamburg
www.hamburg.de

Niedersdchsisches Landesjugendamt
Waterlooplatz 11

30169 Hannover
www.soziales.niedersachsen.de

Bremen

Chemnitz

Halle/Saale

Hamburg

Hannover
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Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Familie,

Jugend und Senioren des Landes Schleswig-Holstein

Landesjugendamt
Adolf-Westphal-Stra3e 4

24113 Kiel
www.msgf.schleswig-holstein.de

Landschaftsverband Rheinland
Landesjugendamt
Herrmann-Pliinder-Straf3e 1
50663 Koln
www.jugend.lvr.de

Landesamt fiir Soziales, Jugend und Versorgung
Rheinland-Pfalz

Landesjugendamt

Rheinallee 97-101

55118 Mainz

www.Isjv.rip.de

Bayerisches Landesjugendamt
Winzererstraf3e 9

80797 Miinchen
www.blja.bayern.de

Landschaftsverband Westfalen-Lippe
Landesjugendamt

Warendorfer Straf3e 25

48145 Munster

www.lja-wl.de

Kiel

Kéln

Mainz

Miinchen

Miinster
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Landesjugendamt fiir Gesundheit und Soziales
Mecklenburg-Vorpommern

Abt. Jugend und Familie

Neustrelitzer Straf3e 120, Block E

17033 Neubrandenburg
www.lja.brandenburg.de

Ministerium fiir Arbeit, Familie, Pravention, Soziales und
Sport-Landesjugendamt

Franz-Roder-StraBBe 23

66119 Saarbriicken
www.landesjugendamt.saarland.de

Kommunalverband fiir Jugend und Soziales
Baden-Wiirttemberg

Landesjugendamt

Lindenspirstral3e 39

70176 Stuttgart

www.kvjs.de

Landesamt fiir Soziales und Familie
Landesjugendamt Thiiringen
Karl-Liebknecht-Stra3e 4

98527 Suhl
www.thueringen.de/de/tmsfg/lasf/la/

Hessisches Sozialministerium
AbtII-Landesjugendamt
Dostojewskistral3e 4

65187 Wiesbaden
www.sozialministerium.hessen.de

Neubranden-
burg

Saarbriicken

Stuttgart

Suhl

Wiesbaden
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Kommunale Spitzenverbande

Deutscher Stédtetag Berlin
StraBBe des17.Juni1l12

10623 Berlin

www.staedtetag.de

Deutscher Stadte- und Gemeindebund Berlin
MarienstraBBe 6

12207 Berlin

www.dstgb.de

Deutscher Landkreistag Berlin
LennéstraBe11

10785 Berlin

www.kreise.de

Spitzenverbdnde der Freien Wohlfahrtspflege

Arbeiterwohlfahrt Bonn
—-Bundesverbande. V.-

Heinrich-Albertz-Haus

Bliicherstra3e 62/63

10961 Berlin

Deutscher Caritasverband e. V. Freiburg i. Br.
KarlstraBBe 40

79104 Freiburgi. Br.

www.caritas.de
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Deutscher Paritédtischer
Wohlfahrtsverband

- Gesamtverbande. V.-
Oranienburger Straf3e 13-14
10178 Berlin
www.paritaet.org

Deutsches Rotes Kreuz
- Generalsekretariat -
Carstennstraf3e 58
12205 Berlin
www.drk.de

Diakonisches Werk

der Evangelischen Kirche
in Deutschland e. V.
Stafflenbergstraf3e 76
70010 Stuttgart
www.diakonie.de

Zentralwohlfahrtsstelle

der Juden in Deutschland e. V.
HebelstraB3e 6

60318 Frankfurt/M.
www.zwst.org

Sonstige

R ORTES SRS

Berlin

Berlin

Stuttgart

Frankfurt/
Main

Arbeitsgemeinschaft fiir Kinder- und Jugendhilfe (AG]) Berlin

Mithlendamm 3
10178 Berlin
www.agj.de
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Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und
Jugendschutze. V.

Miihlendamm 3

10178 Berlin
www.bag-jugendschutz.de

Bundesverband alleinerziehender
Mitter und Véter (VAMV)
Hasenheide 70

10967 Berlin
www.vamv-bundesverband.de

Internationaler Sozialdienst

Deutscher Verein fir 6ffentliche und private Fiirsorge

MichaelkirchstraBe 1718
10179 Berlin
www.deutscher-verein.de

PFAD fiir Kinder - Bundesverband
fur Pflege- und Adoptivfamilien e. V.
GeisbergstraB3e 16

10777 Berlin

www.pfad-bv.de

Bundespriifstelle fiir jugendgefédhrdende Schriften
Rochusstra3e 8-10

53123 Bonn

www.bundespruefstelle.de

Stiftung Deutsche Jugendmarke
Maximilianstrae 28 d

53111 Bonn
www.jugendmarke.de

Berlin

Berlin

Berlin

Berlin

Bonn

Bonn
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Internationale Gesellschaft fiir erzieherische Hilfen (IGfH)

Schaumainkai101-103
60596 Frankfurt
www.igfh.de

Bundeskonferenz fiir Erziehungsberatung e. V. (bke)
HerrnstrafBBe 53

90763 Firth

www.bke.de

Bundesverband fur Erziehungshilfe (AFET) e. V.
- Bundesvereinigung -

OsterstraBBe 27

30159 Hannover

www.afet-ev.de

Deutscher Kinderschutzbund
HinuberstraBBe 8

30175 Hannover
www.dksb.de

Bundesarbeitsgemeinschaft Kinderschutz-Zentren e. V.
Bonner Straf3e 147

50968 Koln

www.kinderschutzzentren.de

Bundesverband fiir Kindertagespflege e. V.
Moerserstraf3e 25

47798 Krefeld
www.tagesmuetter-bundesverband.de

Frankfurt

Firth

Hannover

Hannover

Kéln

Krefeld
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Sozialgesetzbuch (SGB)

Achtes Buch (VIII)
Kinder- und Jugendhilfe

Achtes Buch Sozialgesetzbuch
(Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBI. | S. 1163)

zuletzt gedandert durch Artikel 105 des Gesetzes vom
17. Dezember 2008, (BGBI. 1 S. 2586)
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Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

Recht auf Erziehung, Elternverantwor-
tung, Jugendhilfe

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf For-
derung seiner Entwicklung und auf Erzie-
hung zu einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfdhigen Personlichkeit.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das
natiirliche Recht der Eltern und die zuvorderst
ihnen obliegende Pflicht. Uber ihre Betiti-
gung wacht die staatliche Gemeinschaft.

(3)Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des

Rechts nach Absatz1insbesondere

1. junge Menschen inihrerindividuellen
und sozialen Entwicklung férdern und
dazu beitragen, Benachteiligungen zu
vermeiden oder abzubauen,

2. Elternund andere Erziehungsberechtigte
bei der Erziehung beraten und unterstit-
zen,

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren fiir
ihr Wohl schiitzen,

4. dazubeitragen, positive Lebensbedin-
gungen fiirjunge Menschen und ihre
Familien sowie eine kinder- und familien-
freundliche Umwelt zu erhalten oder zu
schaffen.

Aufgaben der Jugendhilfe

(1) DieJugendhilfe umfasst Leistungen und
andere Aufgaben zugunsten junger Men-
schen und Familien.
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(2) Leistungen der Jugendhilfe sind:

1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen
Kinder- und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14),

2. Angebote zur Férderung der Erziehung
in der Familie (§§ 16 bis 21),

3. Angebote zur Férderung von Kindern in
Tageseinrichtungen und in Tagespflege
(§8§ 22 bis 25),

4. Hilfe zur Erziehung und ergdnzende
Leistungen (§§ 27 bis 35, 36, 37, 39, 40),

5. Hilfe fir seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche und ergénzende Leistungen
(§§ 35abis 37, 39, 40),

6. Hilfe fiir junge Volljdhrige und Nachbe-
treuung (§ 41).

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind

1. dieInobhutnahme von Kindern und
Jugendlichen (§ 42),

2. aufgehoben

3. dieErteilung, der Widerruf und die
Zurliicknahme der Pflegeerlaubnis
(§§43,44),

4. dieErteilung, der Widerruf und die
Zurliicknahme der Erlaubnis fiir den
Betrieb einer Einrichtung sowie die Ertei-
lung nachtréaglicher Auflagen und die
damit verbundenen Aufgaben (§§ 45 bis
47,48a),

5. dieTatigkeitsuntersagung (§§ 48, 48a),

6. die Mitwirkung in Verfahren vor den Vor-
mundschafts- und den Familiengerich-
ten (§ 50),

7. dieBeratung und Belehrung in Verfah-
ren zur Annahme als Kind (§ 51),

8. die Mitwirkung in Verfahren nach dem
Jugendgerichtsgesetz (§ 52),

9. die Beratung und Unterstiitzung von
Miittern bei Vaterschaftsfeststellung und
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Geltendmachung von Unterhaltsansprii-
chen sowie von Pflegern und Vormiin-
dern (§§ 52a,53),

10. die Erteilung, der Widerruf und die
Zuriicknahme der Erlaubnis zur Ubernah-
me von Vereinsvormundschaften (§ 54),

11. Beistandschaft, Amtspflegschaft, Amts-
vormundschaft und Gegenvormund-
schaft des Jugendamts (§§ 55 bis 58),

12. Beurkundung und Beglaubigung (§ 59),

13. die Aufnahme von vollstreckbaren
Urkunden (§ 60).

Freie und 6ffentliche Jugendhilfe

(1) Die Jugendhilfe ist gekennzeichnet durch
die Vielfalt von Trdgern unterschiedlicher
Wertorientierungen und die Vielfalt von
Inhalten, Methoden und Arbeitsformen.

(2) Leistungen der Jugendhilfe werden von
Tragern der freien Jugendhilfe und von Tré-
gern der offentlichen Jugendhilfe erbracht.
Leistungsverpflichtungen, die durch dieses
Buch begriindet werden, richten sich an die
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe.

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe werden
von Trédgern der offentlichen Jugendhilfe
wahrgenommen. Soweit dies ausdriicklich
bestimmtist, konnen Tréger der freien
Jugendhilfe diese Aufgaben wahrnehmen
oder mit ihrer Ausfiihrung betraut werden.
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Zusammenarbeit der éffentlichen Jugend-
hilfe mit der freien Jugendhilfe

(1) Die offentliche Jugendhilfe soll mit der
freien Jugendhilfe zum Wohl junger Men-
schen und ihrer Familien partnerschaftlich
zusammenarbeiten. Sie hat dabei die Selbst-
standigkeit der freien Jugendhilfe in Ziel-
setzung und Durchfiihrung ihrer Aufgaben
sowie in der Gestaltung ihrer Organisations-
struktur zu achten.

(2) Soweit geeignete Einrichtungen, Diens-
te und Veranstaltungen von anerkannten
Tragern der freien Jugendhilfe betrieben
werden oder rechtzeitig geschaffen werden
konnen, soll die 6ffentliche Jugendhilfe von
eigenen MafBnahmen absehen.

(3) Die offentliche Jugendhilfe soll die freie
Jugendhilfe nach MaBgabe dieses Buches
fordern und dabei die verschiedenen For-
men der Selbsthilfe starken.

Wunsch- und Wahlrecht

(1) Die Leistungsberechtigten haben das
Recht, zwischen Einrichtungen und Diens-
ten verschiedener Trdger zu wahlen und
Wiinsche hinsichtlich der Gestaltung der
Hilfe zu duBern. Sie sind auf dieses Recht hin-
zuweisen.

(2) Der Wahl und den Wiinschen soll entspro-
chen werden, sofern dies nicht mit unver-
héltnisméBigen Mehrkosten verbunden

ist. Wiinscht der Leistungsberechtigte die
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Erbringung einerin § 78a genannten Leis-
tung in einer Einrichtung, mit deren Trager
keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen,
so soll der Wahl nur entsprochen werden,
wenn die Erbringung der Leistung in dieser
Einrichtung im Einzelfall oder nach MaB3gabe
des Hilfeplanes (§ 36) geboten ist.

Geltungsbereich

(1) Leistungen nach diesem Buch werden
jungen Menschen, Miittern, Vatern und
Personensorgeberechtigten von Kindern
und Jugendlichen gewdhrt, die ihren tat-
sdchlichen Aufenthalt im Inland haben. Fir
die Erfiillung anderer Aufgaben gilt Satz1
entsprechend. Umgangsberechtigte haben
unabhéngig von ihrem tatsdchlichen Aufent-
halt Anspruch auf Beratung und Unterstiit-
zung bei der Ausiibung des Umgangsrechts,
wenn das Kind oder der Jugendliche seinen
gewoOhnlichen Aufenthaltim Inland hat.

(2) Ausldnder konnen Leistungen nach
diesem Buch nur beanspruchen, wenn sie
rechtmaBig oder aufgrund einer ausldnder-
rechtlichen Duldung ihren gewdhnlichen
Aufenthaltim Inland haben. Absatz1Satz 2
bleibt unbertihrt.

(3) Deutschen kénnen Leistungen nach
diesem Buch auch gewéhrt werden, wenn
sieihren Aufenthaltim Ausland haben und
soweit sie nicht Hilfe vom Aufenthaltsland
erhalten.

(4) Regelungen des tiber- und zwischenstaat-
lichen Rechts bleiben unberthrt.
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Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Buches ist
1. Kind, wer noch nicht14 Jahre altist,
soweit nicht die Absdtze 2 bis 4 etwas

anderes bestimmen,

2. Jugendlicher, wer 14, aber noch nicht
18 Jahre altist,

3. junger Volljahriger, wer 18, aber noch
nicht27Jahre altist,

4. junger Mensch, wer noch nicht 27 Jahre
altist,

5. Personensorgeberechtigter, wem allein
oder gemeinsam mit einer anderen
Person nach den Vorschriften des Biirger-
lichen Gesetzbuchs die Personensorge
zusteht,

6. Erziehungsberechtigter der Personensor-
geberechtigte und jede sonstige Person
iiber 18 Jahre, soweit sie aufgrund einer

Vereinbarung mit dem Personensorgebe-
rechtigten nicht nur voriitbergehend und
nicht nur fiir einzelne Verrichtungen Auf-
gaben der Personensorge wahrnimmt.

(2) Kind im Sinne des § 1 Abs. 2 ist, wer noch
nicht18 Jahre altist.

(3) (weggefallen)

(4) Die Bestimmungen dieses Buches, die sich
aufdie Annahme als Kind beziehen, gelten
nur fir Personen, die das18. Lebensjahr noch
nichtvollendet haben.
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Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen

(1) Kinder und Jugendliche sind entspre-
chend ihrem Entwicklungsstand an allen

sie betreffenden Entscheidungen der
offentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. Sie
sind in geeigneter Weise auf ihre Rechte im
Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren
vor dem Familiengericht, dem Vormund-
schaftsgericht und dem Verwaltungsgericht
hinzuweisen.

(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht,
sichin allen Angelegenheiten der Erziehung
und Entwicklung an das Jugendamt zu
wenden.

(3)Kinder und Jugendliche kénnen ohne
Kenntnis des Personensorgeberechtigten
beraten werden, wenn die Beratung auf-
grund einer Not- und Konfliktlage erforder-
lichist und solange durch die Mitteilung an
den Personensorgeberechtigten der Bera-
tungszweck vereitelt wiirde.

Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahrdung

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige
Anhaltspunkte fiir die Gefdhrdung des Wohls
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so
hat es das Gefdhrdungsrisiko im Zusammen-
wirken mehrerer Fachkréafte abzuschitzen.
Dabei sind die Personensorgeberechtigten
sowie das Kind oder der Jugendliche einzu-
beziehen, soweit hierdurch der wirksame
Schutz des Kindes oder des Jugendlichen
nichtin Frage gestellt wird. Halt das Jugend-
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amtzur Abwendung der Gefdhrdung die
Gewdhrung von Hilfen fiir geeignet und not-
wendig, so hat es diese den Personensorge-
berechtigten oder den Erziehungsberechtig-
ten anzubieten.

(2) In Vereinbarung mit den Trdgern von
Einrichtungen und Diensten, die Leistungen
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzu-
stellen, dass deren Fachkrafte den Schutzauf-
trag nach Absatz1in entsprechender Weise
wahrnehmen und bei der Abschatzung des
Gefdhrdungsrisikos eine insoweit erfahrene
Fachkraft hinzuziehen. Insbesondere ist die
Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fach-
kréafte bei den Personensorgeberechtigten
oder den Erziehungsberechtigten auf die
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken,
wenn sie diese fiir erforderlich halten, und
das Jugendamt informieren, falls die ange-
nommenen Hilfen nicht ausreichend erschei-
nen, um die Gefdhrdung abzuwenden.

(3) Halt das Jugendamt das Tatigwerden des
Familiengerichts fiir erforderlich, so hates
das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn
die Personensorgeberechtigten oder die
Erziehungsberechtigten nicht bereit oder
inder Lage sind, bei der Abschétzung des
Gefdhrdungsrisikos mitzuwirken. Besteht
eine dringende Gefahr und kann die Ent-
scheidung des Gerichts nicht abgewartet
werden, so ist das Jugendamt verpflichtet,
dasKind oder den Jugendlichen in Obhut zu
nehmen.

(4) Soweit zur Abwendung der Gefdhrdung
das Tatigwerden anderer Leistungstrager, der
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der
Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt

auf die Inanspruchnahme durch die Perso-
nensorgeberechtigten oder die Erziehungs-
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berechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges
Tatigwerden erforderlich und wirken die
Personensorgeberechtigten oder die Erzie-
hungsberechtigten nicht mit, so schaltet das
Jugendamt die anderen zur Abwendung der
Gefdhrdung zusténdigen Stellen selbst ein.

Grundrichtung der Erziehung, Gleich-
berechtigung von Madchen und Jungen

Bei der Ausgestaltung der Leistungen und
der Erfiillung der Aufgaben sind

(1) die von den Personensorgeberechtigten
bestimmte Grundrichtung der Erziehung
sowie die Rechte der Personensorgeberech-
tigten und des Kindes oder des Jugendlichen
bei der Bestimmung der religioésen Erziehung
zu beachten,

(2) die wachsende Fahigkeit und das wach-
sende Bediirfnis des Kindes oder des Jugend-
lichen zu selbststdndigem, verantwortungs-
bewusstem Handeln sowie die jeweiligen
besonderen sozialen und kulturellen Bediirf-
nisse und Eigenarten junger Menschen und
ihrer Familien zu berticksichtigen,

(3) die unterschiedlichen Lebenslagen von
Madchen und Jungen zu beriicksichtigen,
Benachteiligungen abzubauen und die
Gleichberechtigung von Mddchen und Jun-
gen zu fordern.
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Verhiltnis zu anderen Leistungen
und Verpflichtungen

(1) Verpflichtungen anderer, insbesondere
der Trager anderer Sozialleistungen und der
Schulen, werden durch dieses Buch nicht
bertihrt. Auf Rechtsvorschriften beruhende
Leistungen anderer diirfen nicht deshalb ver-
sagt werden, weil nach diesem Buch entspre-
chende Leistungen vorgesehen sind.

(2) Unterhaltspflichtige Personen werden nach
MaBgabe der §§ 90 bis 97b an den Kosten fiir
Leistungen und vorldufige MaBnahmen nach
diesem Buch beteiligt. Soweit die Zahlung
desKostenbeitrags die Leistungsféhigkeit des
Unterhaltspflichtigen mindert oder der Bedarf
desjungen Menschen durch Leistungen und
vorldufige MaBnahmen nach diesem Buch
gedecktist, istdies bei der Berechnung des
Unterhalts zu berticksichtigen.

(3) Die Leistungen aus diesem Buch gehen
Leistungen nach dem Zweiten Buch vor.
Leistungennach § 3Abs.2und §§ 14 bis 16
des Zweiten Buches gehen den Leistungen
nach diesem Buch vor.

(4) Die Leistungen nach diesem Buch gehen
Leistungen nach dem Zwdélften Buch vor.
Leistungen der Eingliederungshilfe nach
dem Zwolften Buch fiir junge Menschen, die
korperlich oder geistig behindert oder von
einer solchen Behinderung bedroht sind,
gehen Leistungen nach diesem Buch vor.
Landesrecht kannregeln, dass Leistungen
der Frithfoérderung fir Kinder unabhéngig
von der Art der Behinderung vorrangig von
anderen Leistungstragern gewahrt werden.
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Zweites Kapitel
Leistungen der Jugendhilfe

Erster Abschnitt: Jugendarbeit,
Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder-
und Jugendschutz

Jugendarbeit

(1) Jungen Menschen sind die zur Férderung
ihrer Entwicklung erforderlichen Ange-
bote der Jugendarbeit zur Verfiigung zu
stellen. Sie sollen an den Interessen junger
Menschen ankniipfen und von ihnen mit-
bestimmt und mitgestaltet werden, sie zur
Selbstbestimmung befdhigen und zu gesell-
schaftlicher Mitverantwortung und zu sozia-
lem Engagement anregen und hinfiihren.

(2) Jugendarbeit wird angeboten von Ver-
banden, Gruppen und Initiativen der
Jugend, von anderen Tragern der Jugend-
arbeitund den Trédgern der 6ffentlichen
Jugendhilfe. Sie umfasst fir Mitglieder
bestimmte Angebote, die offene Jugendar-
beit und gemeinwesenorientierte Angebote.

(3) Zuden Schwerpunkten der Jugendarbeit

gehoren:

1. auBerschulische Jugendbildung mit
allgemeiner, politischer, sozialer, gesund-
heitlicher, kultureller, naturkundlicher
und technischer Bildung,

2. Jugendarbeitin Sport, Spiel und Gesellig-
keit,

3. arbeitswelt-, schul-und familienbezoge-
ne Jugendarbeit,

4. internationale Jugendarbeit,

Kinder- und Jugenderholung,

6. Jugendberatung.

o
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(4) Angebote der Jugendarbeit kénnen auch
Personen, die das 27. Lebensjahr vollendet
haben, in angemessenem Umfang einbezie-
hen.

Forderung der Jugendverbande

(1) Die eigenverantwortliche Tatigkeit der
Jugendverbande und Jugendgruppen ist unter
Wahrung ihres satzungsgemaéBen Eigenlebens
nach MaBgabe des § 74 zu férdern.

(2) InJugendverbédnden und Jugendgruppen
wird Jugendarbeit von jungen Menschen
selbst organisiert, gemeinschaftlich gestaltet
und mitverantwortet. Ihre Arbeitist auf Dau-
erangelegtund in der Regel auf die eigenen
Mitglieder ausgerichtet, sie kann sich aber
auch an junge Menschen wenden, die nicht
Mitglieder sind. Durch Jugendverbdnde und
ihre Zusammenschliisse werden Anliegen
und Interessen junger Menschen zum Aus-
druck gebracht und vertreten.

Jugendsozialarbeit

(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich
sozialer Benachteiligungen oder zur Uber-
windung individueller Beeintrachtigungen
in erhohtem MaBe auf Unterstiitzung ange-
wiesen sind, sollen im Rahmen der Jugend-
hilfe sozialpddagogische Hilfen angeboten
werden, die ihre schulische und berufliche
Ausbildung, Eingliederung in die Arbeits-
welt und ihre soziale Integration férdern.
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(2) Soweit die Ausbildung dieser jungen
Menschen nicht durch MaBnahmen und
Programme anderer Trager und Organisati-
onen sichergestellt wird, konnen geeignete
sozialpddagogisch begleitete Ausbildungs-
und BeschéftigungsmaBnahmen angebo-
ten werden, die den Fahigkeiten und dem
Entwicklungsstand dieser jungen Menschen
Rechnung tragen.

(3)Jungen Menschen kann wéhrend der Teil-
nahme an schulischen oder beruflichen Bil-
dungsmaBnahmen oder bei der beruflichen
Eingliederung Unterkunftin sozialpddago-
gisch begleiteten Wohnformen angeboten
werden. In diesen Féllen sollen auch der
notwendige Unterhalt des jungen Menschen
sichergestellt und Krankenhilfe nach MaB-
gabe des § 40 geleistet werden.

(4) Die Angebote sollen mit den MaBnahmen
der Schulverwaltung, der Bundesagentur fiir
Arbeit, der Tréger betrieblicher und aufler-
betrieblicher Ausbildung sowie der Tréger
von Beschéaftigungsangeboten abgestimmt
werden.

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

(1) Jungen Menschen und Erziehungsberech-
tigten sollen Angebote des erzieherischen
Kinder- und Jugendschutzes gemacht werden.

(2) Die MaBnahmen sollen

1. junge Menschen befdhigen, sich vor
gefdhrdenden Einfliissen zu schiitzen,
und sie zu Kritikfdhigkeit, Entscheidungs-
fahigkeit und Eigenverantwortlichkeit
sowie zur Verantwortung gegeniiber
ihren Mitmenschen fiihren,
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2. Elternund andere Erziehungsberechtigte
besser befdhigen, Kinder und Jugend-
liche vor gefdhrdenden Einfliissen zu
schiitzen.

Landesrechtsvorbehalt

Das Nahere tiber Inhalt und Umfang der in
diesem Abschnitt geregelten Aufgaben und
Leistungen regelt das Landesrecht.

Zweiter Abschnitt
Férderung der Erziehung in der Familie

Allgemeine Forderung der Erziehung
in der Familie

(1) Miittern, Vatern, anderen Erziehungs-
berechtigten und jungen Menschen sollen
Leistungen der allgemeinen Forderung der
Erziehung in der Familie angeboten werden.
Sie sollen dazu beitragen, dass Miitter, Véter
und andere Erziehungsberechtigte ihre
Erziehungsverantwortung besser wahrneh-
men konnen. Sie sollen auch Wege aufzei-
gen, wie Konfliktsituationen in der Familie
gewaltfrei gelost werden kénnen.

(2) Leistungen zur Forderung der Erziehung

in der Familie sind insbesondere

1. Angebote der Familienbildung, die auf
Bediirfnisse und Interessen sowie auf
Erfahrungen von Familien in unter-
schiedlichen Lebenslagen und Erzie-
hungssituationen eingehen, die Familie
zur Mitarbeit in Erziehungseinrichtun-
gen und in Formen der Selbst- und Nach-
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barschaftshilfe besser befdhigen sowie
junge Menschen auf Ehe, Partnerschaft
und das Zusammenleben mit Kindern
vorbereiten,

2. Angebote der Beratung in allgemeinen
Fragen der Erziehung und Entwicklung
junger Menschen,

3. Angebote der Familienfreizeit und der
Familienerholung, insbesondere in
belastenden Familiensituationen, die bei
Bedarf die erzieherische Betreuung der
Kinder einschlieen.

(3) Das Ndhere tiber Inhalt und Umfang der
Aufgaben regelt das Landesrecht.

(4) Ab 2013 soll fiir diejenigen Eltern, die ihre
Kinder von ein bis drei Jahren nicht in Ein-
richtungen betreuen lassen wollen oder kdn-
nen, eine monatliche Zahlung (zum Beispiel
Betreuungsgeld) eingefiihrt werden.

Beratung in Fragen der Partnerschaft,
Trennung und Scheidung

(1) Miitter und Véter haben im Rahmen der
Jugendhilfe Anspruch auf Beratung in Fra-
gen der Partnerschaft, wenn sie fiir ein Kind
oder einen Jugendlichen zu sorgen haben
oder tatséchlich sorgen. Die Beratung soll
helfen,

1. einpartnerschaftliches Zusammenleben
in der Familie aufzubauen,

2. Konflikte und Krisen in der Familie zu
bewidltigen,

3. imFalle der Trennung oder Scheidung
die Bedingungen fiir eine dem Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen forderliche
Wahrnehmung der Elternverantwortung
zu schaffen.
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(2) Im Falle der Trennung oder Scheidung sind
Eltern unter angemessener Beteiligung des
betroffenen Kindes oder Jugendlichen bei der
Entwicklung eines einvernehmlichen Kon-
zepts fiir die Wahrnehmung der elterlichen
Sorge zu unterstiitzen; dieses Konzept kann
auch als Grundlage fiir dierichterliche Ent-
scheidung tiber die elterliche Sorge nach der
Trennung oder Scheidung dienen.

(3) Die Gerichte teilen die Rechtshdngigkeit
von Scheidungssachen, wenn gemeinschaft-
liche minderjahrige Kinder vorhanden sind
(§ 622 Abs. 2 Satz1der Zivilprozessordnung),
sowie Namen und Anschriften der Parteien
dem Jugendamt mit, damit dieses die Eltern
uber das Leistungsangebot der Jugendhilfe
nach Absatz 2 unterrichtet.

Beratung und Unterstiitzung bei
der Ausiibung der Personensorge und
des Umgangsrechts

(1) Mitter und Véter, die allein fiir ein Kind

oder einen Jugendlichen zu sorgen haben

oder tatsdchlich sorgen, haben Anspruch auf

Beratung und Unterstiitzung

1. beider Ausiibung der Personensorge
einschlieBlich der Geltendmachung von
Unterhalts- oder Unterhaltsersatzanspri-
chen des Kindes oder Jugendlichen,

2. beider Geltendmachung ihrer Unterhalts-
anspriiche nach § 16151 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs.

(2) Mitter und Vater, die mitdem anderen
Elternteil nicht verheiratet sind, haben
Anspruch auf Beratung iber die Abgabe der
Sorgeerkldrung.
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(3)Kinder und Jugendliche haben Anspruch
auf Beratung und Unterstiitzung bei der Aus-
iibung des Umgangsrechts nach § 1684 Abs. 1
des Biirgerlichen Gesetzbuchs. Sie sollen
darin unterstiitzt werden, dass die Personen,
die nach MaB3gabe der §§ 1684 und 1685 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs zum Umgang mit
ihnen berechtigt sind, von diesem Recht zu
ihrem Wohl Gebrauch machen. Eltern, ande-
re Umgangsberechtigte sowie Personen, in
deren Obhut sich das Kind befindet, haben
Anspruch auf Beratung und Unterstiitzung
bei der Ausiibung des Umgangsrechts. Bei
der Befugnis, Auskunft tiber die persénlichen
Verhéltnisse des Kindes zu verlangen, bei der
Herstellung von Umgangskontakten und bei
der Ausfiihrung gerichtlicher oder vereinbar-
ter Umgangsregelungen soll vermittelt und
in geeigneten Féllen Hilfestellung geleistet
werden.

(4) Ein junger Volljéhriger hat bis zur Voll-
endung des 21. Lebensjahres Anspruch auf
Beratung und Unterstiitzung bei der Geltend-
machung von Unterhalts- oder Unterhalts-
ersatzanspriichen.

Gemeinsame Wohnformen fiir Miitter/
Vater und Kinder

(1) Mitter oder Viter, die allein fiir ein Kind
unter sechs Jahren zu sorgen haben oder tat-
séchlich sorgen, sollen gemeinsam mit dem
Kind in einer geeigneten Wohnform betreut
werden, wenn und solange sie aufgrund ihrer
Personlichkeitsentwicklung dieser Form der
Unterstiitzung bei der Pflege und Erziehung
desKindes bedirfen. Die Betreuung schlief3t
auch altere Geschwister ein, sofern die Mutter
oder der Vater fiir sie allein zu sorgen hat. Eine
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schwangere Frau kann auch vor der Geburt
desKindes in der Wohnform betreut werden.

(2) Wéhrend dieser Zeit soll darauf hinge-
wirkt werden, dass die Mutter oder der Vater
eine schulische oder berufliche Ausbildung
beginnt oder fortfithrt oder eine Berufstétig-
keitaufnimmt.

(3) Die Leistung soll auch den notwendigen
Unterhalt der betreuten Personen sowie
die Krankenhilfe nach MaBgabe des § 40
umfassen.

Betreuung und Versorgung des Kindes in
Notsituationen

(1) Fallt der Elternteil, der die iberwiegende

Betreuung des Kindes iibernommen hat, fir

die Wahrnehmung dieser Aufgabe aus gesund-

heitlichen oder anderen zwingenden Griinden

aus, so soll der andere Elternteil bei der

Betreuungund Versorgung desim Haushalt

lebenden Kindes unterstiitzt werden, wenn

1. erwegen berufsbedingter Abwesenheit
nichtin der Lage ist, die Aufgabe wahrzu-
nehmen,

2. dieHilfe erforderlich ist, um das Wohl des
Kindes zu gewéhrleisten,

3. Angebote der Forderung des Kindes in
Tageseinrichtungen oder in Kindertags-
pflege nicht ausreichen.

(2) Féllt ein alleinerziehender Elternteil oder
fallen beide Elternteile aus gesundheitlichen
oder anderen zwingenden Griinden aus, so
soll unter der Voraussetzung des Absatzes 1
Nr. 3 das Kind im elterlichen Haushalt ver-
sorgtund betreut werden, wenn und solan-
ge es fiir sein Wohl erforderlich ist.
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Unterstiitzung bei notwendiger Unterbrin-
gung zur Erfiillung der Schulpflicht

Koénnen Personensorgeberechtigte wegen
des mit ihrer beruflichen Tatigkeit verbun-
denen standigen Ortswechsels die Erfiillung
der Schulpflicht ihres Kindes oder Jugend-
lichen nicht sicherstellen und ist deshalb
eine anderweitige Unterbringung des
Kindes oder des Jugendlichen notwendig,

so haben sie Anspruch auf Beratung und
Unterstiitzung. In geeigneten Fillen konnen
die Kosten der Unterbringung in einer fiir
das Kind oder den Jugendlichen geeigneten
Wohnform einschlief3lich des notwendigen
Unterhalts sowie die Krankenhilfe tibernom-
men werden. Die Leistung kann tiber das
schulpflichte Alter hinaus gewéahrt werden,
sofern eine begonnene Schulausbildung
noch nicht abgeschlossen ist, ldngstens aber
bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres.

Dritter Abschnitt
Férderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege

Grundsatze der Forderung

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen,
in denen sich Kinder fiir einen Teil des Tages
oder ganztdgig aufhalten und in Gruppen
gefordert werden. Kindertagespflege wird
von einer geeigneten Tagespflegeperson
inihrem Haushalt oder im Haushalt des
Personensorgeberechtigten geleistet. Das
Néhere tiber die Abgrenzung von Tagesein-
richtungen und Kindertagespflege regelt
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dasLandesrecht. Es kann auch regeln, dass
Kindertagespflege in anderen geeigneten
Ré&umen geleistet wird.

(2) Tageseinrichtungen fiir Kinder und

Kindertagespflege sollen

1. die Entwicklung desKindes zu einer eigen-
verantwortlichen und gemeinschaftsfa-
higen Personlichkeit férdern,

2. dieErziehung und Bildung in der Familie
unterstiitzen und erganzen,

3. denEltern dabei helfen, Erwerbstatigkeit
und Kindererziehung besser miteinander
vereinbaren zu konnen.

(3) Der Forderungsauftrag umfasst Erzie-
hung, Bildung und Betreuung des Kindes
und bezieht sich auf die soziale, emotionale,
korperliche und geistige Entwicklung des
Kindes. Er schlieSt die Vermittlung orientie-
render Werte und Regeln ein. Die Férderung
soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den
sprachlichen und sonstigen Fahigkeiten, an
der Lebenssituation sowie den Interessen und
Bediirfnissen des einzelnen Kindes orientie-
ren und seine ethnische Herkunft berticksich-
tigen.

Férderung von Tageseinrichtungen

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
sollen die Qualitat der Forderung in ihren
Einrichtungen durch geeignete MaBnahmen
sicherstellen und weiterentwickeln. Dazu
gehoren die Entwicklung und der Einsatz
einer pddagogischen Konzeption als Grund-
lage fur die Erfullung des Férderungsauftrags
sowie der Einsatz von Instrumenten und
Verfahren zur Evaluation der Arbeitin den
Einrichtungen.
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(2) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sol-
lenssicherstellen, dass die Fachkréfte inihren
Einrichtungen zusammenarbeiten

1. mitden Erziehungsberechtigten und
Tagespflegepersonen zum Wohl der Kin-
der und zur Sicherung der Kontinuitat des
Erziehungsprozesses,

2. mitanderen kinder- und familienbezo-
genen Institutionen und Initiativen im
Gemeinwesen, insbesondere solchen der
Familienbildung und -beratung,

3. mitden Schulen, um den Kindern einen
guten Ubergang in die Schule zu sichern
und um die Arbeit mit Schulkindern in
Horten und altersgemischten Gruppen zu
unterstitzen.

Die Erziehungsberechtigten sind an den
Entscheidungen in wesentlichen Angelegen-
heiten der Erziehung, Bildung und Betreuung
zu beteiligen.

(3) Das Angebot soll sich pddagogisch und
organisatorisch an den Bediirfnissen der Kin-
der und ihrer Familien orientieren. Werden
Einrichtungen in den Ferienzeiten geschlos-
sen, so hat der Trager der 6ffentlichen Jugend-
hilfe fiir die Kinder, die nicht von den Erzie-
hungsberechtigten betreut werden kénnen,
eine anderweitige Betreuungsmaoglichkeit
sicherzustellen.

(4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen,
sofern der Hilfebedarf dies zulésst, in Gruppen
gemeinsam geférdert werden. Zu diesem
Zweck sollen die Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe mit den Trdgern der Sozialhilfe
bei der Planung, konzeptionellen Ausgestal-
tung und Finanzierung des Angebotes zusam-
menarbeiten.
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(5) Die Trager der offentlichen Jugendhilfe sol-
len die Realisierung des Férderungsauftrages
nach MaB3gabe der Absédtze 1bis4 in den Ein-
richtungen anderer Trdger durch geeignete
MaBnahmen sicherstellen.

Foérderung in Kindertagespflege

(1) Die Forderung in Kindertagespflege nach
MaBgabe von § 24 umfasst die Vermittlung
desKindes zu einer geeigneten Tagespflege-
person, soweit diese nicht von der erziehungs-
berechtigten Person nachgewiesen wird,
deren fachliche Beratung, Begleitung und
weitere Qualifizierung sowie die Gewdhrung
einer laufenden Geldleistung an die Tages-
piflegeperson.

(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1

umfasst

1. dieErstattung angemessener Kosten, die
der Tagespflegeperson fiir den Sachauf-
wand entstehen,

2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer
Foérderungsleistung nach MaBgabe von
Absatz?2a,

3. dieErstattung nachgewiesener Aufwen-
dungen fiir Beitrdge zu einer Unfallver-
sicherung sowie die hélftige Erstattung
nachgewiesener Aufwendungen zu einer
angemessenen Alterssicherung der Tages-
pflegeperson und

4. diehalftige Erstattung nachgewiesener
Aufwendungen zu einer angemessenen
Krankenversicherung und Pflegeversiche-
rung.
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(2a) Die Hohe der laufenden Geldleistung
wird von den Tragern der 6ffentlichen
Jugendhilfe festgelegt, soweit Landesrecht
nicht etwas anderes bestimmt. Der Betrag zur
Anerkennung der Forderungsleistung der
Tagespflegeperson istleistungsgerecht auszu-
gestalten. Dabei sind der zeitliche Umfang der
Leistung und die Anzahl sowie der Foérderbe-
darf der betreuten Kinder zu berticksichtigen.

(3) Geeignet im Sinne von Absatz1sind Per-
sonen, die sich durch ihre Persénlichkeit, Sach-
kompetenz und Kooperationsbereitschaft mit
Erziehungsberechtigten und anderen Tages-
pflegepersonen auszeichnen und iber kind-
gerechte Rdumlichkeiten verfiigen. Sie sollen
uber vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der
Anforderungen der Kinderpflege verfiigen,
die sie in qualifizierten Lehrgdngen erworben
oder in anderer Weise nachgewiesen haben.

(4) Erziehungsberechtigte und Tagespfle-
gepersonen haben Anspruch auf Beratung
in allen Fragen der Kindertagespflege. Fir
Ausfallzeiten einer Tagespflegeperson ist
rechtzeitig eine andere Betreuungsmaoglich-
keit fiir das Kind sicherzustellen. Zusammen-
schliisse von Tagespflegepersonen sollen
beraten, unterstiitzt und geférdert werden.

- Fassung vom Inkrafttreten bis 31. Juli 2013 -
Anspruch auf Férderung in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege

(1) Ein Kind hat vom vollendeten dritten
Lebensjahr bis zum Schuleintritt Anspruch
auf den Besuch einer Tageseinrichtung. Die
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe haben
darauf hinzuwirken, dass fir diese Alters-
gruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an
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Ganztagsplatzen oder ergdnzend Forderung
in Kindertagespflege zur Verfiigung steht.

(2) Fur Kinder im Alter unter drei Jahren und
im schulpflichtigen Alter ist ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Pldtzen in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege vorzuhal-
ten.

(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr noch

nichtvollendet hat, istin einer Tageseinrich-

tung oder in Kindertagespflege zu férdern,

wenn

1. diese Leistung fiir seine Entwicklung zu
einer eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfdhigen Personlichkeit gebo-
tenist oder

2. die Erziehungsberechtigten

a) einer Erwerbstétigkeit nachgehen,
eine Erwerbstdtigkeit aufnehmen oder
Arbeit suchend sind,

b) sich in einer beruflichen Bildungsmas-
nahme, in der Schulausbildung oder
Hochschulausbildung befinden oder

c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
im Sinne des Zweiten Buches erhalten.

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungs-
berechtigten zusammen, so tritt diese Person
an die Stelle der Erziehungsberechtigten.
Der Umfang der téglichen Férderung richtet
sich nach dem individuellen Bedarf.

(4) Die Trager der offentlichen Jugendhilfe
oder die von ihnen beauftragten Stellen
sind verpflichtet, Eltern oder Elternteile, die
Leistungen nach Absatz1oder 2 in Anspruch
nehmen wollen, tiber das Platzangebotim
ortlichen Einzugsbereich und die pada-
gogische Konzeption der Einrichtungen

zu informieren und sie bei der Auswahl zu
beraten. Landesrecht kann bestimmen, dass
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Eltern den Tréger der 6ffentlichen Jugendhil-
fe oder die beauftragte Stelle innerhalb einer
bestimmten Frist vor der beabsichtigten
Inanspruchnahme der Leistung in Kenntnis
setzen.

(5) Geeignete Tagespflegepersonen im Sinne
von § 23 Abs. 3 kdnnen auch vermittelt
werden, wenn die Voraussetzungen nach
Absatz 3 nicht vorliegen. In diesem Fall be-
steht die Pflicht zur Gewdhrung einer lauf-
enden Geldleistung nach § 23 Abs. 1 nicht;
Aufwendungen nach § 23 Abs. 2 Satz1Nr. 3
konnen erstattet werden.

(6) Weitergehendes Landsbericht bleibt un-
bertihrt.

-Fassung vom Inkrafttreten ab 1. August 2013 -
Anspruch auf Férderung in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege

(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch
nichtvollendet hat, ist in einer Einrichtung
oder in Kindertagespflege zu férdern, wenn
1. diese Leistung fiir seine Entwicklung
zu einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfdhigen Personlichkeit
gebotenist oder
2. die Erziehungsberechtigten
a) einer Erwerbstétigkeit nachgehen,
eine Erwerbstatigkeit aufnehmen oder
Arbeitsuchend sind
b)sich in einer beruflichen Bildungsmap-
nahme, in der Schulausbildung oder
Hochschulausbildung befinden oder
c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
im Sinne des Zweiten Buches erhalten.

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsbe-
rechtigten zusammen, so tritt diese Person
an die Stelle der Erziehungsberechtigten.

Der Umfang der tdglichen Férderung richtet
sich nach dem individuellen Bedarf.

(2) Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollen-
dethat, hat bis zur Vollendung des dritten
Lebensjahres Anspruch auf frithkindliche
Foérderung in einer Tageseinrichtung oder
in Kindertagespflege. Abatz1Satz 3 gilt ent-
sprechend.

(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollen-
dethat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch
auf Férderung in einer Tageseinrichtung.
Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
haben darauf hinzuwirken, dass fiir diese
Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot
an Ganztagspldtzen zur Verfiigung steht.
Das Kind kann bei besonderem Bedarf oder
ergdnzend auch in Kindertagespflege gefor-
dertwerden.

(4) Fur Kinder im schulpflichtigen Alter ist
ein bedarfsgerechtes Angebot in Tagesein-
richtungen vorzuhalten. Absatz1Satz 3 und
Absatz 3 Satz 3 gelten entsprechend.

(5) Die Tréger der offentlichen Jugendhilfe
oder die von ihnen beauftragten Stellen
sind verpflichtet, Eltern oder Elternteile,

die Leistungen nach den Absétzen 1bis

4 in Anspruch nehmen wollen, tiber das
Platzangebot im ortlichen Einzugsbereich
und die pddagogische Konzeption der
Einrichtungen zu informieren und sie bei
der Auswahl zu beraten. Landesrecht kann
bestimmen, dass die erziehungsberechtig-
ten Personen den zustdndigen Trédger der
offentlichen Jugendhilfe oder die beauftrag-
te Stelle innerhalb einer bestimmten Frist vor
der beabsichtigten Inanspruchnahme der
Leistung in Kenntnis setzen.
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(6) Weitergehendes Landesrecht bleibt
unberihrt.

- Fassung vom Inkrafttreten bis 31. Juli 2013 -
Ubergangsregelung und stufenweiser
Ausbau des Forderangebots fiir Kinder
unter drei Jahren

(1) Kann ein Trager der 6ffentlichen Jugend-
hilfe das zur Erfiillung der Verpflichtung
nach § 24 Abs. 3 erforderliche Angebot noch
nichtvorhalten, so ist er zum stufenweisen
Ausbau des Forderangebots fiir Kinder unter
drei Jahren nach MaBgabe der Absdtze 2 und
3verpflichtet.

(2) Die Befugnis zum stufenweisen Ausbau

umfasstdie Verpflichtung,

1. jahrliche Ausbaustufen zur Verbesserung
des Versorgungsniveaus zu beschlieen
und

2. jahrlich zum 31. Dezember jeweils den
erreichten Ausbaustand festzustellen und
den Bedarf zur Erfiillung der Kriterien
nach § 24 Abs. 3 zu ermitteln.

(3) Ab dem 1. Oktober 2010 sind die Trédger der
offentlichen Jugendhilfe verpflichtet, min-
destens ein Angebot vorzuhalten, das eine
Forderung aller Kinder ermdglicht,

1. deren Erziehungsberechtigte

a) einer Erwerbstétigkeitnachgehen oder
eine Erwerbstédtigkeit aufnehmen,

b) sich in einer beruflichen Bildungsmas-
nahme, in der Schulausbildung oder
Hochschulausbildung befinden oder

c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
im Sinne des Zweiten Buches erhalten;

lebt das Kind nur mit einem Erziehungsbe-
rechtigten zusammen, so tritt diese Person
an die Stelle der Erziehungsberechtigten;
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2. deren Wohl ohne eine entsprechende
Forderung nicht gewdhrleistet ist.

(4) Solange das zur Erfiillung der Verpflich-
tung nach § 24 Abs. 3 erforderliche Angebot
noch nicht zur Verfiigung steht, sind bei der
Vergabe der frei werdenden und der neu
geschaffenen Pldtze Kinder, die die in

§ 24 Abs. 3 geregelten Forderungsvorausset-
zungen erfiillen, besonders zu bertcksich-
tigen.

(5) Die Bundesregierung hat dem Deutschen
Bundestag jahrlich einen Bericht tiber den
Stand des Ausbaus nach Absatz 2 vorzulegen.

Unterstiitzung selbstorganisierter
Foérderung von Kindern

Miitter, Vater und andere Erziehungsberech-
tigte, die die Férderung von Kindern selbst
organisieren wollen, sollen beraten und
unterstiitzt werden.

Landesrechtsvorbehalt

Das Néhere tiber Inhalt und Umfang der in
diesem Abschnitt geregelten Aufgaben und
Leistungenregelt das Landesrecht. Am 31. De-
zember 1990 geltende landesrechtliche Rege-
lungen, die das Kindergartenwesen dem Bil-
dungsbereich zuweisen, bleiben unbertihrt.
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Vierter Abschnitt

Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshil-
fe fiir seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche, Hilfe fiir junge Volljahrige

| Erster Unterabschnitt
Hilfe zur Erziehung

Hilfe zur Erziehung

(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der
Erziehung eines Kindes oder eines Jugend-
lichen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erzie-
hung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder
desJugendlichen entsprechende Erziehung
nichtgewdhrleistet ist und die Hilfe fiir seine
Entwicklung geeignet und notwendig ist.

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere
nach MaB3gabe der §§ 28 bis 35 gewahrt. Art
und Umfang der Hilfe richten sich nach dem
erzieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei
soll das engere soziale Umfeld des Kindes
oder des Jugendlichen einbezogen werden.
Die Hilfe istin der Regel im Inland zu erbrin-
gen; sie darf nur dann im Ausland erbracht
werden, wenn dies nach MaBgabe der Hilfe-
planung zur Erreichung des Hilfezieles im
Einzelfall erforderlich ist.

(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder
Jugendlichen auBerhalb des Elternhauses
erforderlich, so entféllt der Anspruch auf
Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass

eine andere unterhaltspflichtige Person
bereit ist, diese Aufgabe zu tibernehmen; die
Gewdhrung von Hilfe zur Erziehung setzt in
diesem Fall voraus, dass diese Person bereit
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und geeignet ist, den Hilfebedarf in Zusam-
menarbeit mit dem Tréger der offentlichen
Jugendhilfe nach MaBgabe der §§ 36 und 37
zu decken.

(3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere
die Gewdhrung pddagogischer und damit
verbundener therapeutischer Leistungen.
Sie soll bei Bedarf Ausbildungs- und Beschéf-
tigungsmaBnahmen im Sinne des § 13 Abs. 2
einschlieBen.

(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche wéh-
rend ihres Aufenthaltes in einer Einrichtung
oder einer Pflegefamilie selbst Mutter eines
Kindes, so umfasst die Hilfe zur Erziehung
auch die Unterstiitzung bei der Pflege und
Erziehung dieses Kindes.

Erziehungsberatung

Erziehungsberatungsstellen und andere
Beratungsdienste und -einrichtungen sol-
len Kinder, Jugendliche, Eltern und andere
Erziehungsberechtigte bei der Klarung
und Bewdltigung individueller und famili-
enbezogener Probleme und der zugrunde
liegenden Faktoren, bei der Ldsung von
Erziehungsfragen sowie bei Trennung und
Scheidung unterstiitzen. Dabei sollen Fach-
kréfte verschiedener Fachrichtungen zusam-
menwirken, die mit unterschiedlichen
methodischen Ansétzen vertraut sind.
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Soziale Gruppenarbeit

Die Teilnahme an sozialer Gruppenarbeit

soll dlteren Kindern und Jugendlichen bei
der Uberwindung von Entwicklungsschwie-
rigkeiten und Verhaltensproblemen helfen.
Soziale Gruppenarbeit soll auf der Grundlage
eines gruppenpddagogischen Konzepts die
Entwicklung dlterer Kinder und Jugendlicher
durch soziales Lernen in der Gruppe férdern.

Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer

Der Erziehungsbeistand und der Betreu-
ungshelfer sollen das Kind oder den
Jugendlichen bei der Bewéltigung von
Entwicklungsproblemen moglichst unter
Einbeziehung des sozialen Umfelds unter-
stiitzen und unter Erhaltung des Lebensbe-
zugs zur Familie seine Verselbststdndigung
fordern.

Sozialpadagogische Familienhilfe

Sozialpddagogische Familienhilfe soll durch
intensive Betreuung und Begleitung Fami-
lien in ihren Erziehungsaufgaben, bei der
Bewdltigung von Alltagsproblemen, der
Losung von Konflikten und Krisen sowie im
Kontakt mit Amtern und Institutionen unter-
stiitzen und Hilfe zur Selbsthilfe geben. Sie ist
in der Regel auflédngere Dauer angelegt und
erfordertdie Mitarbeit der Familie.
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Erziehung in einer Tagesgruppe

Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe soll
die Entwicklung des Kindes oder des Jugend-
lichen durch soziales Lernen in der Gruppe,
Begleitung der schulischen Férderung und
Elternarbeit unterstiitzen und dadurch den
Verbleib des Kindes oder des Jugendlichen
in seiner Familie sichern. Die Hilfe kann auch
in geeigneten Formen der Familienpflege
geleistet werden.

Vollzeitpflege

Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll
entsprechend dem Alter und Entwicklungs-
stand des Kindes oder des Jugendlichen und
seinen personlichen Bindungen sowie den
Moglichkeiten der Verbesserung der Erzie-
hungsbedingungen in der Herkunftsfamilie
Kindern und Jugendlichen in einer anderen
Familie eine zeitlich befristete Erziehungs-
hilfe oder eine auf Dauer angelegte Lebens-
form bieten. Fiir besonders entwicklungsbe-
eintréchtigte Kinder und Jugendliche sind
geeignete Formen der Familienpflege zu
schaffen und auszubauen.

Heimerziehung, sonstige betreute
Wohnform

Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung
uber Tag und Nacht (Heimerziehung) oder
in einer sonstigen betreuten Wohnform soll
Kinder und Jugendliche durch eine Verbin-
dung von Alltagserleben mit pddagogischen
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und therapeutischen Angeboten in ihrer

Entwicklung foérdern. Sie soll entsprechend

dem Alter und Entwicklungsstand des Kin-

des oder des Jugendlichen sowie den Mé6g-

lichkeiten der Verbesserung der Erziehungs-

bedingungen in der Herkunftsfamilie

1. eine Riickkehr in die Familie zu erreichen
versuchen oder

2.die Erziehung in einer anderen Familie
vorbereiten oder

3.eine aufldngere Zeit angelegte Lebens-
form bieten und auf ein selbststdndiges
Leben vorbereiten.

Jugendliche sollen in Fragen der Ausbildung
und Beschéftigung sowie der allgemeinen
Lebensfiilhrung beraten und unterstiitzt
werden.

Intensive sozialpadagogische Einzel-
betreuung

Intensive sozialpddagogische Einzelbetreu-
ung soll Jugendlichen gewahrt werden, die
einer intensiven Unterstiitzung zur sozialen
Integration und zu einer eigenverantwort-
lichen Lebensfiihrung bedirfen. Die Hilfe
istin der Regel aufldngere Zeit angelegt
und soll den individuellen Bediirfnissen des
Jugendlichen Rechnung tragen.
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| Zweiter Unterabschnitt
Eingliederungshilfe fiir seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche

Eingliederungshilfe fir seelisch behinderte
Kinder- und Jugendliche

(1) Kinder und Jugendliche haben Anspruch

auf Eingliederungshilfe, wenn

1. ihre seelische Gesundheit mit hoher
Wabhrscheinlichkeitldnger als sechs
Monate von dem fir ihr Lebensalter
typischen Zustand abweicht und

2. daherihre Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft beeintrachtigtist oder eine
solche Beeintrdchtigung zu erwarten ist.

Von einer seelischen Behinderung bedroht
im Sinne dieses Buches sind Kinder oder
Jugendliche, bei denen eine Beeintrachti-
gung ihrer Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft nach fachlicher Erkenntnis mit hoher
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. § 27
Abs. 4 gilt entsprechend.

(1a) Hinsichtlich der Abweichung der see-

lischen Gesundheit nach Absatz1Satz1Nr.1

hat der Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe

die Stellungnahme

1. einesArztes fiir Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie und -psychotherapie,

2. einesKinder- und Jugendpsychothera-
peuten

3. einesArztes oder eines psychologischen
Psychotherapeuten, der tiber besondere
Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer
Storungen bei Kindern und Jugendlichen
verfugt,
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einzuholen. Die Stellungnahme ist auf der
Grundlage der Internationalen Klassifikation
der Krankheiten in der vom Deutschen Insti-
tut fiir medizinische Dokumentation und
Information herausgegebenen deutschen
Fassung zu erstellen. Dabei ist auch darzule-
gen, ob die Abweichung Krankheitswert hat
oder auf einer Krankheit beruht. Die Hilfe
soll nicht von der Person oder dem Dienst
oder der Einrichtung, der die Person ange-
hort, die die Stellungnahme abgibt, erbracht
werden.

(2) Die Hilfe wird nach Bedarf im Einzelfall

1. inambulanter Form,

2. inTageseinrichtungen fiir Kinder oder in

anderen teilstationdren Einrichtungen,

durch geeignete Pflegepersonen und

4. inEinrichtungen iiber Tag und Nacht
sowie sonstigen Wohnformen geleistet.

w

(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestim-
mung des Personenkreises sowie die Art der
Leistungenrichten sichnach § 53 Abs. 3
und 4 Satz1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwolf-
ten Buches, soweit diese Bestimmungen
auch auf seelisch behinderte oder von einer
solchen Behinderung bedrohten Personen
Anwendung finden.

(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu
leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und
Personen in Anspruch genommen werden,
die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der
Eingliederungshilfe zu erfiillen als auch den
erzieherischen Bedarf zu decken. Sind heil-
padagogische MaBnahmen fiir Kinder, die
noch nichtim schulpflichtigen Alter sind, in
Tageseinrichtungen fiir Kinder zu gewdhren
und l&sst der Hilfebedarf es zu, so sollen Ein-
richtungen in Anspruch genommen werden,
in denen behinderte und nicht behinderte
Kinder gemeinsam betreut werden.
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| Dritter Unterabschnitt
Gemeinsame Vorschriften fiir die Hilfe zur
Erziehung und die Eingliederungshilfe fir
seelisch behinderte Kinder und Jugend-
liche

Mitwirkung, Hilfeplan

(1) Der Personensorgeberechtigte und das
Kind oder der Jugendliche sind vor der Ent-
scheidung iiber die Inanspruchnahme einer
Hilfe und vor einer notwendigen Anderung
von Artund Umfang der Hilfe zu beraten und
auf die moglichen Folgen fir die Entwicklung
desKindes oder des Jugendlichen hinzu-
weisen. Vor und wéahrend einer langfristig

zu leistenden Hilfe auBerhalb der eigenen
Familie ist zu priifen, ob die Annahme als
Kind in Betracht kommt. Ist Hilfe auBerhalb
der eigenen Familie erforderlich, so sind die
in Satz1genannten Personen bei der Auswahl
der Einrichtung oder der Pflegestelle zu
beteiligen. Der Wahl und den Wiinschen ist
zu entsprechen, sofern sie nicht mit unver-
héltnisméBigen Mehrkosten verbunden sind.
Winschen die in Satz1genannten Personen
die Erbringung einer in § 78a genannten Leis-
tung in einer Einrichtung, mit deren Trdger
keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen,
so soll der Wahl nur entsprochen werden,
wenn die Erbringung der Leistung in dieser
Einrichtung nach MaBgabe des Hilfeplanes
nach Absatz 2 geboten ist.

(2) Die Entscheidung tiber die im Einzelfall
angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraus-
sichtlich fiir langere Zeit zu leisten ist, im
Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte
getroffen werden. Als Grundlage fiir die Aus-
gestaltung der Hilfe sollen sie zusammen
mitdem Personensorgeberechtigten und
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dem Kind oder dem Jugendlichen einen
Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen

iber den Bedarf, die zu gewdhrende Art der
Hilfe sowie die notwendigen Leistungen
enthdlt; sie sollen regelmasig priifen, ob die
gewdhlte Hilfeart weiterhin geeignet und
notwendig ist. Werden bei der Durchfiih-
rung der Hilfe andere Personen, Dienste oder
Einrichtungen tétig, so sind sie oder deren
Mitarbeiter an der Aufstellung des Hilfe-
plans und seiner Uberpriifung zu beteiligen.
Erscheinen MaBnahmen der beruflichen Ein-
gliederung erforderlich, so sollen auch die
fur die Eingliederung zustédndigen Stellen
beteiligt werden.

(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich,
so soll bei der Aufstellung und Anderung

des Hilfeplans sowie bei der Durchfiithrung
der Hilfe die Person, die eine Stellungnahme
nach § 35a Abs. 1a abgegeben hat, beteiligt
werden.

(4) Vor einer Entscheidung tiber die Gewéh-
rung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im
Ausland erbracht wird, soll zur Feststellung
einer seelischen Stérung mit Krankheitswert
die Stellungnahme einerin § 35a Abs. 1a Satz 1
genannten Person eingeholt werden.

Steuerungsverantwortung,
Selbstbeschaffung

(1) Der Tréger der 6ffentlichen Jugendhilfe
tragt die Kosten der Hilfe grundsétzlich nur
dann, wenn sie auf der Grundlage seiner
Entscheidung nach MaBgabe des Hilfeplans
unter Beachtung des Wunsch- und Wahl-
rechts erbracht wird; dies giltauch in den
Féllen, in denen Eltern durch das Familienge-
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richt oder Jugendliche und junge Volljahrige
durch den Jugendrichter zur Inanspruch-
nahme von Hilfen verpflichtet werden. Die
Vorschriften Uiber die Heranziehung zu den
Kosten der Hilfe bleiben unberiihrt.

(2) Abweichend von Absatz1soll der Trédger der
offentlichen Jugendhilfe die niedrigschwel-
lige unmittelbare Inanspruchnahme von
ambulanten Hilfen, insbesondere der Erzieh-
ungsberatung, zulassen. Dazu soll er mitden
Leistungserbringern Vereinbarungen schlie-
Ben, in denen die Voraussetzungen und die
Ausgestaltung der Leistungserbringung sowie
die Ubernahme der Kosten geregelt werden.

(3) Werden Hilfen abweichend von den Absét-
zen1und 2 vom Leistungsberechtigten selbst
beschafft, soist der Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe zur Ubernahme der erforder-
lichen Aufwendungen nur verpflichtet, wenn
1. derLeistungsberechtigte den Tréager der
offentlichen Jugendhilfe vor der Selbstbe-
schaffung tiber den Hilfebedarf in Kennt-
nis gesetzt hat,
2. die Voraussetzungen fiir die Gewdhrung
der Hilfe vorlagen und
3. dieDeckung des Bedarfs
a) bis zu einer Entscheidung des Tragers
der offentlichen Jugendhilfe tiber die
Gewdhrung der Leistung oder
b) bis zu einer Entscheidung tiber ein
Rechtsmittel nach einer zu Unrecht
abgelehnten Leistung keinen zeitlichen
Aufschub geduldet hat.

War es dem Leistungsberechtigten unmaog-
lich, den Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
rechtzeitig iber den Hilfebedarf in Kenntnis
zu setzen, so hat er dies unverziiglich nach
Wegfall des Hinderungsgrundes nachzuholen.
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§ 37

Zusammenarbeit bei Hilfen auBerhalb
der eigenen Familie

(1) BeiHilfen nach §§ 32 bis 34 und § 35a Abs. 2
soll darauf hingewirkt werden, dass die Pfle-
geperson oder die in der Einrichtung fiir die
Erziehung verantwortlichen Personen und die
Eltern zum Wohl des Kindes oder des Jugend-
lichen zusammenarbeiten. Durch Beratung
und Unterstiitzung sollen die Erziehungsbe-
dingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb
eines im Hinblick auf die Entwicklung des
Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeit-
raums so weit verbessert werden, dass sie das
Kind oder den Jugendlichen wieder selbst
erziehen kann. Wahrend dieser Zeit soll durch
begleitende Beratung und Unterstiitzung

der Familien darauf hingewirkt werden, dass
die Beziehung des Kindes oder Jugendlichen
zur Herkunftsfamilie geférdert wird. Ist eine
nachhaltige Verbesserung der Erziehungsbe-
dingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb
dieses Zeitraums nicht erreichbar, so soll
mitden beteiligten Personen eine andere,
dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen
forderliche und auf Dauer angelegte Lebens-
perspektive erarbeitet werden.

(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnah-

me des Kindes oder des Jugendlichen und
wahrend der Dauer der Pflege Anspruch auf
Beratung und Unterstiitzung; dies gilt auch
inden Féllen, in denen dem Kind oder dem
Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung
noch Eingliederungshilfe gewdhrt wird oder
die Pflegeperson der Erlaubnis nach § 44
nichtbedarf. § 23 Abs. 4 gilt entsprechend.

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen
des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stel-
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le Giberpriifen, ob die Pflegeperson eine dem
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen {or-
derliche Erziehung gewéhrleistet. Die Pfle-
geperson hat das Jugendamt tiber wichtige
Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen betreffen.

Vermittlung bei der Ausiibung der
Personensorge

Sofern der Inhaber der Personensorge durch
eine Erklarung nach § 1688 Abs. 3 Satz 1des
Birgerlichen Gesetzbuchs die Vertretungs-
macht der Pflegeperson so weit einschrénkt,
dass dies eine dem Wohl des Kindes oder des
Jugendlichen foérderliche Erziehung nicht
mehr ermdoglicht, sowie bei sonstigen Mei-
nungsverschiedenheiten sollen die Betei-
ligten das Jugendamt einschalten.

Leistungen zum Unterhalt des Kindes
oder des Jugendlichen

(1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach
§ 35a Abs. 2 Nr. 2 bis4 gewahrt, soistauch

der notwendige Unterhalt des Kindes oder
Jugendlichen auBBerhalb des Elternhauses
sicherzustellen. Er umfasst die Kosten fiir den
Sachaufwand sowie die Pflege und Erziehung
desKindes oder Jugendlichen.

(2) Der gesamte regelmafBig wiederkehren-
de Bedarf soll durch laufende Leistungen
gedeckt werden. Sie umfassen au3er im
Fall des § 32 und des § 35a Abs. 2 Nr. 2 auch
einen angemessenen Barbetrag zur per-
sonlichen Verfiigung des Kindes oder des
Jugendlichen. Die Hohe des Betrages wird
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inden Féllen der §§ 34, 35, 35a Abs. 1Satz 2
Nr. 4 von der nach Landesrecht zustdndigen
Behorde festgesetzt; die Betrdge sollen nach
Altersgruppen gestaffelt sein. Die laufenden
Leistungen im Rahmen der Hilfe in Vollzeit-
pflege (§ 33) oder bei einer geeigneten Pfle-
geperson (§ 35a Abs. 2 Satz 2 Nr. 3) sind nach
den Absédtzen 4 bis 6 zu bemessen.

(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschiisse kon-
nen insbesondere zur Erstausstattung einer
Pflegestelle, bei wichtigen persénlichen
Anldssen sowie fir Urlaubs- und Ferienreisen
des Kindes oder des Jugendlichen gewdhrt
werden.

(4) Die laufenden Leistungen sollen auf der
Grundlage der tatsédchlichen Kosten gewéhrt
werden, sofern sie einen angemessenen
Umfang nicht Gibersteigen. Die laufenden
Leistungen umfassen auch die Erstattung
nachgewiesener Aufwendungen fir Beitra-
ge zu einer Unfallversicherung sowie die
hélftige Erstattung nachgewiesener Aufwen-
dungen zu einer angemessenen Alters-
sicherung der Pflegeperson. Ist die Pflege-
person in gerader Linie mit dem Kind oder
Jugendlichen verwandt und kann sie diesem
unter Bertiicksichtigung ihrer sonstigen
Verpflichtungen und ohne Gefahrdung

ihres angemessenen Unterhalts Unterhalt
gewdhren, so kann der Teil des monatlichen
Pauschalbetrags, der die Kosten fiir den
Sachaufwand des Kindes oder Jugendlichen
betrifft, angemessen gekiirzt werden.

(5) Die Pauschalbetrége fiir laufende
Leistungen zum Unterhalt sollen von den
nach Landesrecht zustdndigen Behorden
festgesetzt werden. Dabei ist dem altersbe-
dingt unterschiedlichen Unterhaltsbedarf
von Kindern und Jugendlichen durch eine
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Staffelung der Betrdge nach Altersgruppen
Rechnung zu tragen. Das Ndhere regelt
Landesrecht.

(6) Wird das Kind oder der Jugendliche im
Rahmen des Familienleistungsausgleichs
nach § 31des Einkommensteuergesetzes
bei der Pflegeperson berticksichtigt, so ist
ein Betrag in Hohe der Hélfte des Betrages,
der nach § 66 des Einkommensteuergeset-
zes fir ein erstes Kind zu zahlen ist, auf die
laufenden Leistungen anzurechnen. Ist das
Kind oder der Jugendliche nicht das &lteste
Kind in der Pflegefamilie, so erméBigt sich
der Anrechnungsbetrag fiir dieses Kind
oder diesen Jugendlichen auf ein Viertel des
Betrages, der fiir ein erstes Kind zu zahlen ist.

(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche wéh-
rend ihres Aufenthaltes in einer Einrichtung
oder einer Pflegefamilie selbst Mutter eines
Kindes, soist auch der notwendige Unterhalt
dieses Kindes sicherzustellen.

Krankenhilfe

Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach

§ 35a Abs. 2 gewdhrt, so ist auch Krankenhil-
fe zu leisten; fiir den Umfang der Hilfe gelten
die §§ 47 bis 52 des Zwolften Buches entspre-
chend. Krankenhilfe muss den im Einzelfall
notwendigen Bedarf in voller Hohe befriedi-
gen. Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen
sind zu iibernehmen. Das Jugendamt kann in
geeigneten Fillen die Beitrdge fiir eine frei-
willige Krankenversicherung iibernehmen,
soweit sie angemessen sind.
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I Vierter Unterabschnitt
Hilfe fir junge Volljahrige

Hilfe fur junge Volljahrige, Nachbetreuung

(1) Einem jungen Volljahrigen soll Hilfe fiir
die Personlichkeitsentwicklung und zu einer
eigenverantwortlichen Lebensfiihrung
gewdhrt werden, wenn und solange die Hilfe
aufgrund der individuellen Situation des jun-
gen Menschen notwendig ist. Die Hilfe wird
in der Regel nur bis zur Vollendung des

21. Lebensjahres gewdhrt; in begriindeten
Einzelféllen soll sie fiir einen begrenzten
Zeitraum dariber hinaus fortgesetzt wer-
den.

(2) Fur die Ausgestaltung der Hilfe gelten

§ 27 Abs. 3und 4 sowie die §§ 28 bis 30, 33 bis
36,39 und 40 entsprechend mit der Maf3ga-
be, dass an die Stelle des Personensorgebe-
rechtigten oder des Kindes oder des Jugend-
lichen der junge Volljdhrige tritt.

(3) Der junge Volljahrige soll auch nach Beendi-
gung der Hilfe bei der Verselbststindigung im
notwendigen Umfang beraten und unterstiitzt
werden.
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Drittes Kapitel
Andere Aufgaben der Jugendhilfe

Erster Abschnitt
Vorldufige MaRBnahmen zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen

Inobhutnahme von Kindern und
Jugendlichen

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und ver-
pflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen
in seine Obhut zu nehmen, wenn
1. dasKind oder der Jugendliche um Obhut
bittet oder
2. einedringende Gefahr fiir das Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen die Inob-
hutnahme erfordert und
a) die Personensorgeberechtigten nicht
widersprechen oder
b) eine familiengerichtliche Entschei-
dung nichtrechtzeitig eingeholt wer-
den kann oder
3. einausldndisches Kind oder ein auslén-
discher Jugendlicher unbegleitet nach
Deutschland kommt und sich weder Per-
sonensorge- noch Erziehungsberechtigte
im Inland aufhalten.

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis,
ein Kind oder einen Jugendlichen bei einer
geeigneten Person, in einer geeigneten Ein-
richtung oder in einer sonstigen Wohnform
vorlaufig unterzubringen; im Fall von Satz 1
Nr. 2 auch ein Kind oder einen Jugendlichen
von einer anderen Person wegzunehmen.

(2) DasJugendamt hat wahrend der Inob-
hutnahme die Situation, die zur Inobhut-
nahme geftihrt hat, zusammen mit dem
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Kind oder dem Jugendlichen zu kldren und
Moglichkeiten der Hilfe und Unterstiitzung
aufzuzeigen. Dem Kind oder dem Jugend-
lichen ist unverziiglich Gelegenheit zu geben,
eine Person seines Vertrauens zu benach-
richtigen. Das Jugendamt hat wahrend der
Inobhutnahme fiir das Wohl des Kindes oder
desJugendlichen zu sorgen und dabei den
notwendigen Unterhalt und die Krankenhilfe
sicherzustellen. Das Jugendamt ist wéhrend
der Inobhutnahme berechtigt, alle Rechts-
handlungen vorzunehmen, die zum Wohl des
Kindes oder Jugendlichen notwendig sind;
der mutmaSsliche Wille der Personensorge-
oder der Erziehungsberechtigten ist dabei
angemessen zu beriicksichtigen.

(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes1
Satz1Nr.1und 2 die Personensorge- oder
Erziehungsberechtigten unverziiglich von
der Inobhutnahme zu unterrichten und mit
ihnen das Gefdhrdungsrisiko abzuschétzen.
Widersprechen die Personensorge- oder
Erziehungsberechtigten der Inobhutnahme,
so hat das Jugendamt unverziiglich
1. dasKind oder den Jugendlichen den
Personensorge- oder Erziehungsberech-
tigten zu tibergeben, sofern nach der Ein-
schdtzung des Jugendamts eine Gefahr-
dung des Kindeswohls nicht besteht oder
die Personensorge- oder Erziehungsbe-
rechtigten bereit und in der Lage sind, die
Gefdhrdung abzuwenden oder
2. eine Entscheidung des Familiengerichts
uber die erforderlichen MaBnahmen zum
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen
herbeizufiihren.

Sind die Personensorge- oder Erziehungs-
berechtigten nicht erreichbar, so gilt Satz 2
Nr. 2 entsprechend. Im Fall des Absatzes1Satz
1Nr. 3istunverziglich die Bestellung eines
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Vormunds oder Pflegers zu veranlassen.
Widersprechen die Personensorgeberech-
tigten der Inobhutnahme nicht, so ist unver-
zuiglich ein Hilfeplanverfahren zur Gewéh-
rung einer Hilfe einzuleiten.

(4) Die Inobhutnahme endet mit

1. der Ubergabe des Kindes oder Jugend-
lichen an die Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten,

2. der Entscheidung tiber die Gewdhrung
von Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch.

(5) Freiheitsentziehende MaBBnahmen im
Rahmen der Inobhutnahme sind nur zul&s-
sig, wenn und soweit sie erforderlich sind,
um eine Gefahr fiir Leib oder Leben des Kin-
des oder des Jugendlichen oder eine Gefahr
fiir Leib oder Leben Dritter abzuwenden. Die
Freiheitsentziehung ist ohne gerichtliche
Entscheidung spétestens mit Ablauf des
Tages nach ihrem Beginn zu beenden.

(6) Istbei der Inobhutnahme die Anwendung
unmittelbaren Zwangs erforderlich, so sind
die dazu befugten Stellen hinzuzuziehen.

Zweiter Abschnitt
Schutz von Kindern und Jugendlichen in
Familienpflege und in Einrichtungen

Erlaubnis zur Kindertagespflege

(1) Eine Person, die ein Kind oder mehrere
Kinder auBlerhalb des Haushalts des Erzie-
hungsberechtigten wéhrend eines Teils des
Tages und mehr als 15 Stunden wéchentlich
gegen Entgeltlanger als drei Monate
betreuen will, bedarf der Erlaubnis.
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(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Per-

son flir die Kindertagespflege geeignet ist.

Geeignetim Sinne des Satzes1sind Personen,

die

1. sich durch ihre Persdnlichkeit, Sachkom-
petenz und Kooperationsbereitschaft mit
Erziehungsberechtigten und anderen
Tagespflegepersonen auszeichnen und

2. uberkindgerechte Raumlichkeiten verfii-
gen.

Sie sollen iliber vertiefte Kenntnisse hinsicht-
lich der Anforderungen der Kindertages-
pflege verfiigen, die sie in qualifizierten
Lehrgédngen erworben oder in anderer Weise
nachgewiesen haben.

(3) Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von
bis zu fiinf gleichzeitig anwesenden, fremden
Kindern. Im Einzelfall kann die Erlaubnis fiir
eine geringere Zahl von Kindern erteilt wer-
den. Landesrecht kann bestimmen, dass die
Erlaubnis zur Betreuung von mehr als fiinf
gleichzeitig anwesenden, fremden Kindern
erteilt werden kann, wenn die Person tiber
eine pddagogische Ausbildung verfiigt; in
der Pflegestelle diirfen nicht mehr Kinder
betreut werden als in einer vergleichbaren
Gruppe einer Tageseinrichtung. Die Erlaub-
nis ist auf fiinf Jahre befristet. Sie kann mit
einer Nebenbestimmung versehen werden.
Die Tagespflegeperson hat den Trédger der
offentlichen Jugendhilfe tiber wichtige Ereig-
nisse zu unterrichten, die fiir die Betreuung
des oder der Kinder bedeutsam sind.

(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflege-
personen haben Anspruch auf Beratung in

allen Fragen der Kindertagespflege.

(5) Das Ndhere regelt das Landesrecht.
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Erlaubnis zur Vollzeitpflege

(1) Wer ein Kind oder einen Jugendlichen

iiber Tag und Nacht in seinem Haushalt

aufnehmen will (Pflegeperson), bedarf der

Erlaubnis. Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer

ein Kind oder einen Jugendlichen

1. im Rahmen von Hilfe zur Erziehung oder
von Eingliederungshilfe fiir seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche
aufgrund einer Vermittlung durch das
Jugendamt,

2. alsVormund oder Pfleger im Rahmen sei-
nes Wirkungskreises,

3. alsVerwandter oder Verschwégerter bis
zumdritten Grad,

4. biszur Dauer von acht Wochen,

5. im Rahmen eines Schiiler- oder Jugend-
austausches,

6. inAdoptionspflege (§ 1744 des Burgerli-
chen Gesetzbuchs)

tiber Tag und Nacht aufnimmt.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen in
der Pflegestelle nicht gewédhrleistet ist.

(3) DasJugendamt soll den Erfordernissen des
Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle
uberpriifen, ob die Voraussetzungen fiir die
Erteilung der Erlaubnis weiter bestehen.

Ist das Wohl des Kindes oder des Jugendli-
chenin der Pflegestelle gefahrdet und ist

die Pflegeperson nicht bereit oder in der
Lage, die Gefahrdung abzuwenden, so ist die
Erlaubnis zuriickzunehmen oder zu wider-
rufen.

(4) Wer ein Kind oder einen Jugendlichen in
erlaubnispflichtige Familienpflege aufge-
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nommen hat, hat das Jugendamt tiber wich-
tige Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl
desKindes oder des Jugendlichen betreffen.

Erlaubnis fiir den Betrieb einer Einrichtung

(1) Der Trager einer Einrichtung, in der Kinder

oder Jugendliche ganztégig oder fiir einen

Teil des Tages betreut werden oder Unterkunft

erhalten, bedarf fiir den Betrieb der Einrichtung

der Erlaubnis. Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer

1. eineJugendfreizeiteinrichtung, eine
Jugendbildungseinrichtung, eine Jugend-
herberge oder ein Schullandheim betreibt,

2. einSchilerheim betreibt, das landesge-
setzlich der Schulaufsicht untersteht,

3. eineEinrichtung betreibt, die au3erhalb
der Jugendhilfe liegende Aufgaben fiir Kin-
der oder Jugendliche wahrnimmt, wenn
fiir sie eine entsprechende gesetzliche Auf-
sichtbesteht oder im Rahmen des Hotel-
und Gaststattengewerbes der Aufnahme
von Kindern oder Jugendlichen dient.

(2) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestim-
mungen versehenwerden. Sie ist zu versa-
gen,wenn
1. dieBetreuung der Kinder oder der
Jugendlichen durch geeignete Krafte
nicht gesichertist oder
2. insonstiger Weise das Wohl der Kinder
oder der Jugendlichen in der Einrichtung
nicht gewéhrleistetist; dies ist insbesonde-
re dannanzunehmen, wenn bei der For-
derung von Kindern und Jugendlichen in
Einrichtungen
a) ihre gesellschaftliche und sprachliche
Integration oder
b) die gesundheitliche Vorsorge und medi-
zinische Betreuung erschwert wird.
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Der Trager der Einrichtung soll mit dem Antrag
die Konzeption der Einrichtung vorlegen. Uber
die Voraussetzungen der Eignung sind Verein-
barungen mitden Tradgern der Einrichtungen
anzustreben. Die Erlaubnisist zurtickzuneh-
men oder zu widerrufen, wenn das Wohl der
Kinder oder der Jugendlichen in der Einrich-
tung gefdhrdetund der Tréger der Einrichtung
nichtbereit oderin der Lageist, die Gefahr-
dung abzuwenden. Zur Sicherung des Wohls
derKinder und der Jugendlichen kénnen auch
nachtrédgliche Auflagen erteilt werden. Wider-
spruch und Anfechtungsklage gegen die Riick-
nahme oder den Widerruf der Erlaubnis haben
keine aufschiebende Wirkung.

(3) Sind in einer Einrichtung Méngel festge-
stellt worden, so soll die zustdndige Behorde
zundchst den Trager der Einrichtung tiber
die Moglichkeiten zur Abstellung der Mén-
gel beraten. Wenn die Abstellung der Mén-
gel Auswirkungen auf Entgelte oder Vergii-
tungen nach § 75 Zwdélftes Buch haben kann,
soistder Trager der Sozialhilfe an der Bera-
tung zu beteiligen, mit dem Vereinbarungen
nach dieser Vorschrift bestehen. Werden
festgestellte Mangel nicht abgestellt, so kdn-
nen den Tragern der Einrichtung Auflagen
erteilt werden, die zur Beseitigung einer ein-
getretenen oder Abwendung einer dro-
henden Beeintrdachtigung oder Gefdhrdung
des Wohls der Kinder oder Jugendlichen
erforderlich sind. Wenn sich die Auflage auf
Entgelte oder Vergiitungen nach § 75 Zwolf-
tes Buch auswirkt, so entscheidet tiber die
Erteilung die zustédndige Behorde nach
Anhorung des Trédgers der Sozialhilfe, mit
dem Vereinbarungen nach dieser Vorschrift
bestehen. Die Auflage ist nach Moglichkeitin
Ubereinstimmung mit Vereinbarungen
nach den §§ 75 bis 80 des Zwolften Buches
auszugestalten.
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(4) Besteht furr eine erlaubnispflichtige Einrich-
tung eine Aufsicht nach anderen Rechtsvor-
schriften, so hatdie zustdndige Behorde ihr
Tatigwerden zuvor mit der anderen Behorde
abzustimmen. Sie hatden Tréger der Einrich-
tung rechtzeitig auf weitergehende Anfor-
derungen nach anderen Rechtsvorschriften
hinzuweisen.

Ortliche Priifung

(1) Die zustdndige Behorde sollnach den
Erfordernissen des Einzelfalls an Ort und Stel-
le iiberpriifen, ob die Voraussetzungen fir
die Erteilung der Erweiterung bestehen. Der
Tréger der Einrichtung soll beider ortlichen
Priifung mitwirken. Sie soll das Jugendamt
und einen zentralen Trdger der freien Jugend-
hilfe, wenn diesem der Trager der Einrichtung
angehort, an der Uberpriifung beteiligen.

(2) Die von derzustdndigen Behorde mit der
Uberpriifung der Einrichtung beauftrag-
ten Personen sind berechtigt, die fiir die
Einrichtung benutzten Grundstiicke und
Rdume, soweit diese nicht einem Hausrecht
der Bewohner unterliegen, wahrend der
Tageszeit zu betreten, dort Prisfungen und
Besichtigungen vorzunehmen, sich mit den
Kindern und Jugendlichen in Verbindung
zu setzen und die Beschéftigten zu befragen.
Zur Abwehr von Gefahren fiir das Wohl der
Kinder und der Jugendlichen kénnen die
Grundstiicke und Rdume auch auBerhalb
derin Satz1genannten Zeit und auch, wenn
sie zugleich einem Hausrecht der Bewohner
unterliegen, betreten werden. Der Trager der
Einrichtung hat die MaBnahmen nach den
Sétzen1lund 2 zu dulden.
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§ 47
Meldepflichten

Der Tréger einer erlaubnispflichtigen Ein-

richtung hat der zustdndigen Behorde

1. dieBetriebsaufnahme unter Angabe von
Name und Anschrift des Tragers, Art und
Standort der Einrichtung, der Zahl der
verfiigbaren Pldtze sowie der Namen und
der beruflichen Ausbildung des Leiters
und der Betreuungskréfte sowie

2. diebevorstehende SchlieBung der Ein-
richtung unverziiglich anzuzeigen. Ande-
rungen der in Nummer 1 bezeichneten
Angaben sowie der Konzeption sind der
zustandigen Behorde unverziiglich, die
Zahl der belegten Platze ist jahrlich ein-
mal zu melden.

Tatigkeitsuntersagung

Die zustdndige Behorde kann dem Trédger
einer erlaubnispflichtigen Einrichtung die
weitere Beschéftigung des Leiters, eines
Beschéftigten oder sonstigen Mitarbeiters
ganz oder fiir bestimmte Funktionen oder
Tatigkeiten untersagen, wenn Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass er die fiir seine
Tatigkeit erforderliche Eignung nicht besitzt.

Sonstige betreute Wohnform

(1) Fir den Betrieb einer sonstigen Wohn-
form, in der Kinder oder Jugendliche betreut
werden oder Unterkunft erhalten, gelten die
§§ 45 bis 48 entsprechend.



Seite 97 Kapitel XI

(2) Ist die sonstige Wohnform organisato-
risch mit einer Einrichtung verbunden, so
gilt sie als Teil der Einrichtung.

Landesrechtsvorbehalt

Das Nahere tiber die in diesem Abschnitt
geregelten Aufgaben regelt das Landesrecht.

Dritter Abschnitt
Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren

Mitwirkung in Verfahren vor den Vormund-
schafts- und den Familiengerichten

(1) Das Jugendamt unterstiitzt das Familien-
gerichtbei allen Manahmen, die die Sorge
fur die Person von Kindern und Jugendlichen
betreffen. Es hatin folgenden Verfahren
nach dem Gesetz tiber das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit mitzuwirken:

1. Kindschaftssachen (§ 162 des Gesetzes

uber das Verfahren in Familiensachen

und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit),

Abstammungssachen (§ 176 des Gesetzes

uber das Verfahren in Familiensachen

und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit),

3. Adoptionssachen (§ 188 Abs. 2, §§ 189,194,
195 des Gesetzes iiber das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit),

4. Wohnungszuweisungssachen (§ 204
Abs. 2, § 205 des Gesetzes tiber das Verfah-
ren in Familiensachen und in den Ange-

N
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legenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit) und
5. Gewaltschutzsachen (§§ 212, 213 des Ge-
setzes Uiber das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit).

(2) Das Jugendamt unterrichtet insbesondere
iber angebotene und erbrachte Leistungen,
bringt erzieherische und soziale Gesichts-
punkte zur Entwicklung des Kindes oder

des Jugendlichen ein und weist auf weitere
Moglichkeiten der Hilfe hin. In Kindschafts-
sachen informiert das Jugendamt das Fami-
liengerichtin dem Termin nach § 155 Abs. 2
des Gesetzes Uiber das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit tiber den Stand
des Beratungsprozesses.

Beratung und Belehrung in Verfahren
zur Annahme als Kind

(1) DasJugendamt hat im Verfahren zur
Ersetzung der Einwilligung eines Elternteils
in die Annahme nach § 1748 Abs. 2 Satz1des
Birgerlichen Gesetzbuchs den Elternteil
uber die Moglichkeit der Ersetzung der Ein-
willigung zu belehren. Es hat ihn darauf
hinzuweisen, dass das Familiengericht

die Einwilligung erst nach Ablauf von drei
Monaten nach der Belehrung ersetzen darf.
Der Belehrung bedarf es nicht, wenn der
Elternteil seinen Aufenthaltsort ohne Hinter-
lassung seiner neuen Anschrift gewechselt
hatund der Aufenthaltsort vom Jugendamt
wahrend eines Zeitraums von drei Mona-
ten trotz angemessener Nachforschungen
nichtermittelt werden konnte; in diesem
Fall beginnt die Frist mit der ersten auf die
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Belehrung oder auf die Ermittlung des
Aufenthaltsorts gerichteten Handlung des
Jugendamts. Die Fristen laufen frithestens
fiinf Monate nach der Geburt des Kindes ab.

(2) Das Jugendamt soll den Elternteil mit

der Belehrung nach Absatz1uber Hilfen
beraten, die die Erziehung des Kindes in

der eigenen Familie ermdglichen kdnnten.
Einer Beratung bedarf es insbesondere nicht,
wenn das Kind seit langerer Zeit bei den
Annehmenden in Familienpflege lebt und
bei seiner Herausgabe an den Elternteil eine
schwere und nachhaltige Schddigung des
korperlichen und seelischen Wohlbefindens
desKindes zu erwarten ist. Das Jugendamt
hatdem Familiengerichtim Verfahren mit-
zuteilen, welche Leistungen erbracht oder
angeboten worden sind oder aus welchem
Grund davon abgesehen wurde.

(3) Sind die Eltern nicht miteinander verhei-
ratet und haben sie keine Sorgeerkldarungen
abgegeben, so hatdas Jugendamt den Vater
bei der Wahrnehmung seiner Rechte nach

§ 1747 Abs.1und 3 des Biirgerlichen Gesetz-
buchs zu beraten.

Mitwirkung in Verfahren nach dem
Jugendgerichtsgesetz

(1) Das Jugendamt hat nach Ma3gabe der
§§ 38 und 50 Abs. 3 Satz 2 des Jugendge-
richtsgesetzes im Verfahren nach dem
Jugendgerichtsgesetz mitzuwirken.

(2) Das Jugendamt hat frithzeitig zu prifen,
ob fiir den Jugendlichen oder den jungen
Volljahrigen Leistungen der Jugendhilfe in
Betracht kommen. Istdies der Fall oder ist
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eine geeignete Leistung bereits eingeleitet
oder gewahrt worden, so hat das Jugendamt
den Staatsanwalt oder den Richter umgehend
davon zu unterrichten, damit gepriift werden
kann, ob diese Leistung ein Absehen von der
Verfolgung (§ 45 JGG) oder eine Einstellung
des Verfahrens (§ 47 JGG) ermdglicht.

(3) Der Mitarbeiter des Jugendamts oder des
anerkannten Tragers der freien Jugendhilfe,
dernach § 38 Abs. 2 Satz 2 des Jugendge-
richtsgesetzes tdtig wird, soll den Jugendli-
chen oder den jungen Volljahrigen wahrend
des gesamten Verfahrens betreuen.

Vierter Abschnitt

Beistandschaft, Pflegschaft und Vormund-
schaft fiir Kinder und Jugendliche, Auskunft
iiber Nichtabgabe von Sorgeerklarungen

Beratung und Unterstiitzung bei Vater-
schaftsfeststellung und Geltendmachung
von Unterhaltsanspriichen

(1) Das Jugendamt hat unverziiglich nach

der Geburt eines Kindes, dessen Eltern nicht

miteinander verheiratet sind, der Mutter Bera-

tung und Unterstiitzung insbesondere bei der

Vaterschaftsfeststellung und der Geltendma-

chung von Unterhaltsanspriichen des Kindes

anzubieten. Hierbei hat es hinzuweisen auf

1. dieBedeutung der Vaterschaftsfeststellung,

2. die Moglichkeiten, wie die Vaterschaft
festgestellt werden kann, insbesondere
bei welchen Stellen die Vaterschaft aner-
kannt werden kann,

3. dieMoglichkeit, die Verpflichtung zur
Erfillung von Unterhaltsanspriichen nach
§ 59 Abs.1Satz1Nr. 3 beurkunden zu lassen,
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4. die Moglichkeit, eine Beistandschaft zu
beantragen, sowie auf die Rechtsfolgen
einer solchen Beistandschaft,

5. die Moglichkeit der gemeinsamen elter-
lichen Sorge.

DasJugendamt hat der Mutter ein personli-
ches Gesprédch anzubieten. Das Gesprach soll
inder Regelin der persénlichen Umgebung
der Mutter stattfinden, wenn diese es wiinscht.

(2) Das Angebot nach Absatz1kann vor der
Geburtdes Kindes erfolgen, wenn anzu-
nehmen ist, dass seine Eltern bei der Geburt
nicht miteinander verheiratet sein werden.

(3) Wurde eine nach § 1592 Nr.1oder 2 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs bestehende Vater-
schaftzu einem Kind oder Jugendlichen
durch eine gerichtliche Entscheidung besei-
tigt, so hat das Gericht dem Jugendamt Mittei-
lung zu machen. Absatz1gilt entsprechend.

(4) Das Standesamt hat die Geburt eines
Kindes, dessen Eltern nicht miteinander ver-
heiratet sind, unverziglich dem Jugendamt
anzuzeigen.

Beratung und Unterstiitzung von
Pflegern und Vormiindern

(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht
Personen und Vereine vorzuschlagen, die
sich im Einzelfall zum Pfleger oder Vormund
eignen.

(2) Pfleger und Vormiinder haben Anspruch
aufregelméBige und dem jeweiligen erziehe-
rischen Bedarf des Miindels entsprechende
Beratung und Unterstiitzung.
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(3) Das Jugendamt hat darauf zu achten, dass
die Vormiinder und Pfleger fiir die Person
der Miindel, insbesondere ihre Erziehung
und Pflege, Sorge tragen. Es hat beratend
darauf hinzuwirken, dass festgestellte Man-
gelim Einvernehmen mit dem Vormund
oder dem Pfleger behoben werden. Soweit
eine Behebung der Mdngel nicht erfolgt, hat
es dies dem Familiengericht mitzuteilen. Es
hat dem Familiengericht tiber das person-
liche Ergehen und die Entwicklung eines
Miindels Auskunft zu erteilen. Erlangt das
Jugendamt Kenntnis von der Gefdhrdung
des Vermogens eines Miindels, so hat es dies
dem Familiengericht anzuzeigen.

(4) Fur die Gegenvormundschaft gelten die
Absédtze 1und 2 entsprechend. Ist ein Verein
Vormund, so findet Absatz 3 keine Anwendung.

Erlaubnis zur Ubernahme von
Vereinsvormundschaften

(1) Einrechtsféhiger Verein kann Pflegschaften
oder Vormundschaften tibernehmen, wenn
ihm das Landesjugendamt dazu eine Erlaubnis
erteilt hat. Er kann eine Beistandschaft tiber-
nehmen, soweit Landesrecht dies vorsieht.

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn der

Verein gewahrleistet, dass er

1. eineausreichende Zahl geeigneter Mit-
arbeiter hat und diese beaufsichtigen,
weiterbilden und gegen Schéden, die diese
anderen im Rahmen ihrer Tatigkeit zuft-
genkoénnen, angemessen versichern wird,

2. sich planméaBig um die Gewinnung von
Einzelvormiindern und Einzelpflegern
bemiiht und sie in ihre Aufgaben einfiihrt,
fortbildet und berét,
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3. einen Erfahrungsaustausch zwischen den
Mitarbeitern erméglicht.

(3) Die Erlaubnis gilt fiir das jeweilige Bundes-
land, in dem der Verein seinen Sitz hat.

Sie kann auf den Bereich eines Landesjugend-
amts beschrankt werden.

(4) Das Nahere regelt das Landesrecht. Eskann
auch weitere Voraussetzungen fiir die Ertei-
lung der Erlaubnis vorsehen.

Beistandschaft, Amtspflegschaft und
Amtsvormundschaft

(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger oder
Vormund in den durch das Biirgerliche Gesetz-
buch vorgesehenen Fillen (Beistandschaft,
Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft).

(2) DasJugendamt tibertragt die Ausitbung
der Aufgaben des Beistands, des Amtspfle-
gers oder des Amtsvormunds einzelnen
seiner Beamten oder Angestellten. Die Uber-
tragung gehort zu den Angelegenheiten der
laufenden Verwaltung. In dem durch die
Ubertragung umschriebenen Rahmen ist der
Beamte oder Angestellte gesetzlicher Vertre-
ter des Kindes oder des Jugendlichen.

Filhrung der Beistandschaft, der Amts-
pflegschaft und der Amtsvormundschaft

(1) Auf die Fiihrung der Beistandschaft, der
Amtspflegschaft und der Amtsvormund-
schaft sind die Bestimmungen des Biirger-
lichen Gesetzbuchs anzuwenden, soweit
dieses Gesetz nicht etwas anderes bestimmt.
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(2) Gegeniiber dem Jugendamt als Amts-
vormund und Amtspfleger werden die Vor-
schriften des § 1802 Abs. 3 und des § 1818 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs nicht angewandt.
In den Féllen des § 1803 Abs. 2, des § 1811

und des § 1822 Nr. 6 und 7 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs ist eine Genehmigung des
Familiengerichts nicht erforderlich. Landes-
rechtkann fiir das Jugendamt als Amtspfle-
ger oder als Amtsvormund weitergehende
Ausnahmen von der Anwendung der Bestim-
mungen des Biirgerlichen Gesetzbuchs tiber
die Vormundschaft iiber Minderjdhrige
(§§1773 bis1895) vorsehen, die die Aufsicht
des Familiengerichts in vermogensrechtli-
cher Hinsicht sowie beim Abschluss von Lehr-
und Arbeitsvertrdgen betreffen.

(3) Miindelgeld kann mit Genehmigung

des Vormundschaftsgerichts auf Sammel-
konten des Jugendamts bereitgehalten und
angelegt werden, wenn es den Interessen
des Miindels dient und sofern die sichere
Verwaltung, Trennbarkeit und Rechnungs-
legung des Geldes einschlieBlich der Zinsen
jederzeit gewdhrleistet ist; Landesrecht kann
bestimmen, dass eine Genehmigung des
Familiengerichts nicht erforderlich ist. Die
Anlegung von Miindelgeld gemés § 1807 des
Biirgerlichen Gesetzbuchsist auch bei der
Korperschaft zulassig, die das Jugendamt
errichtet hat.

(4) Das Jugendamt hatin der Regel jahrlich
zu priifen, ob im Interesse des Kindes oder
des Jugendlichen seine Entlassung als Amts-
pfleger oder Amtsvormund und die Bestel-
lung einer Einzelperson oder eines Vereins
angezeigtist, und dies dem Familiengericht
mitzuteilen.
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Mitteilungspflicht des Jugendamts

DasJugendamt hat dem Familiengericht
unverziiglich den Eintritt einer Vormund-
schaft mitzuteilen.

Gegenvormundschaft des Jugendamts

Fiir die Tatigkeit des Jugendamts als Gegenvor-
mund gelten die §§ 55 und 56 entsprechend.

Auskunft iiber Nichtabgabe und
Nichtersetzung von Sorgeerkldrungen

Sind keine Sorgeerkldrungen nach § 1626a Abs.
1Nr.1des Biirgerlichen Gesetzbuchs abgege-
ben worden, so kann die Mutter vom Jugend-
amtunter Angabe des Geburtsorts des Kindes
oder des Jugendlichen sowie des Namens, den
dasKind oder der Jugendliche zur Zeit der
Beurkundung seiner Geburt gefihrthat, da-
ruber eine schriftliche Auskunftverlangen.

Fiinfter Abschnitt
Beurkundung und Beglaubigung,
vollstreckbare Urkunden

Beurkundung und Beglaubigung

(1) Die Urkundsperson beim Jugendamt ist

befugt,

1. dieErkldrung, durch die die Vaterschaft
anerkanntoder die Anerkennung wider-
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rufen wird, die Zustimmungserkldrung

der Mutter sowie die etwa erforderliche
Zustimmung des Mannes, der im Zeitpunkt
der Geburt mit der Mutter verheiratet ist,
desKindes, des Jugendlichen oder eines
gesetzlichen Vertreters zu einer solchen
Erklarung (Erklarungen tiber die Aner-
kennung der Vaterschaft) zu beurkunden,

. die Erkldrung, durch die die Mutterschaft

anerkannt wird, sowie die etwa erfor-
derliche Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters der Mutter zu beurkunden

(§ 44 Abs. 2 des Personenstandsgesetzes),

. die Verpflichtung zur Erfiillung von

Unterhaltsanspriichen eines Abkdmm-
lings zu beurkunden, sofern die unter-
haltsberechtigte Person zum Zeitpunkt
der Beurkundung das 21. Lebensjahr noch
nichtvollendet hat,

. die Verpflichtung zur Erfiillung von

Anspriichen auf Unterhalt (§ 16151 des Biir-
gerlichen Gesetzbuchs) zu beurkunden,

. die Bereiterkldrung der Adoptionsbewer-

berzur Annahme eines ihnen zur internati-
onalen Adoption vorgeschlagenen Kindes
(§ 7Abs.1des Adoptionsiibereinkommens
- Ausfiihrungsgesetz) zu beurkunden,

. den Widerruf der Einwilligung des Kin-

desin die Annahme als Kind (§ 1746 Abs.
2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs) zu beur-
kunden,

. dieErklarung, durch die der Vater auf die

Ubertragung der Sorge verzichtet (§ 1747
Abs. 3Nr. 3 des Biirgerlichen Gesetzbuchs),
zu beurkunden,

. die Sorgeerkldrungen (§ 1626a Abs.1Nr.1

des Biirgerlichen Gesetzbuchs) sowie

die etwa erforderliche Zustimmung des
gesetzlichen Vertreters eines beschrankt
geschéftsfadhigen Elternteils (§ 1626¢ Abs.
2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs) zu beur-
kunden,
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9. eine Erkldrung des auf Unterhaltin
Anspruch genommenen Elternteils nach
§ 648 der Zivilprozessordnung aufzuneh-
men; § 129a der Zivilprozessordnung gilt
entsprechend.

Die Zustéandigkeit der Notare, anderer
Urkundspersonen oder sonstiger Stellen fir
offentliche Beurkundungen und Beglaubi-
gungen bleibt unbertihrt.

(2) Die Urkundsperson soll eine Beurkun-
dung nichtvornehmen, wenn ihrin der
betreffenden Angelegenheit die Vertretung
eines Beteiligten obliegt.

(3) Das Jugendamt hat geeignete Beamte und
Angestellte zur Wahrnehmung der Aufgaben
nach Absatz1zu erméchtigen. Die Linder
konnen Néheres hinsichtlich der fachlichen
Anforderungen an diese Personen regeln.

Volistreckbare Urkunden

Aus Urkunden, die eine Verpflichtung nach
§ 59 Abs.1Satz1Nr. 3 oder 4 zum Gegenstand
haben und die von einem Beamten oder
Angestellten des Jugendamts innerhalb

der Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der
vorgeschriebenen Form aufgenommen wor-
densind, findet die Zwangsvollstreckung
statt, wenn die Erkldrung die Zahlung einer
bestimmten Geldsumme betrifft und der
Schuldner sich in der Urkunde der sofortigen
Zwangsvollstreckung unterworfen hat. Die
Zustellung kann auch dadurch vollzogen
werden, dass der Beamte oder Angestellte
dem Schuldner eine beglaubigte Abschrift
der Urkunde aushédndigt; § 173 Satz2 und 3
der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.
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Auf die Zwangsvollstreckung sind die Vor-
schriften, die fiir die Zwangsvollstreckung
aus gerichtlichen Urkunden nach § 794
Abs.1Nr. 5 der Zivilprozessordnung gelten,
mit folgenden MaBgaben entsprechend
anzuwenden:

1. Dievollstreckbare Ausfertigung wird
von den Beamten oder Angestellten des
Jugendamts erteilt, denen die Beurkun-
dung der Verpflichtungserkldrung tiber-
tragen ist.

2. Uber Einwendungen, die die Zuléssigkeit
der Vollstreckungsklausel betreffen, und
uber die Erteilung einer weiteren voll-
streckbaren Ausfertigung entscheidet das
fiir das Jugendamt zustdndige Amtsge-
richt.
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Viertes Kapitel
Schutz von Sozialdaten

Anwendungsbereich

(1) Fir den Schutz von Sozialdaten bei ihrer
Erhebung und Verwendung in der Jugend-
hilfe gelten § 35 des Ersten Buches, §§ 67
bis 85a des Zehnten Buches sowie die nach-
folgenden Vorschriften. Sie gelten fiir alle
Stellen des Tragers der 6ffentlichen Jugend-
hilfe, soweit sie Aufgaben nach diesem Buch
wahrnehmen. Fiir die Wahrnehmung von
Aufgaben nach diesem Buch durch kreis-
angehorige Gemeinden und Gemeindever-
bénde, die nicht ortliche Trdger sind, gelten
die Sdtze 1und 2 entsprechend.

(2) Fur den Schutz von Sozialdaten bei ihrer
Erhebung und Verwendung im Rahmen der
Tétigkeit des Jugendamts als Amtspfleger,
Amtsvormund, Beistand und Gegenvor-
mund giltnur § 68.

(3) Werden Einrichtungen und Dienste der
Trager der freien Jugendhilfe in Anspruch
genomimen, so ist sicherzustellen, dass der
Schutz der personenbezogenen Daten bei
der Erhebung und Verwendung in entspre-
chender Weise gewédhrleistet ist.

Datenerhebung

(1) Sozialdaten diirfen nur erhoben werden,
soweit ihre Kenntnis zur Erfiillung der jewei-
ligen Aufgabe erforderlich ist.
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(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu
erheben. Erist iber die Rechtsgrundlage der
Erhebung sowie die Zweckbestimmungen
der Erhebung und Verwendung aufzuklé-
ren, soweit diese nicht offenkundig sind.

(3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen diirfen
Sozialdaten nur erhoben werden, wenn
1. eine gesetzliche Bestimmung dies vor-
schreibt oder erlaubt oder
2. ihre Erhebung beim Betroffenen nicht
moglich ist oder die jeweilige Aufgabe
ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen
erfordert, die Kenntnis der Daten aber
erforderlich ist fir
a) die Feststellung der Voraussetzungen
oder fiir die Erfillung einer Leistung
nach diesem Buch oder
b) die Feststellung der Voraussetzungen
fiir die Erstattung einer Leistung nach
§ 50 des Zehnten Buches oder
c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach
den §§ 42 bis48aund nach § 52 oder
d) die Erfiillung des Schutzauftrages bei
Kindeswohlgefdhrdung nach § 8a oder
3. die Erhebung bei dem Betroffenen einen
unverhédltnismédBigen Aufwand erfordern
wiirde und keine Anhaltspunkte dafiir
bestehen, dass schutzwiirdige Interessen
des Betroffenen beeintrachtigt werden
oder
4. die Erhebung bei dem Betroffenen den
Zugang zur Hilfe ernsthaft gefdhrden
wirde.

(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leis-
tungsberechtig ter oder sonst an der Leis-
tung beteiligt, so diirfen die Daten auch
beim Leistungsberechtigten oder einer
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anderen Person, die sonst an der Leistung
beteiligt ist, erhoben werden, wenn die
Kenntnis der Daten fiir die Gewdhrung einer
Leistung nach diesem Buch notwendig ist.
Satz1giltbeider Erfilllung anderer Aufga-
benim Sinne des § 2 Abs. 3 entsprechend.

Datenspeicherung

(1) Sozialdaten diirfen gespeichert werden,
soweit dies fiir die Erfiillung der jeweiligen
Aufgabe erforderlich ist.

(2) Daten, die zur Erfiillung unterschiedli-
cher Aufgaben der 6ffentlichen Jugendhilfe
erhoben worden sind, diirfen nur zusam-
mengefiihrt werden, wenn und solange
dies wegen eines unmittelbaren Sachzu-
sammenhangs erforderlich ist. Daten, die
zu Leistungszwecken im Sinne des § 2 Abs. 2,
und Daten, die fiir andere Aufgaben im Sinne
des § 2 Abs. 3 erhoben worden sind, diirfen
nur zusammengefihrt werden, soweit dies
zur Erfilllung der jeweiligen Aufgabe erfor-
derlichist.

Dateniibermittlung und -nutzung

(1) Sozialdaten diirfen zu dem Zweck tiber-
mittelt oder genutzt werden, zu dem sie
erhoben worden sind.

(2) Eine Ubermittlung fiir die Erfiillung von
Aufgabennach § 69 des Zehnten Buches ist
abweichend von Absatz 1 nur zuldssig, soweit
dadurch der Erfolg einer zu gewdhrenden
Leistung nichtin Frage gestellt wird.
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(2a) Vor einer Ubermittlung an eine Fach-
kraft, die der verantwortlichen Stelle nicht
angehort, sind die Sozialdaten zu anonymi-
sieren oder zu pseudonymisieren, soweit die
Aufgabenerfiillung dies zulésst.

(3) Sozialdaten diirfen beim Tréger der
offentlichen Jugendhilfe zum Zwecke der
Planung im Sinne des § 80 gespeichert oder
genutzt werden; sie sind unverziiglich zu
anonymisieren.

Besonderer Vertrauensschutz in der
personlichen und erzieherischen Hilfe

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines

Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe zum

Zweck personlicher und erzieherischer Hilfe

anvertraut worden sind, diirfen von diesem

nur weitergegeben werden

1. mitder Einwilligung dessen, der die Daten
anvertraut hat, oder

2. dem Vormundschafts- oder dem Familien-
gericht zur Erfillung der Aufgaben nach
§ 8a Abs. 3, wenn angesichts einer Gefahr-
dung des Wohls eines Kindes oder eines
Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine
fir die Gewdhrung von Leistungen not-
wendige gerichtliche Entscheidung nicht
ermoglicht werden kénnte, oder

3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines
Wechsels der Fallzustdndigkeit im Jugend-
amt oder eines Wechsels der ortlichen
Zustdndigkeit fiir die Gewahrung oder
Erbringung der Leistung verantwortlich
ist, wenn Anhaltspunkte fiir eine Gefahr-
dung des Kindeswohls gegeben sind
und die Daten fiir eine Abschitzung des
Gefdhrdungsrisikos notwendig sind, oder
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b

an die Fachkréfte, die zum Zwecke der
Abschétzung des Gefahrdungsrisikos nach
§ 8a hinzugezogen werden; § 64 Abs. 2a
bleibt unberiihrt, oder

. unter den Voraussetzungen, unter

denen einederin § 203 Abs.1oder 3des
Strafgesetzbuches genannten Personen
dazu befugt wére.

9]

Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten
weiter, so diirfen sie vom Empfénger nur zu
dem Zweck weitergegeben werden, zu dem
er diese befugt erhalten hat.

(2) § 35 Abs. 3 des Ersten Buches gilt auch,
soweit ein behdrdeninternes Weitergabever-
botnach Absatz1besteht.

aufgehoben

aufgehoben

Sozialdaten im Bereich der Beistandschaft,
Amtspflegschaft und der Amtsvormund-
schaft

(1) Der Beamte oder Angestellte, dem die Aus-
iibung der Beistandschaft, Amtspflegschaft
oder Amtsvormundschaft iibertragen ist, darf
Sozialdaten nur erheben und verwenden,
soweit dies zur Erfiillung seiner Aufgaben
erforderlich ist. Die Nutzung dieser Sozial-
daten zum Zweck der Aufsicht, Kontrolle oder
Rechnungspriifung durch die dafiir zustan-
digen Stellen sowie die Ubermittlung an diese
istim Hinblick auf den Einzelfall zul&ssig.
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(2) Fir die Loschung und Sperrung der Daten
gilt § 84 Abs. 2,3 und 6 des Zehnten Buches
entsprechend.

(3) Wer unter Beistandschaft, Amtspfleg-
schaft oder Amtsvormundschaft gestanden
hat, hat nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres ein Recht auf Kenntnis der zu seiner
Person gespeicherten Informationen, soweit
nichtberechtigte Interessen Dritter entge-
genstehen. Vor Vollendung des 18. Lebens-
jahres konnen ihm die gespeicherten Infor-
mationen bekannt gegeben werden, soweit
er die erforderliche Einsichts- und Urteilsfé-
higkeit besitzt und keine berechtigten Inte-
ressen Dritter entgegenstehen. Nach Been-
digung einer Beistandschaft hat dariber
hinaus der Elternteil, der die Beistandschaft
beantragt hat, einen Anspruch auf Kenntnis
der gespeicherten Daten, solange der junge
Mensch minderjahrig ist und der Elternteil
antragsberechtigtist.

(4) Personen oder Stellen, an die Sozialdaten
ibermittelt worden sind, diirfen diese nur
zu dem Zweck verwenden, zu dem sie ihnen
nach Absatz1befugt weitergegeben worden
sind.

(5) Fur die Tatigkeit des Jugendamts als
Gegenvormund gelten die Absédtze 1bis 4
entsprechend.
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Flinftes Kapitel
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Tréger der Jugendhilfe, Zusammenarbeit,

Gesamtverantwortung

Erster Abschnitt
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe

Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe,
Jugendamter, Landesjugendamter

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
werden durch Landesrecht bestimmt.

(2) aufgehoben

(3) Fir die Wahrnehmung der Aufgaben nach
diesemn Buch errichtet jeder ortliche Trager
ein Jugendamt, jeder iiberortliche Trager ein
Landesjugendamt.

(4) Mehrere ortliche Trdger und mehrere
uberortliche Trager kénnen, auch wenn

sie verschiedenen Lidndern angehoren, zur
Durchfiihrung einzelner Aufgaben gemein-
same Einrichtungen und Dienste errichten.

(5) aufgehoben

(6) aufgehoben

Organisation des Jugendamts und
des Landesjugendamts

(1) Die Aufgaben des Jugendamts werden
durch den Jugendhilfeausschuss und durch
die Verwaltung des Jugendamts wahrge-
nommen.

(2) Die Geschafte der laufenden Verwaltung
im Bereich der 6ffentlichen Jugendhilfe
werden vom Leiter der Verwaltung der
Gebietskorperschaft oder in seinem Auftrag
vom Leiter der Verwaltung des Jugendamts
im Rahmen der Satzung und der Beschliis-
se der Vertretungskorperschaft und des
Jugendhilfeausschusses gefiihrt.

(3) Die Aufgaben des Landesjugendamts wer-
den durch den Landesjugendhilfeausschuss
und durch die Verwaltung des Landesjugend-
amtsim Rahmen der Satzung und der dem
Landesjugendamt zur Verfiigung gestellten
Mittel wahrgenommen. Die Geschéfte der
laufenden Verwaltung werden von dem Lei-
ter der Verwaltung des Landesjugendamts im
Rahmen der Satzung und der Beschliisse des
Landesjugendhilfeausschusses gefiihrt.

Jugendhilfeausschuss, Landesjugend-
hilfeausschuss

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehoren als

stimmberechtigte Mitglieder an

1. mitdreiFinfteln des Anteils der Stimmen
Mitglieder der Vertretungskorperschaft
des Tragers der offentlichen Jugendhilfe
oder von ihr gewahlte Frauen und Man-
ner, die in der Jugendhilfe erfahren sind,

2. mitzweiFiinfteln des Anteils der Stim-
men Frauen und Manner, die auf Vor-
schlag der im Bereich des 6ffentlichen
Tragers wirkenden und anerkannten
Trager der freien Jugendhilfe von der Ver-
tretungskorperschaft gewahlt werden;



Seite 107 Kapitel XI

Vorschldge der Jugendverbdnde und der
Wohlfahrtsverbande sind angemessen zu
berticksichtigen.

(2) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit

allen Angelegenheiten der Jugendhilfe, ins-

besondere mit

1. derErorterung aktueller Problemlagen
junger Menschen und ihrer Familien sowie
mit Anregungen und Vorschldgen fiir die
Weiterentwicklung der Jugendhilfe,

2. derJugendhilfeplanung und

3. derForderung der freien Jugendhilfe.

(3) Er hat Beschlussrecht in Angelegenhei-
ten der Jugendhilfe im Rahmen der von der
Vertretungskorperschaft bereitgestellten
Mittel, der von ihr erlassenen Satzung und
der von ihr gefassten Beschliisse. Er soll vor
jeder Beschlussfassung der Vertretungskor-
perschaftin Fragen der Jugendhilfe und vor
der Berufung eines Leiters des Jugendamts
gehort werden und hat das Recht, an die
Vertretungskorperschaft Antrage zu stellen.
Er tritt nach Bedarf zusammen und ist auf
Antrag von mindestens einem Fiinftel der
Stimmberechtigten einzuberufen. Seine
Sitzungen sind 6ffentlich, soweit nicht das
Wohl der Allgemeinheit, berechtigte Inte-
ressen einzelner Personen oder schutzbe-
dirftiger Gruppen entgegenstehen.

(4) Dem Landesjugendhilfeausschuss
gehoren mit zwei Fiinfteln des Anteils der
Stimmen Frauen und Ménner an, die auf
Vorschlag der im Bereich des Landesjugend-
amts wirkenden und anerkannten Tréager der
freien Jugendhilfe von der obersten Landes-
jugendbehérde zu berufen sind. Die tibrigen
Mitglieder werden durch Landesrecht
bestimmt. Absatz 2 gilt entsprechend.
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(5) Das Nahere regelt das Landesrecht. Es
regelt die Zugehorigkeit beratender Mit-
glieder zum Jugendhilfeausschuss. Es kann
bestimmen, dass der Leiter der Verwaltung
der Gebietskorperschaft oder der Leiter der
Verwaltung des Jugendamts nach Absatz1
Nr. 1stimmberechtigt ist.

Mitarbeiter, Fortbildung

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
sollen bei den Jugenddmtern und Landesju-
genddmtern hauptberuflich nur Personen
beschéftigen, die sich fiir die jeweilige
Aufgabe nach ihrer Personlichkeit eignen
und eine dieser Aufgabe entsprechende Aus-
bildung erhalten haben (Fachkrafte) oder
aufgrund besonderer Erfahrungen in der
sozialen Arbeitin der Lage sind, die Aufgabe
zu erfiillen. Soweit die jeweilige Aufgabe
dies erfordert, sind mitihrer Wahrnehmung
nur Fachkréfte oder Fachkréfte mit entspre-
chender Zusatzausbildung zu betrauen.
Fachkréfte verschiedener Fachrichtungen
sollen zusammenwirken, soweit die jeweili-
ge Aufgabe dies erfordert.

(2) Leitende Funktionen des Jugendamts
oder des Landesjugendamts sollen in der
Regel nur Fachkréften iibertragen werden.

(3) Die Tréger der Offentlichen Jugendhilfe
haben Fortbildung und Praxisberatung der
Mitarbeiter des Jugendamts und des Landes-
jugendamts sicherzustellen.
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Persoénliche Eignung

Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
diirfen fiir die Wahrnehmung der Aufga-
benin der Kinder- und Jugendhilfe keine
Person beschéftigen oder vermitteln, die
rechtskraftig wegen einer Straftat nach den
§8§ 171,174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis
184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des
Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu
diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstel-
lung oder Vermittlung und in regelméaBigen
Abstdnden von den betroffenen Personen
ein Fihrungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen las-
sen. Durch Vereinbarungen mitden Tragern
von Einrichtungen und Diensten sollen die
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe auch
sicherstellen, dass diese keine Personen nach
Satz1beschéaftigen.

Zweiter Abschnitt
Zusammenarbeit mit der freien
Jugendhilfe, ehrenamtliche Tatigkeit

Ehrenamtliche Tatigkeit

In der Jugendhilfe ehrenamtlich titige Per-
sonen sollen bei ihrer Tatigkeit angeleitet,
beraten und unterstiitzt werden.

Férderung der freien Jugendhilfe

(1) Die Tréger der 6ffentlichen Jugendhil-
fe sollen die freiwillige Tatigkeit auf dem
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Gebiet der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie

fordern, wenn der jeweilige Trager

1. diefachlichen Voraussetzungen fiir die
geplante MaBnahme erfillt,

2. die Gewahr fiir eine zweckentsprechende
und wirtschaftliche Verwendung der Mit-
tel bietet,

3. gemeinniitzige Ziele verfolgt,

4. eine angemessene Eigenleistung erbringt
und

5. die Gewdhr fur eine den Zielen des
Grundgesetzes forderliche Arbeit bietet.

Eine auf Dauer angelegte Férderung setzt
in der Regel die Anerkennung als Trager der
freien Jugendhilfe nach § 75 voraus.

(2) Soweitvon der freien Jugendhilfe Ein-
richtungen, Dienste und Veranstaltungen
geschaffen werden, um die Gewdhrung von
Leistungen nach diesem Buch zu ermogli-
chen, kann die Férderung von der Bereit-
schaftabhdngig gemacht werden, diese
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltun-
gen nach MaBgabe der Jugendhilfeplanung
und unter Beachtung derin § 9 genannten
Grundsatze anzubieten. § 4 Abs.1bleibt
unberthrt.

(3) Uber die Art und Hohe der Férderung ent-
scheidet der Trager der 6ffentlichen Jugend-
hilfe im Rahmen der verfiigbaren Haus-
haltsmittel nach pflichtgemaBem Ermessen.
Entsprechendes gilt, wenn mehrere Antrag-
steller die Forderungsvoraussetzungen
erfiillen und die von ihnen vorgesehenen
MaBnahmen gleich geeignet sind, zur Befrie-
digung des Bedarfs jedoch nur eine MaBnah-
me notwendig ist. Bei der Bemessung der
Eigenleistung sind die unterschiedliche
Finanzkraft und die sonstigen Verhéltnisse
zu berucksichtigen.
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(4) Bei sonst gleich geeigneten Ma3nahmen
soll solchen der Vorzug gegeben werden, die
stdrker an den Interessen der Betroffenen
orientiert sind und ihre Einflussnahme auf
die Ausgestaltung der MaBnahme gewdahr-
leisten.

(5) Bei der Forderung gleichartiger MaB3nah-
men mehrerer Trager sind unter Berticksich-
tigung ihrer Eigenleistungen gleiche Grund-
sdtze und MaBstabe anzulegen. Werden
gleichartige MaBnahmen von der freien und
der 6ffentlichen Jugendhilfe durchgefiihrt,
so sind bei der Forderung die Grundsdtze
und MaBstdbe anzuwenden, die fir die
Finanzierung der Manahmen der 6ffent-
lichen Jugendhilfe gelten.

(6) Die Forderung von anerkannten Tré-
gern der Jugendhilfe soll auch Mittel fiir die
Fortbildung der haupt-, neben-und ehren-
amtlichen Mitarbeiter sowie im Bereich

der Jugendarbeit Mittel fiir die Errichtung
und Unterhaltung von Jugendfreizeit- und
Jugendbildungsstédtten einschlieBen.

Finanzierung von Tageseinrichtungen
fir Kinder

Die Finanzierung von Tageseinrichtungen
regeltdas Landesrecht. Dabei kénnen alle
Trager von Einrichtungen, die die recht-
lichen und fachlichen Voraussetzungen fiir
den Betrieb der Einrichtung erfiillen, gefor-
dertwerden.
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Anerkennung als Trager der freien
Jugendhilfe

(1) Als Trager der freien Jugendhilfe kénnen
juristische Personen und Personenvereini-
gungen anerkannt werden, wenn sie

1. aufdem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne
des § 1tatig sind,

2. gemeinniitzige Ziele verfolgen,

3. aufgrund der fachlichen und personellen
Voraussetzungen erwarten lassen, dass
sie einen nicht unwesentlichen Beitrag
zur Erfiilllung der Aufgaben der Jugend-
hilfe zu leisten imstande sind, und

4. die Gewahr fiir eine den Zielen des
Grundgesetzes forderliche Arbeit bieten.

(2) Einen Anspruch auf Anerkennung als
Trager der freien Jugendhilfe hat unter den
Voraussetzungen des Absatzes 1, wer auf
dem Gebiet der Jugendhilfe mindestens drei
Jahre tatig gewesen ist.

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten des 6ffentlichen Rechts sowie die auf
Bundesebene zusammengeschlossenen
Verbénde der freien Wohlfahrtspflege sind
anerkannte Trédger der freien Jugendhilfe.

Beteiligung anerkannter Trager der freien
Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer
Aufgaben

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
konnen anerkannte Trédger der freien
Jugendhilfe an der Durchfithrung ihrer
Aufgaben nach den §§ 42, 43, 50 bis 52a und
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53 Abs. 2 bis 4 beteiligen oder ihnen diese
Aufgaben zur Ausfiihrung tibertragen.

(2) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
bleiben fiir die Erfiillung der Aufgaben ver-
antwortlich.

Vereinbarungen iiber die H6he der Kosten

Werden Einrichtungen und Dienste der
Trager der freien Jugendhilfe in Anspruch
genommen, so sind Vereinbarungen tiber
die Hohe der Kosten der Inanspruchnahme
zwischen der 6ffentlichen und der freien

Jugendhilfe anzustreben; das Ndhere regelt

das Landesrecht. Die §§ 78a bis 78g bleiben
unberiihrt.

Arbeitsgemeinschaften

Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sol-
len die Bildung von Arbeitsgemeinschaften
anstreben, in denen neben ihnen die aner-

kannten Tréger der freien Jugendhilfe sowie

die Tréger geforderter MaBnahmen vertre-
ten sind. In den Arbeitsgemeinschaften soll
darauf hingewirkt werden, dass die geplan-
ten MaBBnahmen aufeinander abgestimmt
werden und sich gegenseitig erganzen.
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Dritter Abschnitt
Vereinbarungen iiber Leistungsangebote,
Entgelte und Qualitdtsentwicklung

Anwendungsbereich

(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 789 gelten
fiir die Erbringung von

1

5.

Leistungen fir Betreuung und Unter-

kunftin einer sozialpddagogisch beglei-

teten Wohnform (§ 13 Abs. 3),

Leistungen in gemeinsamen Wohnfor-

men fir Miitter/Vater und Kinder (§ 19),

Leistungen zur Unterstiitzung bei not-

wendiger Unterbringung des Kindes oder

Jugendlichen zur Erfiillung der Schul-

pflicht (§ 21Satz 2),

Hilfe zur Erziehung

a) in einer Tagesgruppe (§ 32),

b)in einem Heim oder einer sonstigen
betreuten Wohnform (§ 34) sowie

c)inintensiver sozialpddagogischer Ein-
zelbetreuung (§ 35), sofern sie auf3er-
halb der eigenen Familie erfolgt,

d) in sonstiger teilstationdrer oder statio-
nérer Form (§ 27)

Eingliederungshilfe fiir seelisch behin-

derte Kinder und Jugendliche in

a) anderen teilstationdren Einrichtungen
(§35aAbs.2),

b) Einrichtungen tiber Tag und Nacht
sowie sonstigen Wohnformen (§ 35a
Abs. 2),

. Hilfe fiir junge Volljahrige (§ 41), sofern

diesedeninden Nummern4 und 5
genannten Leistungen entspricht, sowie
Leistungen zum Unterhalt (§ 39), sofern
diese im Zusammenhang mit Leistungen
nach den Nummern 4 bis 6 gewédhrt wer-
den; § 39 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberiihrt.
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(2) Landesrecht kann bestimmen, dass die
§§ 78b bis 78g auch fiir andere Leistungen
nach diesem Buch sowie fiir vorldufige
MaBnahmen zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen (§ 42) gelten.

Voraussetzungen fiir die Ubernahme des
Leistungsentgelts

(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in
einer Einrichtung erbracht, so ist der Trager
der 6ffentlichen Jugendhilfe zur Ubernahme
des Entgelts gegeniiber dem Leistungs-
berechtigten verpflichtet, wenn mit dem
Trager der Einrichtung oder seinem Verband
Vereinbarungen iiber
1. Inhalt, Umfang und Qualitét der Leis-
tungsangebote (Leistungsvereinbarung),
2. differenzierte Entgelte fiir die Leistungs-
angebote und die betriebsnotwendigen
Investitionen (Entgeltvereinbarung) und
3. Grundsétze und MaBstébe fiir die Bewer-
tung der Qualitét der Leistungsangebote
sowie liber geeignete MaSnahmen zu
ihrer Gewdhrleistung (Qualitdtsentwick-
lungsvereinbarung) abgeschlossen wor-
den sind.

(2) Die Vereinbarungen sind mit den Tragern
abzuschlieBen, die unter Berticksichtigung
der Grundsétze der Leistungsfdhigkeit,
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur
Erbringung der Leistung geeignet sind. Ver-
einbarungen uiber die Erbringung von Hilfe
zur Erziehung im Ausland diirfen nur mit
solchen Tragern abgeschlossen werden, die
1. anerkannte Trager der Jugendhilfe oder
Trager einer erlaubnispflichtigen Einrich-
tung im Inland sind, in der Hilfe zur Erzie-
hung erbracht wird,
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2. mitder Erbringung solcher Hilfen nur
Fachkréfte im Sinne des § 72 Abs. 1 betrau-
enund

3. die Gewahr dafiir bieten, dass sie die Rechts-
vorschriften des Aufenthaltslandes einhal-
tenund mit den Behérden des Aufenthalts-
landes sowie den deutschen Vertretungen
im Ausland zusammenarbeiten.

(3) Ist eine der Vereinbarungen nach Absatz1
nichtabgeschlossen, soist der Trdger der
offentlichen Jugendhilfe zur Ubernahme

des Leistungsentgelts nur verpflichtet, wenn
dies insbesondere nach MaB3gabe der Hilfe-
planung (§ 36) im Einzelfall geboten ist.

Inhalt der Leistungs- und Entgeltverein-
barungen

(1) Die Leistungsvereinbarung muss die

wesentlichen Leistungsmerkmale, insbeson-

dere

1. Art, Ziel und Qualitédt des Leistungsange-
bots,

2. deninder Einrichtung zu betreuenden
Personenkreis,

3. dieerforderliche sédchliche und personel-
le Ausstattung,

4. dieQualifikation des Personals

sowie

5. diebetriebsnotwendigen Anlagen der
Einrichtung festlegen. In die Vereinba-
rung istaufzunehmen, unter welchen
Voraussetzungen der Tréger der Einrich-
tung sich zur Erbringung von Leistungen
verpflichtet. Der Trager muss gewdhr-
leisten, dass die Leistungsangebote zur
Erbringung von Leistungen nach § 78a
Abs.1geeignet sowie ausreichend, zweck-
maBig und wirtschaftlich sind.
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(2) Die Entgelte miissen leistungsgerecht
sein. Grundlage der Entgeltvereinbarung
sind die in der Leistungs- und der Qualitéts-
entwicklungsvereinbarung festgelegten
Leistungs- und Qualitdtsmerkmale. Eine
Erhohung der Vergiitung fur Investitionen
kann nur dann verlangt werden, wenn der
zustandige Tréger der 6ffentlichen Jugend-
hilfe der InvestitionsmaBnahme vorher
zugestimmt hat. Férderungen aus offent-
lichen Mitteln sind anzurechnen.

Vereinbarungszeitraum

(1) Die Vereinbarungen nach § 78b Abs. 1sind
fiir einen zukiinftigen Zeitraum (Vereinba-
rungszeitraum) abzuschlieBen. Nachtrag-
liche Ausgleiche sind nicht zuléssig.

(2) Die Vereinbarungen treten zu dem darin
bestimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein
Zeitpunkt nicht bestimmt, so werden die
Vereinbarungen mit dem Tag ihres Abschlus-
ses wirksam. Eine Vereinbarung, die vor die-
sen Zeitpunkt zuriickwirkt, ist nicht zuléssig;
dies gilt nicht fiir Vereinbarungen vor der
Schiedsstelle fiir die Zeit ab Eingang des
Antrages bei der Schiedsstelle. Nach Ablauf
des Vereinbarungszeitraums gelten die ver-
einbarten Vergiitungen bis zum Inkrafttre-
ten neuer Vereinbarungen weiter.

(3) Beiunvorhersehbaren wesentlichen
Verdnderungen der Annahmen, die der Ent-
geltvereinbarung zugrunde lagen, sind die
Entgelte auf Verlangen einer Vertragspartei
fiir den laufenden Vereinbarungszeitraum
neu zu verhandeln. Die Absdtze 1und 2 gel-
ten entsprechend.
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(4) Vereinbarungen iber die Erbringung von
Leistungen nach § 78a Abs. 1, die vor dem

1. Januar 1999 abgeschlossen worden sind,
gelten bis zum Inkrafttreten neuer Vereinba-
rungen weiter.

Ortliche Zustindigkeit fiir den Abschluss
von Vereinbarungen

(1) Soweit Landesrecht nicht etwas anderes
bestimmt, ist fiir den Abschluss von Vereinba-
rungen nach § 78b Abs.1der ortliche Trager
der Jugendhilfe zustdndig, in dessen Bereich
die Einrichtung gelegen ist. Die von diesem
Trager abgeschlossenen Vereinbarungen
sind fiir alle 6rtlichen Trdger bindend.

(2) Werden in der Einrichtung Leistungen
erbracht, fiir deren Gewdhrung tiberwie-
gend ein anderer Ortlicher Trager zustdndig
ist, so hat der nach Absatz1zusténdige Tré-
ger diesen Trdger zu horen.

(3) Die kommunalen Spitzenverbénde auf
Landesebene und die Verbande der Trager
der freien Jugendhilfe sowie die Vereini-
gungen sonstiger Leistungserbringer im
jeweiligen Land konnen regionale oder
landesweite Kommissionen bilden. Die Kom-
missionen konnen im Auftrag der Mitglieder
derin Satz1genannten Verbande und Verei-
nigungen Vereinbarungen nach § 78b Abs. 1
schlieBen. Landesrecht kann die Beteiligung
der fiir die Wahrnehmung der Aufgaben
nach § 85 Abs. 2 Nr. 5 und 6 zustdndigen
Behorde vorsehen.
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Rahmenvertrage

Die kommunalen Spitzenverbénde auf Lan-
desebene schliefen mit den Verbanden

der Trager der freien Jugendhilfe und den
Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer
auf Landesebene Rahmenvertrédge tiber den
Inhalt der Vereinbarungen nach § 78b Abs. 1.
Die fiir die Wahrnehmung der Aufgaben
nach § 85 Abs. 2Nr. 5und 6 zustdndigen
Behorden sind zu beteiligen.

Schiedsstelle

(1) Inden Léandern sind Schiedsstellen fiir
Streit- und Konfliktfélle einzurichten. Sie sind
mit einem unparteiischen Vorsitzenden und
mit einer gleichen Zahl von Vertretern der
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sowie von
Vertretern der Trédger der Einrichtungen zu
besetzen. Der Zeitaufwand der Mitglieder ist
zu entschadigen, bare Auslagen sind zu erstat-
ten. Fur die Inanspruchnahme der Schiedsstel-
len kénnen Gebiihren erhoben werden.

(2) Kommt eine Vereinbarung nach § 78b
Abs.1innerhalb von sechs Wochen nicht
zustande, nachdem eine Partei schriftlich zu
Verhandlungen aufgefordert hat, so entschei-
detdie Schiedsstelle auf Antrag einer Partei
unverziiglich tiber die Gegenstinde, tiber
die keine Einigung erreicht werden konnte.
Gegen die Entscheidung ist der Rechtsweg
zu den Verwaltungsgerichten gegeben. Die
Klagerichtet sich gegen eine der beiden Ver-
tragsparteien, nicht gegen die Schiedsstelle.
Einer Nachprifung der Entscheidung in
einem Vorverfahren bedarf es nicht.
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(3) Entscheidungen der Schiedsstelle treten
zu dem darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft.
Wird ein Zeitpunkt fiir das Inkrafttreten
nicht bestimmt, so werden die Festsetzun-
gen der Schiedsstelle mit dem Tag wirksam,
andem der Antrag bei der Schiedsstelle ein-
gegangen ist. Die Festsetzung einer Vergii-
tung, die vor diesen Zeitpunkt zuriickwirkt,
ist nicht zuléssig. Im Ubrigen gilt § 78d Abs. 2
Satz4 und Abs. 3 entsprechend.

(4) Die Landesregierungen werden erméch-
tigt, durch Rechtsverordnung das Nahere zu
bestimmen tiber

1. dieErrichtung der Schiedsstellen,

2. dieZahl, die Bestellung, die Amtsdauer
und die Amtsfithrung ihrer Mitglieder,

3. dieErstattung der baren Auslagen und
die Entschddigung fir ihren Zeitauf-
wand,

4. die Geschaftsfiihrung, das Verfahren, die
Erhebung und die Hohe der Gebiihren
sowie die Verteilung der Kosten und

5. die Rechtsaufsicht.
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Vierter Abschnitt:
Gesamtverantwortung, Jugendhilfe-
planung

Gesamtverantwortung, Grundausstattung

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
haben fiir die Erfillung der Aufgaben nach
diesem Buch die Gesamtverantwortung ein-
schlieBlich der Planungsverantwortung.

(2) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
sollen gewéhrleisten, dass die zur Erfillung
der Aufgaben nach diesem Buch erfor-
derlichen und geeigneten Einrichtungen,
Dienste und Veranstaltungen den verschie-
denen Grundrichtungen der Erziehung
entsprechend rechtzeitig und ausreichend
zur Verfiigung stehen; hierzu zdhlen ins-
besondere auch Pfleger, Vormiinder und
Pflegepersonen. Von den fiir die Jugendhilfe
bereitgestellten Mitteln haben sie einen
angemessenen Anteil fiir die Jugendarbeit
zuverwenden.

(3) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
haben fiir eine ausreichende Ausstattung
der Jugenddmter und der Landesjugend-
dmter zu sorgen; hierzu gehort auch eine
dem Bedarf entsprechende Zahl von Fach-
kraften.

Jugendhilfeplanung

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
haben im Rahmen ihrer Planungsverantwor-
tung
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1. denBestand an Einrichtungen und Diens-
ten festzustellen,

2. den Bedarf unter Berticksichtigung
der Wiinsche, Bediirfnisse und Inte-
ressen der jungen Menschen und der
Personensorgeberechtigten fir einen
mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln und

3. diezur Befriedigung des Bedarfs notwen-
digen Vorhaben rechtzeitig und ausrei-
chend zu planen; dabei ist Vorsorge zu
treffen, dass auch ein unvorhergesehener
Bedarf befriedigt werden kann.

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so ge-

plantwerden, dass insbesondere

1. Kontakte in der Familie und im sozialen
Umfeld erhalten und gepflegt werden
konnen,

2. einmdglichst wirksames, vielféltiges und
aufeinander abgestimmtes Angebot von
Jugendhilfeleistungen gewdhrleistet ist,

3. junge Menschen und Familien in gefdhr-
deten Lebens- und Wohnbereichen
besonders gefordert werden,

4. Miitter und Vater Aufgaben in der Familie
und Erwerbstatigkeit besser miteinander
vereinbaren kdnnen.

(3) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
haben die anerkannten Tréger der freien
Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung
frithzeitig zu beteiligen. Zu diesem Zweck
sind sie vom Jugendhilfeausschuss, soweit
sie iberortlich tétig sind, im Rahmen der
Jugendhilfeplanung des tiberortlichen Tra-
gers vom Landesjugendhilfeausschuss zu
horen. Das Ndhere regelt das Landesrecht.

(4) Die Tréger der 6ffentlichen Jugendhilfe
sollen darauf hinwirken, dass die Jugendhil-
feplanung und andere ortliche und iiberért-
liche Planungen aufeinander abgestimmt
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werden und die Planungen insgesamt den
Bedirfnissen und Interessen der jungen
Menschen und ihrer Familien Rechnung
tragen.

Zusammenarbeit mit anderen Stellen und
offentlichen Einrichtungen

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe

haben mit anderen Stellen und 6ffentlichen

Einrichtungen, deren Tatigkeit sich auf die

Lebenssituation junger Menschen und ihrer

Familien auswirkt, insbesondere mit

1. Schulen und Stellen der Schulverwaltung,

2. Einrichtungen und Stellen der berufli-

chen Aus- und Weiterbildung,

3. Einrichtungen und Stellen des 6ffentli-

chen Gesundheitsdienstes und sonstigen

Einrichtungen des Gesundheitsdienstes,

den Stellen der Bundesagentur fiir Arbeit,

. denTragern anderer Sozialleistungen,

. der Gewerbeaufsicht,

den Polizei- und Ordnungsbehérden,

. den Justizvollzugsbehérden und

. Einrichtungen der Ausbildung fur Fach-
kréfte, der Weiterbildung und der For-
schung im Rahmen ihrer Aufgaben und
Befugnisse zusammenzuarbeiten.

© o N O U
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Sechstes Kapitel
Zentrale Aufgaben

Aufgaben der Lander

(1) Die oberste Landesjugendbehdorde hat
die Tatigkeit der Trager der 6ffentlichen und
der freien Jugendhilfe und die Weiterent-
wicklung der Jugendhilfe anzuregen und zu
fordern.

(2) Die Lander haben auf einen gleichméBi-
gen Ausbau der Einrichtungen und Ange-
bote hinzuwirken und die Jugenddmter und
Landesjugenddmter bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben zu unterstiitzen.

Aufgaben des Bundes, Bundesjugend-
kuratorium

(1) Die fachlich zusténdige oberste Bundes-
behorde soll die Tatigkeit der Jugendhilfe
anregen und férdern, soweit sie von tiberre-
gionaler Bedeutung ist und ihrer Artnach
nicht durch ein Land allein wirksam gefor-
dertwerden kann.

(2) Die Bundesregierung wird in grundsatz-
lichen Fragen der Jugendhilfe von einem
Sachverstdndigengremium (Bundesjugend-
kuratorium) beraten. Das Ndhere regelt die
Bundesregierung durch Verwaltungsvor-
schriften.
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§ 84
Jugendbericht

(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen
Bundestag und dem Bundesrat in jeder
Legislaturperiode einen Bericht iiber die
Lage junger Menschen und die Bestrebungen
und Leistungen der Jugendhilfe vor. Neben
der Bestandsaufnahme und Analyse sollen
die Berichte Vorschldge zur Weiterentwick-
lung der Jugendhilfe enthalten; jeder dritte
Bericht soll einen Uberblick tiber die Gesamt-
situation der Jugendhilfe vermitteln.

(2) Die Bundesregierung beauftragt mit

der Ausarbeitung der Berichte jeweils eine
Kommission, der mindestens sieben Sach-
verstdndige (Jugendberichtskommission)
angehoren. Die Bundesregierung fiigt eine
Stellungnahme mit den von ihr fiir notwen-
dig gehaltenen Folgerungen bei.
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Siebtes Kapitel
Zustandigkeit, Kostenerstattung

Erster Abschnitt
Sachliche Zustédndigkeit

Sachliche Zustédndigkeit

(1) Fur die Gewahrung von Leistungen und
die Erfullung anderer Aufgaben nach diesem
Buchist der ortliche Trdger sachlich zustdn-
dig, soweit nicht der iiberortliche Trdger
sachlich zustdndig ist.

(2) Der tiberortliche Tréger ist sachlich

zustandig fur

1. dieBeratung der ortlichen Trdger und
die Entwicklung von Empfehlungen zur
Erfillung der Aufgaben nach diesem Buch,

2. dieFérderung der Zusammenarbeit
zwischen den ortlichen Trdgern und den
anerkannten Tragern der freien Jugend-
hilfe, insbesondere bei der Planung und
Sicherstellung eines bedarfsgerechten
Angebots an Hilfen zur Erziehung, Ein-
gliederungshilfen fir seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche und Hilfen fiir
junge Volljahrige,

3. die Anregung und Férderung von
Einrichtungen, Diensten und Veran-
staltungen sowie deren Schaffung und
Betrieb, soweit sie den ortlichen Bedarf
ubersteigen; dazu gehoren insbesonde-
re Einrichtungen, die eine Schul- oder
Berufsausbildung anbieten, sowie
Jugendbildungsstétten,

4. die Planung, Anregung, Forderung und
Durchfiihrung von Modellvorhaben zur
Weiterentwicklung der Jugendhilfe,
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5. die Beratung der ortlichen Trager bei der
Gewdhrung von Hilfe nach den §§ 32 bis
35a, insbesondere bei der Auswahl einer
Einrichtung oder der Vermittlung einer
Pflegeperson in schwierigen Einzelféllen,

6. die Wahrnehmung der Aufgaben zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen in
Einrichtungen (§§ 45 bis 48a),

7. die Beratung der Trager von Einrichtun-
gen wéhrend der Planung und Betriebs-
fihrung,

8. die Fortbildung von Mitarbeitern in der
Jugendhilfe,

9. die Gewdhrung von Leistungen an Deut-
sche im Ausland (§ 6 Abs. 3), soweit es sich
nichtum die Fortsetzung einer bereits im
Inland gewdhrten Leistung handelt,

10. die Erteilung der Erlaubnis zur Ubernah-
me von Pflegschaften oder Vormund-
schaften durch einen rechtsfdhigen Ver-
ein (§ 54).

(3) Fir den ortlichen Bereich kénnen die Auf-
gaben nach Absatz2Nr. 3,4, 7 und 8 auch vom
ortlichen Trdger wahrgenommen werden.

(4) Unbertihrt bleiben die am Tage des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes geltenden landesrecht-
lichen Regelungen, die die in den §§ 45 bis
48abestimmten Aufgaben einschlieBlich der
damit verbundenen Aufgaben nach Absatz
2Nr.2bis 5 und 7 mittleren Landesbehdrden
oder, soweit sie sich auf Kindergarten und
andere Tageseinrichtungen fiir Kinder bezie-
hen, unteren Landesbehérden zuweisen.

(5) Istdas Land uiberértlicher Trager, so kon-
nen durch Landesrecht bis zum 30. Juni 1993
einzelne seiner Aufgaben auf andere Kérper-
schaften des 6ffentlichen Rechts, die nicht
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sind,
ibertragen werden.
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Zweiter Abschnitt
Ortliche Zustindigkeit

| Erster Unterabschnitt
Ortliche Zustindigkeit fiir Leistungen

Ortliche Zustindigkeit fiir Leistungen
an Kinder, Jugendliche und ihre Eltern

(1) Fur die Gewahrung von Leistungen

nach diesem Buch ist der ortliche Trager
zustandig, in dessen Bereich die Eltern ihren
gewohnlichen Aufenthalt haben. An die
Stelle der Eltern tritt die Mutter, wenn und
solange die Vaterschaft nicht anerkannt
oder gerichtlich festgestellt ist. Lebt nur ein
Elternteil, so ist dessen gewdhnlicher Aufent-
halt maBgebend.

(2) Haben die Elternteile verschiedene
gewohnliche Aufenthalte, so ist der ortliche
Trager zustandig, in dessen Bereich der per-
sonensorgeberechtigte Elternteil seinen
gewohnlichen Aufenthalt hat; dies giltauch
dann, wenn ihm einzelne Angelegenheiten
der Personensorge entzogen sind. Steht die
Personensorge im Fall des Satzes1den Eltern
gemeinsam zu, so richtet sich die Zustén-
digkeitnach dem gewohnlichen Aufenthalt
des Elternteils, bei dem das Kind oder der
Jugendliche vor Beginn der Leistung zuletzt
seinen gewodhnlichen Aufenthalt hatte.
Hatte das Kind oder der Jugendliche im Fall
des Satzes 2 zuletzt bei beiden Elternteilen
seinen gewodhnlichen Aufenthalt, so richtet
sich die Zustdndigkeit nach dem gewohnli-
chen Aufenthalt des Elternteils, bei dem das
Kind oder der Jugendliche vor Beginn der
Leistung zuletzt seinen tatsdchlichen Aufent-
halt hatte. Hatte das Kind oder der Jugendli-
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cheim Fall des Satzes 2 wéhrend der letzten
sechs Monate vor Beginn der Leistung bei
keinem Elternteil einen gewohnlichen Auf-
enthalt, soist der ortliche Trager zustdndig,
in dessen Bereich das Kind oder der Jugend-
liche vor Beginn der Leistung zuletzt seinen
gewohnlichen Aufenthalt hatte; hatte das
Kind oder der Jugendliche wahrend der
letzten sechs Monate keinen gewohnlichen
Aufenthalt, sorichtet sich die Zustdndig-
keitnach dem tatséchlichen Aufenthalt des
Kindes oder des Jugendlichen vor Beginn der
Leistung.

(3) Haben die Elternteile verschiedene
gewohnliche Aufenthalte und steht die
Personensorge keinem Elternteil zu, so gilt
Absatz 2 Satz 2 und 4 entsprechend.

(4) Haben die Eltern oder der nach den Absét-
zen1bis 3maBgebliche Elternteil im Inland
keinen gewohnlichen Aufenthalt oder ist

ein gewohnlicher Aufenthalt nicht feststell-
bar oder sind sie verstorben, so richtet sich
die Zusténdigkeit nach dem gewohnlichen
Aufenthalt des Kindes oder des Jugendlichen
vor Beginn der Leistung. Hatte das Kind oder
der Jugendliche wdhrend der letzten sechs
Monate vor Beginn der Leistung keinen
gewohnlichen Aufenthalt, so ist der értliche
Trager zustdndig, in dessen Bereich sich das
Kind oder der Jugendliche vor Beginn der
Leistung tatsdchlich aufhalt.

(5) Begriinden die Elternteile nach Beginn
der Leistung verschiedene gewohnliche
Aufenthalte, so wird der ortliche Trager
zustandig, in dessen Bereich der personen-
sorgeberechtigte Elternteil seinen gewdhn-
lichen Aufenthalt hat; dies giltauch dann,
wenn ihm einzelne Angelegenheiten der
Personensorge entzogen sind. Solange die

Personensorge beiden Elternteilen gemein-
sam oder keinem Elternteil zusteht, bleibt
die bisherige Zustdndigkeit bestehen. Ab-
satz 4 giltentsprechend.

(6) Lebt ein Kind oder ein Jugendlicher zwei
Jahre bei einer Pflegeperson und ist sein
Verbleib bei dieser Pflegeperson auf Dauer
zu erwarten, so ist oder wird abweichend
von den Absdtzen1bis 5 der ortliche Trdger
zustdndig, in dessen Bereich die Pflegeperson
ihren gewohnlichen Aufenthalt hat. Er hat
die Eltern und, falls den Eltern die Personen-
sorge nicht oder nur teilweise zusteht, den
Personensorgeberechtigten tiber den Wech-
sel der Zustdndigkeit zu unterrichten. Endet
der Aufenthalt bei der Pflegeperson, so endet
die Zustdandigkeit nach Satz1.

(7) Fr Leistungen an Kinder oder Jugendli-
che, die um Asyl nachsuchen oder einen Asyl-
antrag gestellt haben, ist der ortliche Trager
zustandig, in dessen Bereich sich die Person
vor Beginn der Leistung tatsdchlich aufhalt;
gehtder Leistungsgewédhrung eine Inob-
hutnahme voraus, so bleibt die nach § 87
begriindete Zustdndigkeit bestehen. Unter-
liegt die Person einem Verteilungsverfahren,
sorichtetsich die ortliche Zustandigkeit
nach der Zuweisungsentscheidung der
zustandigen Landesbehdorde; bis zur Zuwei-
sungsentscheidung gilt Satz 1 entsprechend.
Die nach Satz1oder 2 begriindete ortliche
Zustandigkeit bleibt auch nach Abschluss
des Asylverfahrens so lange bestehen, bis die
fiir die Bestimmung der 6rtlichen Zustan-
digkeit maBgebliche Person einen gewohn-
lichen Aufenthaltim Bereich eines anderen
Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe begriin-
det. Eine Unterbrechung der Leistung von bis
zu drei Monaten bleibt au3er Betracht.
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Ortliche Zustindigkeit fiir Leistungen
an junge Volljahrige

(1) Fur Leistungen an junge Volljahrige ist der
ortliche Trager zusténdig, in dessen Bereich
der junge Volljahrige vor Beginn der Leis-
tung seinen gewohnlichen Aufenthalt hat.

(2) Halt sich der junge Volljahrige in einer Ein-
richtung oder sonstigen Wohnform auf, die
der Erziehung, Pflege, Betreuung, Behand-
lung oder dem Strafvollzug dient, so richtet
sich die ortliche Zustédndigkeit nach dem
gewohnlichen Aufenthaltvor der Aufnahme
in eine Einrichtung oder sonstige Wohnform.

(3)Hat der junge Volljahrige keinen gewthn-
lichen Aufenthalt, so richtet sich die Zustan-
digkeit nach seinem tatséchlichen Aufent-
haltzu demin Absatz1genannten Zeitpunkt;
Absatz 2 bleibt unberiihrt.

(4) Wird eine Leistung nach § 13 Abs. 3 oder
nach § 21 iiber die Vollendung des 18. Lebens-
jahres hinaus weitergefiithrt oder geht der
Hilfe fir junge Volljahrige nach § 41 eine
dieser Leistungen, eine Leistung nach § 19
oder eine Hilfe nach den §§ 27 bis 35a voraus,
so bleibt der ortliche Trager zusténdig, der
bis zu diesem Zeitpunkt zustdndig war. Eine
Unterbrechung der Hilfeleistung von bis zu
drei Monaten bleibt dabei au3er Betracht. Die
Satze 1und 2 gelten entsprechend, wenn eine
Hilfe fir junge Volljahrige nach § 41 beendet
war und innerhalb von drei Monaten erneut
Hilfe fir junge Volljahrige nach § 41 erforder-
lich wird.
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§ 86b

Ortliche Zustindigkeit fiir Leistungen in
gemeinsamen Wohnformen fiir Mitter/
Vater und Kinder

(1) Fur Leistungen in gemeinsamen Wohn-
formen fur Mitter oder Véter und Kinder
istder ortliche Trager zustdndig, in dessen
Bereich der nach § 19 Leistungsberechtigte
vor Beginn der Leistung seinen gewdhnli-
chen Aufenthalt hat. § 86a Abs. 2 gilt ent-
sprechend.

(2) Hat der Leistungsberechtigte keinen
gewohnlichen Aufenthalt, sorichtet sich die
Zustdndigkeit nach seinem tatsédchlichen
Aufenthaltzu dem in Absatz1genannten
Zeitpunkt.

(3) Gehtder Leistung Hilfe nach den §§ 27 bis
35aoder eine Leistung nach § 13 Abs. 3,

§ 21 oder § 41voraus, so bleibt der 6rtliche Tra-
ger zustdndig, der bisher zustdndig war. Eine
Unterbrechung der Hilfeleistung von bis zu
drei Monaten bleibt dabei au3er Betracht.

Fortdauernde Leistungsverpflichtung beim
Zustandigkeitswechsel

Wechselt die ortliche Zustdndigkeit, so
bleibt der bisher zustdndige Ortliche Tra-

ger so lange zur Gewédhrung der Leistung
verpflichtet, bis der nunmehr zustdndige
ortliche Trager die Leistung fortsetzt. Der
ortliche Trager, der von den Umstdnden
Kenntnis erhélt, die den Wechsel der Zustén-
digkeit begriinden, hatden anderen davon
unverziglich zu unterrichten.
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Verpflichtung zum vorldufigen Tatig-
werden

Stehtdie ortliche Zustandigkeit nicht fest
oder wird der zusténdige ortliche Trager
nicht tétig, so ist der ortliche Tréager vorlau-
fig zum Tatigwerden verpflichtet, in dessen
Bereich sich das Kind oder der Jugendliche,
der junge Volljahrige oder bei Leistungen
nach § 19 der Leistungsberechtigte vor Be-
ginn der Leistung tatsdchlich aufhélt.

| Zweiter Unterabschnitt
Ortliche zZustindigkeit fiir andere
Aufgaben

Ortliche Zustindigkeit fir vorlaufige
MaRnahmen zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen

Fiir die Inobhutnahme eines Kindes oder
eines Jugendlichen (§ 42) ist der ortliche
Trager zustdndig, in dessen Bereich sich das
Kind oder der Jugendliche vor Beginn der
MaBnahme tatsachlich aufhélt.

Ortliche Zustiandigkeit fiir Erlaubnis,
Meldepflichten und Untersagung

(1) Fur die Erteilung der Pflegeerlaubnis
sowie deren Riicknahme oder Widerruf
(§§ 43, 44) istder ortliche Trager zusténdig,
in dessen Bereich die Pflegeperson ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat.
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(2) Fur die Erteilung der Erlaubnis zum
Betrieb einer Einrichtung oder einer selbst-
stdndigen sonstigen Wohnform sowie fiir
die Riicknahme oder den Widerruf dieser
Erlaubnis (§ 45 Abs.1und 2, § 48a), die ort-
liche Prifung (§§ 46, 48a), die Entgegennah-
me von Meldungen (§ 47 Abs.1und 2, § 48a)
und die Ausnahme von der Meldepflicht

(§ 47 Abs. 3, § 48a) sowie die Untersagung
der weiteren Beschaftigung des Leiters oder
eines Mitarbeiters (§§ 48, 48a) ist der Giber-
ortliche Trager oder die nach Landesrecht
bestimmte Behdrde zustidndig, in dessen
oder deren Bereich die Einrichtung oder die
sonstige Wohnform gelegen ist.

(3) Fur die Mitwirkung an der ortlichen Prii-
fung (§§ 46,48a)ist der ortliche Trager zustén-
dig, in dessen Bereich die Einrichtung oder die
selbststdndige sonstige Wohnform gelegen ist.

Ortliche Zusténdigkeit fir die Mitwirkung
in gerichtlichen Verfahren

(1) Fur die Zustandigkeit des Jugendamts zur
Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren

(§§ 50 bis 52) gilt § 86 Abs.1bis 4 entspre-
chend. Fiir die Mitwirkung im Verfahren
nach dem Jugendgerichtsgesetz gegen
einen jungen Menschen, der zu Beginn des
Verfahrens das 18. Lebensjahr vollendet hat,
gilt § 86a Abs.1und 3 entsprechend.

(2) Die nach Absatz1begriindete Zustandig-
keit bleibt bis zum Abschluss des Verfahrens
bestehen. Hat ein Jugendlicher oder ein
junger Volljdhriger in einem Verfahren nach
dem Jugendgerichtsgesetz die letzten sechs
Monate vor Abschluss des Verfahrensin
einer Justizvollzugsanstalt verbracht, so dau-
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ertdie Zustdndigkeit auch nach der Entlas-
sung aus der Anstalt so lange fort, bis der
Jugendliche oder junge Volljdhrige einen
neuen gewohnlichen Aufenthalt begriindet
hat, langstens aber bis zum Ablauf von sechs
Monaten nach dem Entlassungszeitpunkt.

(3) Stehtdie ortliche Zustandigkeit nicht fest
oder wird der zustdndige Ortliche Trdger
nicht tétig, so gilt § 86d entsprechend.

Ortliche Zustandigkeit fiir die Beistand-
schaft, die Amtspflegschaft, die Amtsvor-
mundschaft und die Auskunft nach § 58a

(1) Fur die Vormundschaft nach § 1791c des
Biirgerlichen Gesetzbuchsist das Jugendamt
zustandig, in dessen Bereich die Mutter ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat. Wurde die
Vaterschaft nach § 1592 Nr.1oder 2 des Biir-
gerlichen Gesetzbuchs durch Anfechtung
beseitigt, so ist der gewohnliche Aufenthalt
der Mutter zu dem Zeitpunkt maBgeblich,

zu dem die Entscheidung rechtskréftig wird.
Istein gewohnlicher Aufenthalt der Mutter
nicht festzustellen, so richtet sich die 6rtliche
Zustandigkeit nach ihrem tatsdchlichen
Aufenthalt.

(2) Sobald die Mutter ihren gewodhnlichen
Aufenthaltim Bereich eines anderen Jugend-
amts nimmt, hat das die Amtsvormund-
schaft fihrende Jugendamt bei dem Jugend-
amtdes anderen Bereichs die Weiterfiihrung
der Amtsvormundschaft zu beantragen; der
Antrag kann auch von dem anderen Jugend-
amt, von jedem Elternteil und von jedem, der
ein berechtigtes Interesse des Kindes oder
des Jugendlichen geltend macht, bei dem die
Amtsvormundschaft fiihrenden Jugendamt
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gestellt werden. Die Vormundschaft geht
mit der Erkldrung des anderen Jugendamts
auf dieses tiber. Das abgebende Jugendamt
hat den Ubergang dem Familiengericht und
jedem Elternteil unverziglich mitzuteilen.
Gegen die Ablehnung des Antrags kann das
Familiengericht angerufen werden.

(3) Fur die Pflegschaft oder Vormundschaft,
die durch Bestellung des Familiengerichts
eintritt, ist das Jugendamt zustdndig, in
dessen Bereich das Kind oder der Jugendli-
che seinen gewohnlichen Aufenthalt hat.
Hat das Kind oder der Jugendliche keinen
gewohnlichen Aufenthalt, sorichtet sich die
Zustandigkeit nach seinem tatsdchlichen
Aufenthalt zum Zeitpunkt der Bestellung.
Sobald das Kind oder der Jugendliche seinen
gewohnlichen Aufenthalt wechselt oder im
Fall des Satzes 2 das Wohl des Kindes oder
Jugendlichen es erfordert, hat das Jugend-
amtbeim Familiengericht einen Antrag auf
Entlassung zu stellen. Die Sétze 1bis 3 gelten
fiir die Gegenvormundschaft des Jugend-
amts entsprechend.

(4) Fur die Vormundschaft, die im Rahmen
des Verfahrens zur Annahme als Kind ein-
tritt, ist das Jugendamt zustdndig, in dessen
Bereich die annehmende Person ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat.

(5) Fur die Beratung und Unterstiitzung nach
§ 52a sowie fiir die Beistandschaft gilt Absatz1
Satz1und 3 entsprechend. Sobald der allein
sorgeberechtigte Elternteil seinen gewodhn-
lichen Aufenthaltim Bereich eines anderen
Jugendamts nimmt, hat das die Beistand-
schaft fiihrende Jugendamt bei dem Jugend-
amt des anderen Bereichs die Weiterfiihrung
der Beistandschaft zu beantragen; Absatz 2
Satz 2 und § 86¢ gelten entsprechend.
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(6) Fiir die Erteilung der schriftlichen
Auskunft nach § 58a gilt Absatz1entspre-
chend. Die Mitteilung nach § 1626d Abs.

2 desBiirgerlichen Gesetzbuchs ist an das
fir den Geburtsort des Kindes zustandige
Jugendamt zu richten; § 88 Abs.1Satz 2 gilt
entsprechend. Auf Verlangen des nach Satz 1
zustdndigen Jugendamts teilt das nach Satz
2 zustandige Jugendamt mit, ob eine Mittei-
lung nach § 1626d Abs. 2 des Burgerlichen
Gesetzbuchs vorliegt.

Ortliche Zustiandigkeit fiir weitere
Aufgaben im Vormundschaftswesen

(1) Fur die Wahrnehmung der Aufgaben
nach § 53 ist der ortliche Trédger zustdndig,
in dessen Bereich der Pfleger oder Vormund
seinen gewohnlichen Aufenthalt hat.

(2) Fur die Erteilung der Erlaubnis zur Uber-
nahme von Pflegschaften oder Vormund-

schaften durch einen rechtsfdhigen Verein
(§ 54) ist der iiberortliche Trager zusténdig,
in dessen Bereich der Verein seinen Sitz hat.

Ortliche Zustindigkeit fiir Beurkundung
und Beglaubigung

Fiir Beurkundungen und Beglaubigungen
nach § 59 ist die Urkundsperson bei jedem
Jugendamt zustdndig.
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| Dritter Unterabschnitt
Ortliche Zustindigkeit bei Aufenthalt
im Ausland

Ortliche Zustindigkeit bei Aufenthalt
im Ausland

(1) Fur die Gewahrung von Leistungen der
Jugendhilfe im Ausland ist der tiberortliche
Trager zustdndig, in dessen Bereich der jun-
ge Mensch geboren ist. Liegt der Geburtsort
im Ausland oder ist er nicht zu ermitteln, so
istdas Land Berlin zustdndig.

(2) Wurden bereits vor der Ausreise Leistun-
gen der Jugendhilfe gewédhrt, so bleibt der
ortliche Trager zustandig, der bisher tatig
geworden ist; eine Unterbrechung der Hilfe-
leistung von bis zu drei Monaten bleibt dabei
aufer Betracht.

Dritter Abschnitt
Kostenerstattung

Kostenerstattung bei fehlendem
gewohnlichen Aufenthalt

Istfur die ortliche Zustdndigkeit nach den
§§ 86, 86a oder 86b der tatsdchliche Aufent-
halt maBgeblich, so sind die Kosten, die ein
ortlicher Trdger aufgewendet hat, von dem
iberortlichen Trager zu erstatten, zu dessen
Bereich der ortliche Trdger gehort.
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Kostenerstattung bei fortdauernder
Volizeitpflege

(1) Kosten, die ein ortlicher Trager aufgrund
einer Zustédndigkeit nach § 86 Abs. 6 aufge-
wendet hat, sind von dem ortlichen Trager
zu erstatten, der zuvor zustdndig war oder
gewesen ware. Die Kostenerstattungspflicht
bleibt bestehen, wenn die Pflegeperson
ihren gewohnlichen Aufenthalt &ndert oder
wenn die Leistung tiber die Volljahrigkeit
hinausnach § 41 fortgesetzt wird.

(2) Hat oder hétte der nach Absatz1kosten-
erstattungspflichtig werdende ortliche Tra-
ger wahrend der Gewdhrung einer Leistung
selbst einen Kostenerstattungsanspruch
gegen einen anderen ortlichen oder den
uberortlichen Tréger, so bleibt oder wird
abweichend von Absatz1dieser Trager dem
nunmehr nach § 86 Abs. 6 zustdndig gewor-
denen ortlichen Trager kostenerstattungs-
pflichtig.

(3) Andert sich wiahrend der Gew#hrung der
Leistung nach Absatz1der fiir die 6rtliche
Zustdndigkeit nach § 86 Abs. 1bis 5 mafBgeb-
liche gewohnliche Aufenthalt, so wird der
ortliche Trager kostenerstattungspflichtig,
der ohne Anwendung des § 86 Abs. 6 ortlich
zustandig geworden waére.

§ 89b

Kostenerstattung bei vorldufigen
MaRnahmen zum Schutz von Kindern
und Jugendlichen

(1) Kosten, die ein ortlicher Trager im Rah-
men der Inobhutnahme von Kindern und
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Jugendlichen (§ 42) aufgewendet hat, sind
von dem ortlichen Trédger zu erstatten, des-
sen Zustdndigkeit durch den gewodhnlichen
Aufenthalt nach § 86 begriindet wird.

(2) Ist ein kostenerstattungspflichtiger ort-
licher Tréger nicht vorhanden, so sind die
Kosten von dem tiberdrtlichen Trager zu
erstatten, zu dessen Bereich der ortliche Tra-
ger gehort.

(3) Eine nach Absatz1oder 2 begriindete
Pflicht zur Kostenerstattung bleibt bestehen,
wenn und solange nach der Inobhutnahme
Leistungen aufgrund einer Zustédndigkeit
nach § 86 Abs. 7 Satz1Halbsatz 2 gewahrt
werden.

Kostenerstattung bei fortdauernder oder
vorldufiger Leistungsverpflichtung

(1) Kosten, die ein ortlicher Trager im Rah-
men seiner Verpflichtung nach § 86c aufge-
wendet hat, sind von dem ortlichen Trager
zu erstatten, der nach dem Wechsel der
ortlichen Zustédndigkeit zustdndig geworden
ist. Kosten, die ein ortlicher Trager im Rah-
men seiner Verpflichtung nach § 86d aufge-
wendet hat, sind von dem ortlichen Trager
zu erstatten, dessen Zustdndigkeit durch den
gewohnlichen Aufenthalt nach den §§ 86,
86aund 86b begriindet wird.

(2) Hatder ortliche Trager die Kosten deshalb
aufgewendet, weil der zustdndige ortliche
Tréger pflichtwidrig gehandelt hat, so hat die-
ser zusatzlich einen Betrag in Hohe eines Drit-
tels der Kosten, mindestens jedoch 50 Euro,
zu erstatten.
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(3) Ist ein kostenerstattungspflichtiger ort-
licher Tréger nicht vorhanden, so sind die
Kosten vom tiberortlichen Trager zu erstat-
ten, zu dessen Bereich der ortliche Trager
gehort, der nach Absatz 1tétig geworden ist.

Kostenerstattung bei Gewahrung
von Jugendhilfe nach der Einreise

(1) Kosten, die ein ortlicher Trager aufwen-

det, sind vom Land zu erstatten, wenn

1. innerhalb eines Monats nach der Einreise
eines jungen Menschen oder eines Leis-
tungsberechtigten nach § 19 Jugendhilfe
gewdhrt wird und

2. sichdie ortliche Zustandigkeit nach dem
tatsachlichen Aufenthalt dieser Person
oder nach der Zuweisungsentscheidung
der zustdndigen Landesbehdérde richtet.

Als Tag der Einreise gilt der Tag des Grenz-
ubertritts, sofern dieser amtlich festgestellt
wurde, oder der Tag, an dem der Aufent-
haltim Inland erstmals festgestellt wurde,
andernfalls der Tag der ersten Vorsprache
bei einem Jugendamt. Die Erstattungspflicht
nach Satz1bleibt unberihrt, wenn die Per-
son um Asyl nachsucht oder einen Asylan-
trag stellt.

(2)Istdie Person im Inland geboren, so ist das
Land erstattungspflichtig, in dessen Bereich
die Person geboren ist.

(3)Ist die Person im Ausland geboren, so
wird das erstattungspflichtige Land auf der
Grundlage eines Belastungsvergleichs vom
Bundesverwaltungsamt bestimmt. MaBgeb-
lich ist die Belastung, die sich pro Einwohner
im vergangenen Haushaltsjahr
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1. durchdie Erstattung von Kosten nach die-
ser Vorschriftund

2. die Gewdhrungvon Leistungen fiir Deut-
sche im Ausland durch die Giberértlichen
Trager im Bereich des jeweiligen Landes
nach MaBgabe von § 6 Abs. 3, § 85 Abs. 2
Nr. 9 ergeben hat.

(4) Die Verpflichtung zur Erstattung der
aufgewendeten Kosten entfdllt, wenn inzwi-
schen fiir einen zusammenhdngenden Zeit-
raum von drei Monaten Jugendhilfe nicht zu
gewdhren war.

(5) Kostenerstattungsanspriche nach den
Absétzen1bis 3 gehen Anspriichen nach den
§§ 89 bis 89cund § 89e vor.

Schutz der Einrichtungsorte

(1) Richtetsich die Zustdndigkeit nach dem
gewohnlichen Aufenthalt der Eltern, eines
Elternteils, des Kindes oder des Jugendlichen
und ist dieser in einer Einrichtung, einer
anderen Familie oder sonstigen Wohnform
begriindet worden, die der Erziehung,
Pflege, Betreuung, Behandlung oder dem
Strafvollzug dient, so ist der ortliche Trager
zur Erstattung der Kosten verpflichtet, in
dessen Bereich die Person vor der Aufnah-
me in eine Einrichtung, eine andere Familie
oder sonstige Wohnform den gewo6hnlichen
Aufenthalt hatte. Eine nach Satz1begriinde-
te Erstattungspflicht bleibt bestehen, wenn
und solange sich die értliche Zustédndigkeit
nach § 86a Abs.4 und § 86b Abs. 3richtet.
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(2) Ist ein kostenerstattungspflichtiger ort-
licher Trédger nicht vorhanden, so sind die
Kosten von dem tiberdrtlichen Trager zu
erstatten, zu dessen Bereich der erstattungs-
berechtigte ortliche Trager gehort.

§ 89f

Umfang der Kostenerstattung

(1) Die aufgewendeten Kosten sind zu erstat-
ten, soweit die Erfiillung der Aufgaben den
Vorschriften dieses Buches entspricht. Dabei
gelten die Grundsétze, die im Bereich des
tatig gewordenen oOrtlichen Tragers zur Zeit
des Tatigwerdens angewandt werden.

(2) Kosten unter 1.000 Euro werden nur bei
vorldufigen Manahmen zum Schutz von
Kindern und Jugendlichen (§ 89b), bei fort-
dauernder oder vorldufiger Leistungsver-
pflichtung (§ 89¢) und bei Gewdhrung von
Jugendhilfe nach Einreise (§ 89d) erstattet.
Verzugszinsen konnen nicht verlangt werden.

Landesrechtsvorbehalt

Durch Landesrecht kénnen die Aufgaben des
Landes und des Uiberortlichen Tragers nach
diesem Abschnitt auf andere Korperschaften
des offentlichen Rechts iibertragen werden.

§ 89h
Ubergangsvorschrift

(1) Fur die Erstattung von Kosten fiir Maf3-
nahmen der Jugendhilfe nach der Einreise
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gemahB § 89d, die vor dem 1. Juli 1998 begon-
nen haben, gilt die nachfolgende Uber-
gangsvorschrift.

(2) Kosten, fiir deren Erstattung das Bundes-
verwaltungsamtvor dem 1. Juli1998 einen
erstattungspflichtigen tiberértlichen Trédger
bestimmt hat, sind nach den bis zu diesem
Zeitpunkt geltenden Vorschriften zu erstat-
ten. Erfolgt die Bestimmung nach dem
30.Juni1998,sosind § 86 Abs. 7, § 89b Abs. 3,
die §§ 89d und 89gin der abdem 1. Juli 1998
geltenden Fassung anzuwenden.
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Achtes Kapitel
Kostenbeteiligung

Erster Abschnitt
Pauschalierte Kostenbeteiligung

Pauschalierte Kostenbeteiligung

(1) Fur die Inanspruchnahme von Angeboten

1. der]Jugendarbeitnach §11,

2. derallgemeinen Forderung der Erzie-
hung in der Familie nach § 16 Abs.1, Abs. 2
Nr.1und 3und

3. derForderung von Kindern in Tagesein-
richtungen und Kindertagespflege nach
§§ 22 bis 24

konnen Kostenbeitrdge festgesetzt wer-

den. Soweit Landesrecht nichts anderes

bestimmt, sind Kostenbeitrdge, die fiir die

Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen

und von Kindertagespflege zu entrichten

sind, zu staffeln. Als Kriterien kdnnen ins-
besondere das Einkommen, die Anzahl der
kindergeldberechtigten Kinder in der Fami-
lie und die tdgliche Betreuungszeit bertick-
sichtigt werden. Werden die Kostenbeitrdge
nach dem Einkommen berechnet, bleibt die

Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzula-

gengesetz auBer Betracht.

(2)In den Féllen des Absatzes 1Nr.1und 2
kann der Kostenbeitrag auf Antrag ganz
oder teilweise erlassen oder ein Teilnahme-
betrag auf Antrag ganz oder teilweise vom
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe tiber-
nommen werden, wenn
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1. dieBelastung
a) dem Kind oder dem Jugendlichen und
seinen Eltern oder
b) dem jungen Volljéhrigen
nicht zuzumuten ist und
2. die Forderung fur die Entwicklung des
jungen Menschen erforderlich ist.

Lebt das Kind oder der Jugendliche nur mit
einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an
die Stelle der Eltern.

(3) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 soll der Kosten-
beitrag auf Antrag ganz oder teilweise erlas-
sen oder ein Teilnahmebeitrag auf Antrag
ganz oder teilweise vom Tréger der offent-
lichen Jugendhilfe tibernommen werden,
wenn die Belastung den Eltern und dem
Kind nicht zuzumuten ist. Absatz 2 Satz 2 gilt
entsprechend.

(4) Fir die Feststellung der zumutbaren
Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und
92a des Zwolften Buches entsprechend,
soweit nicht Landesrecht eine andere Rege-
lung trifft. Bei der Einkommensberechnung
bleibt die Eigenheimzulage nach dem Eigen-
heimzulagengesetz au3er Betracht.
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Zweiter Abschnitt

Kostenbeitrage fir stationare und
teilstationédre Leistungen und vorlaufige
MaRnahmen

Anwendungsbereich

(1) Zu folgenden vollstationdren Leistungen
und vorldufigen MaBnahmen werden Kosten-
beitrdge erhoben:
1. der Unterkunft junger Menschen in einer
sozialpddagogisch begleiteten Wohn-
form (§ 13 Abs. 3),
2. derBetreuung von Miittern oder Vatern
und Kindern in gemeinsamen Wohn-
formen (§19),
3. derBetreuung und Versorgung von Kin-
dern in Notsituationen (§ 20),
4. der Unterstiitzung bei notwendiger
Unterbringung junger Menschen zur
Erfullung der Schulpflicht und zum
Abschluss der Schulausbildung (§ 21),
5. der Hilfe zur Erziehung
a)in Vollzeitpflege (§ 33),
b)in einem Heim oder einer sonstigen
betreuten Wohnform (§ 34),

¢) inintensiver sozialpddagogischer Ein-
zelbetreuung (§ 35), sofern sie auf3er-
halb des Elternhauses erfolgt,

d) auf der Grundlage von § 27 in statio-
narer Form,

6. der Eingliederungshilfe fiir seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche
durch geeignete Pflegepersonen sowie in
Einrichtungen tiber Tag und Nacht und in
sonstigen Wohnformen (§ 35a Abs. 2Nr. 3
und 4),

7. derInobhutnahme von Kindern und
Jugendlichen (§ 42),
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8. der Hilfe fiir junge Volljéhrige, soweit
sie den in Nummer 5 und 6 genannten
Leistungen entspricht (§ 41).

(2) Zu folgenden teilstationédren Leistungen

werden Kostenbeitrdge erhoben:

1. derBetreuung und Versorgung von Kin-
dern in Notsituationen nach § 20,

2. Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe
nach § 32und anderen teilstationdren
Leistungen nach § 27,

3. Eingliederungshilfe fiir seelisch behin-
derte Kinder und Jugendliche in Tagesein-
richtungen und anderen teilstationdren
Einrichtungen nach § 35a Abs. 2 Nr.2und

4. Hilfe firjunge Volljdhrige, soweitsie den
in Nummer 2 und 3 genannten Leistungen
entspricht (§ 41).

(3) Die Kosten umfassen auch die Aufwen-
dungen fiir den notwendigen Unterhalt und
die Krankenhilfe.

(4) Verwaltungskosten bleiben auBer
Betracht.

(5) Die Tréger der 6ffentlichen Jugendhilfe
tragen die Kosten der in den Absdtzen 1und 2
genannten Leistungen unabhéngig von der
Erhebung eines Kostenbeitrags.

Ausgestaltung der Heranziehung

(1) Aus ihrem Einkommen nach Mafgabe der

§§ 93 und 94 heranzuziehen sind:

1. Kinder und Jugendliche zu den Kosten
derin § 91Abs.1Nr.1bis 7 genannten
Leistungen und vorldufigen Manahmen,

2. junge Volljdhrige zu den Kosten derin § 91
Abs.1Nr.1,4und 8 genannten Leistungen,
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3. Leistungsberechtigte nach § 19 zuden
Kosten derin § 91 Abs.1Nr. 2 genannten
Leistungen,

4. Ehegatten und Lebenspartner junger
Menschen und Leistungsberechtigter
nach § 19 zuden Kosten derin § 91 Abs. 1
und 2 genannten Leistungen und vor-
laufigen MaBnahmen,

5. Elternteile zu den Kosten der in § 91 Abs. 1
genannten Leistungen und vorldufigen
MaBnahmen;leben sie mit dem jungen
Menschen zusammen, so werden sie auch
zuden Kosten derin § 91 Abs. 2 genannten
Leistungen herangezogen.

(1a) Zu den Kosten vollstationdrer Leistungen
sind junge Volljahrige und volljahrige Leis-
tungsberechtigte nach § 19 zusétzlich aus
ihrem Vermo6gen nach MaBgabe der §§ 90
und 91des Zwolften Buches heranzuziehen.

(2) Die Heranziehung erfolgt durch Erhebung
eines Kostenbeitrags, der durch Leistungsbe-
scheid festgesetzt wird; Elternteile werden
getrennt herangezogen.

(3) Ein Kostenbeitrag kann bei Eltern, Ehegat-
ten und Lebenspartnern ab dem Zeitpunkt
erhoben werden, ab welchemn dem Pflichtigen
die Gewédhrung der Leistung mitgeteilt und

er Uiber die Folgen fiir seine Unterhaltspflicht
gegeniiber dem jungen Menschen aufgeklart
wurde. Ohne vorherige Mitteilung kann ein
Kostenbeitrag fiir den Zeitraum erhoben wer-
den, in welchem der Tréger der 6ffentlichen
Jugendhilfe aus rechtlichen oder tatséchlichen
Grunden, die in den Verantwortungsbereich
des Pflichtigen fallen, an der Geltendmachung
gehindertwar. Entfallen diese Griinde, ist der
Pflichtige unverziiglich zu unterrichten.

(4) Ein Kostenbeitrag kann nur erhoben
werden, soweit Unterhaltsanspriiche vor-
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rangig oder gleichrangig Berechtigter nicht
geschmadlert werden. Von der Heranziehung
der Eltern ist abzusehen, wenn das Kind, die
Jugendliche, die junge Volljdhrige oder die
Leistungsberechtigte nach § 19 schwanger ist
oder ein leibliches Kind bis zur Vollendung
des sechsten Lebensjahres betreut.

(5) Von der Heranziehung soll im Einzelfall
ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn
sonst Ziel und Zweck der Leistung gefdhrdet
wiirden oder sich aus der Heranziehung eine
besondere Hérte ergabe. Von der Heranzie-
hung kann abgesehen werden, wenn anzuneh-
men ist, dass der damit verbundene Verwal-
tungsaufwand in keinem angemessenen
Verhéltnis zu dem Kostenbeitrag stehen wird.

Berechnung des Einkommens

(1) Zum Einkommen gehoren alle Einkiinfte

in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der
Grundrente nach oder entsprechend dem
Bundesversorgungsgesetz sowie der Renten
und Beihilfen, die nach dem Bundesentsché-
digungsgesetz fiir einen Schaden an Leben
sowie an Korper und Gesundheit gewahrt
werden, bis zur Hohe der vergleichbaren
Grundrente nach dem Bundesversorgungs-
gesetz. Eine Entschddigung, die nach § 253
Abs. 2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs wegen
eines Schadens, der nicht Vermogensschaden
ist, geleistet wird, ist nicht als Einkommen zu
berticksichtigen. Geldleistungen, die mitdem
gleichen Zweck wie die jeweilige Leistung der
Jugendhilfe dienen, zdhlen nicht zum Einkom-
men und sind unabhéngig von einem Kosten-
beitrag einzusetzen. Leistungen, die auf Grund
offentlich-rechtlicher Vorschrift zu einem aus-
driicklich genannten Zweck erbracht werden,
sind nichtals Einkommen zu berticksichtigen.
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(2) Von dem Einkommen sind abzusetzen

1. aufdasEinkommen gezahlte Steuern und

2. Pilichtbeitrdge zur Sozialversicherung
einschlieBlich der Beitrdge zur Arbeitsfor-
derung sowie

3. nach Grund und Héhe angemessene Beitra-
ge zu 6ffentlichen oder privaten Versiche-
rungen oder dhnlichen Einrichtungen zur
Absicherung der Risiken Alter, Krankheit,
Pflegebediirftigkeit und Arbeitslosigkeit.

(3) Von dem nach den Absétzen1und 2

errechneten Betrag sind Belastungen der

kostenbeitragspflichtigen Person abzuzie-

hen. In Betracht kommen insbesondere

1. Beitrdge zu offentlichen oder privaten
Versicherungen oder éhnlichen Einrich-
tungen,

2. diemitder Erzielung des Einkommens
verbundenen notwendigen Ausgaben,

3. Schuldverpflichtungen.

Der Abzug erfolgt durch eine Kiirzung des
nach den Absdtzen1und 2 errechneten
Betrages um pauschal 25 vom Hundert. Sind
die Belastungen hoher als der pauschale
Abzug, so konnen sie abgezogen werden,
soweit sie nach Grund und Hohe angemes-
sen sind und die Grundsétze einer wirt-
schaftlichen Lebensfiihrung nicht verletzen.
Die kostenbeitragspflichtige Person muss die
Belastungen nachweisen.

Umfang der Heranziehung

(1) Die Kostenbeitragspflichtigen sind aus
ihrem Einkommen in angemessenem
Umfang zu den Kosten heranzuziehen. Die
Kostenbeitrdge diirfen die tatsdchlichen
Aufwendungen nicht iiberschreiten. Eltern
sollen nachrangig zu den jungen Menschen
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herangezogen werden. Ehegatten und
Lebenspartner sollen nachrangig zu den
jungen Menschen, aber vorrangig vor deren
Eltern herangezogen werden.

(2) Fur die Bestimmung des Umfangs sind bei
jedem Elternteil, Ehegatten oder Lebenspart-
ner die Hohe des nach § 93 ermittelten Ein-
kommens und die Anzahl der Personen, die
mindestens im gleichen Range wie der unter-
gebrachte junge Mensch oder Leistungsbe-
rechtigte nach § 19 unterhaltsberechtigtsind,
angemessen zu berticksichtigen.

(3) Werden Leistungen tiber Tag und Nacht
auBerhalb des Elternhauses erbracht und
bezieht einer der Elternteile Kindergeld fir
den jungen Menschen, so hat dieser einen
Kostenbeitrag mindestens in Hohe des Kin-
dergeldes zu zahlen. Zahlt der Elternteil den
Kostenbeitrag nicht, so sind die Trédger der
offentlichen Jugendhilfe insoweit berechtigt,
das auf dieses Kind entfallende Kindergeld
durch Geltendmachung eines Erstattungs-
anspruchsnach § 74 Abs. 2 des Einkommen-
steuergesetzes in Anspruch zu nehmen.

(4) Werden Leistungen tiber Tag und Nacht
erbrachtund héltsich der junge Mensch
nicht nurim Rahmen von Umgangskontak-
ten bei einem Kostenbeitragspflichtigen auf,
so istdie tatsdchliche Betreuungsleistung
iber Tag und Nacht auf den Kostenbeitrag
anzurechnen.

(5) Fiir die Festsetzung der Kostenbeitrage
von Eltern, Ehegatten und Lebenspartnern
junger Menschen und Leistungsberechtigter
nach § 19 werden nach Einkommensgrup-
pen gestaffelte Pauschalbetrdge durch
Rechtsverordnung des zustdndigen Bundes-
ministeriums mit Zustimmung des Bundes-
rates bestimmt.



Seite 130 Kapitel XI

(6) Bei vollstationédren Leistungen haben jun-
ge Menschen und Leistungsberechtigte nach
§19nach Abzugderin § 93 Abs. 2 genannten
Betrdge 75 Prozent ihres Einkommens als
Kostenbeitrag einzusetzen.

Dritter Abschnitt
Uberleitung von Anspriichen

Uberleitung von Anspriichen

(1) Hateine der in § 92 Abs.1genannten
Personen fiir die Zeit, fiir die Jugendhilfe
gewdhrtwird, einen Anspruch gegen einen
anderen, der weder Leistungstrdger im Sinne
des § 12 des Ersten Buches noch Kostenbei-
tragspflichtiger ist, so kann der Trager der
offentlichen Jugendhilfe durch schriftliche
Anzeige an den anderen bewirken, dass
dieser Anspruch bis zur Hohe seiner Aufwen-
dungen auf ihn tibergeht.

(2) Der Ubergang darf nur insoweit bewirkt
werden, als bei rechtzeitiger Leistung des
anderen entweder Jugendhilfe nicht gewahrt
worden oder ein Kostenbeitrag zu leisten
wire. Der Ubergang ist nicht dadurch aus-
geschlossen, dass der Anspruch nicht tiber-
tragen, verpfandet oder gepfandet werden
kann.

(3) Die schriftliche Anzeige bewirkt den
Ubergang des Anspruchs fiir die Zeit, fiir die
die Hilfe ohne Unterbrechung gewéhrt wird;
als Unterbrechung gilt ein Zeitraum von
mehr als zwei Monaten.
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(4) Widerspruch und Anfechtungsklage
gegen den Verwaltungsakt, der den Uber-
gang des Anspruchs bewirkt, haben keine
aufschiebende Wirkung.

aufgehoben

Vierter Abschnitt
Ergdnzende Vorschriften

Feststellung der Sozialleistungen

Der erstattungsberechtigte Trager der
offentlichen Jugendhilfe kann die Feststel-
lung einer Sozialleistung betreiben sowie
Rechtsmittel einlegen. Der Ablauf der Fri-
sten, die ohne sein Verschulden verstrichen
sind, wirkt nicht gegen ihn. Dies gilt nicht
fiir die Verfahrensfristen, soweit der Trager
der 6ffentlichen Jugendhilfe das Verfahren
selbst betreibt.

Pflicht zur Auskunft

(1) Soweit dies fiir die Berechnung oder den
Erlass eines Kostenbeitrags oder die Uber-
nahme eines Teilnahmebeitrags nach § 90
oder die Ermittlung eines Kostenbeitrags
nach den §§ 92 bis 94 erforderlich ist, sind
Eltern, Ehegatten und Lebenspartner junger
Menschen sowie Leistungsberechtigter nach
§ 19 verpflichtet, dem ortlichen Tréger iiber
ihre Einkommensverhéltnisse Auskunft zu
geben. Junge Volljdhrige und volljahrige
Leistungsberechtigte nach § 19 sind ver-
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pflichtet, dem ortlichen Trager tiber ihre
Einkommens- und Vermoégensverhéltnisse
Auskunft zu geben. Eltern, denen die Sor-

ge fir das Vermogen des Kindes oder des
Jugendlichen zusteht, sind auch zur Auskunft
uiber dessen Einkommen verpflichtet. Ist die
Sorge Uiber das Vermdogen des Kindes oder
des Jugendlichen anderen Personen tibertra-
gen, so treten diese an die Stelle der Eltern.

(2) Soweit dies fiir die Berechnung der lau-
fenden Leistung nach § 39 Abs. 6 erforder-
lich ist, sind Pflegepersonen verpflichtet,
dem ortlichen Trager dariiber Auskunft zu
geben, ob der junge Mensch im Rahmen des
Familienleistungsausgleichs nach § 31des
Einkommensteuergesetzes berticksichtigt
wird oder berticksichtigt werden kdnnte und
ob er dltestes Kind in der Pflegefamilie ist.
Pflegepersonen, die mit dem jungen Men-
schen in gerader Linie verwandt sind, sind
verpflichtet, dem ortlichen Tréger tiber ihre
Einkommens- und Vermoégensverhéltnisse
Auskunft zu geben.

(3) Die Pflicht zur Auskunft nach den Absat-
zen1lund 2 umfasst auch die Verpflichtung,
Name und Anschrift des Arbeitgebers zu
nennen, iiber die Art des Beschaftigungs-
verhéltnisses Auskunft zu geben sowie auf
Verlangen Beweisurkunden vorzulegen oder
ihrer Vorlage zuzustimmen. Sofern landes-
rechtliche Regelungen nach § 90 Abs. 1

Satz 2 bestehen, in denen nach Einkom-
mensgruppen gestaffelte Pauschalbetrdge
vorgeschrieben oder festgesetzt sind, ist
hinsichtlich der Hohe des Einkommens die
Auskunftspflicht und die Pflicht zur Vorlage
von Beweisurkunden fiir die Berechnung des
Kostenbeitragsnach § 90 Abs.1Nr. 3 auf die
Angabe der Zugehorigkeit zu einer bestimm-
ten Einkommensgruppe beschrankt.
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(4) Kommt eine der nach den Absitzen 1und 2
zur Auskunft verpflichteten Personen ihrer
Pflicht nicht nach oder bestehen tatsiachliche
Anhaltspunkte fir die Unrichtigkeit ihrer
Auskunft, so ist der Arbeitgeber dieser Person
verpflichtet, dem Ortlichen Tréger tiber die
Artdes Beschéftigungsverhéltnisses und

den Arbeitsverdienst dieser Person Auskunft
zu geben; Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.
Der zur Auskunft verpflichteten Person ist

vor einer Nachfrage beim Arbeitgeber eine
angemessene Frist zur Erteilung der Auskunft
zu setzen. Sie ist darauf hinzuweisen, dass
nach Fristablauf die erforderlichen Auskiinfte
beim Arbeitgeber eingeholt werden.

(5) Dienach den Absédtzen1und 2 zur Erteilung
einer Auskunft Verpflichteten konnen die Aus-
kunftverweigern, soweit sie sich selbst oder
einenderin § 383 Abs.1Nr.1bis 3 der Zivilpro-
zessordnung bezeichneten Angehorigen der
Gefahr aussetzen wiirden, wegen einer Straftat
oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgtzu
werden. Die Auskunftspflichtigen sind auf ihr
Auskunftsverweigerungsrecht hinzuweisen.

aufgehoben

Erhebung von Gebiihren und Auslagen

Landesrecht kann abweichend von § 64 des
Zehnten Buches die Erhebung von Gebtiihren
und Auslagen regeln.
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§ 98
Zweck und Umfang der Erhebung

(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen der
Bestimmungen dieses Buches und zu seiner
Fortentwicklung sind laufende Erhebungen
uber

1. Kinder und tédtige Personen in Tagesein-
richtungen,

2. Kinder und tatige Personen in 6ffentlich
geforderter Kindertagespflege,

3. Personen, die aufgrund einer Erlaubnis
nach § 43 Abs. 3 Satz 3 Kindertagespflege
gemeinsam durchfiihren, und die von
diesen betreuten Kinder,

4. die Empfanger
a) der Hilfe zur Erziehung,

b) der Hilfe fiir junge Volljahrige und
c) der Eingliederungshilfe fiir seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche,

5. Kinderund Jugendliche, zu deren Schutz
vorldufige MaBnahmen getroffen worden
sind,

6. Kinder und Jugendliche, die als Kind
angenommen worden sind,

7. Kinder und Jugendliche, die unter Amts-
pflegschaft, Amtsvormundschaft oder
Beistandschaft des Jugendamts stehen,

8. Kinder und Jugendliche, fiir die eine Pfle-
geerlaubnis erteilt worden ist,

9. sorgerechtliche Manahmen,

10. mit 6ffentlichen Mitteln geférderte Ange-
bote der Jugendarbeit,

11. die Einrichtungen mit Ausnahme der
Tageseinrichtungen, Behérden und
Geschéftsstellen in der Jugendhilfe und
die dort tatigen Personen sowie

12. die Ausgaben und Einnahmen der 6ffent-
lichen Jugendhilfe als Bundesstatistik
durchzufiihren.
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Neuntes Kapitel
Kinder- und Jugendhilfestatistik

Erhebungsmerkmale

(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen
uber Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 bis
35, Eingliederungshilfe fiir seelisch behin-
derte Kinder und Jugendliche nach § 35a
und Hilfe fiir junge Volljahrige nach § 41sind
1. imHinblick auf die Hilfe
a) Art des Tragers des Hilfe durchfiihren-
den Dienstes oder der Hilfe durchfiih-
renden Einrichtung,
b) Art der Hilfe,
¢) Ortder Durchfiihrung der Hilfe,
d) Monat und Jahr des Beginns und Endes
sowie Fortdauer der Hilfe,
e) familienrichterliche Entscheidungen
zu Beginn der Hilfe,
f) Intensitét der Hilfe,
g) Hilfe anregende Institutionen oder Per-
sonen,
h) Griinde fir die Hilfegewdhrung,
i) Grund fur die Beendigung der Hilfe
sowie

2. im Hinblick auf junge Menschen
a) Geschlecht,

b) Geburtsmonat und Geburtsjahr,

c) Lebenssituation bei Beginn der Hilfe,
d) anschlieBender Aufenthalt,
e)nachfolgende Hilfe;

3. beisozialpadagogischer Familienhilfe
nach § 31und anderen familienorien-
tierten Hilfen nach § 27 zusétzlich zu den
unter den Nummern 1und 2 genannten
Merkmalen
a) Geschlecht, Geburtsmonat und

Geburtsjahr der in der Familie leben-
den jungen Menschen sowie
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b) Zahl der auBBerhalb der Familie leben-
den Kinder und Jugendlichen.

(2) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen
ubervorldufige Manahmen zum Schutzvon
Kindern und Jugendlichen sind Kinder und
Jugendliche, zu deren Schutz MaBnahmen nach
§ 42 getroffen worden sind, gegliedert nach

1. ArtdesTragers der MaBnahme, Art der
MaBnahme, Form der Unterbringung
wédhrend der MaBnahme, Institution oder
Personenkreis, die oder der die MaBnah-
me angeregdt hat, Zeitpunkt des Beginns
und Dauer der MaBnahme, MaBBnahme-
anlass, Art der anschlieBenden Hilfe,

2. beiKindern und Jugendlichen zusétzlich
zu den unter Nummer 1 genannten Merk-
malen nach Geschlecht, Altersgruppe,
Staatsangehorigkeit, Art des Aufenthalts
vor Beginn der Manahme.

(3) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen
iber die Annahme als Kind sind
1. angenommene Kinder und Jugendliche,
gegliedert
a) nach Geschlecht, Geburtsmonat und
Geburtsjahr, Staatsangehorigkeit und
Artdes Tragers des Adoptionsvermitt-
lungsdienstes,
b)nach Herkunft des angenommenen
Kindes, Art der Unterbringung vor
der Adoptionspflege, Familienstand
der Eltern oder des sorgeberechtigten
Elternteils oder Tod der Eltern zu Beginn
der Adoptionspflege sowie Ersetzung
der Einwilligung zur Annahme als Kind,
c) nach Staatsangehorigkeit der oder des
Annehmenden und Verwandtschafts-
verhdltnis zu dem Kind,
2. dieZahlder
a) ausgesprochenen und aufgehobenen
Annahmen sowie der abgebrochenen

Adoptionspflegen, gegliedert nach Art
des Tragers des Adoptionsvermittlungs-
dienstes,

b) vorgemerkten Adoptionsbewerber, die
zur Annahme als Kind vorgemerkten
und in Adoptionspflege untergebrach-
ten Kinder und Jugendlichen zusétz-
lich nach ihrem Geschlecht, gegliedert
nach Art des Tragers des Adoptionsver-
mittlungsdienstes.

(4) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen
iber die Amtspflegschaft und die Amtsvor-
mundschaft sowie die Beistandschaftist die
Zahl der Kinder und Jugendlichen unter

1. gesetzlicher Amtsvormundschaft,

2. bestellter Amtsvormundschaft,

3. bestellter Amtspflegschaft sowie

4. Beistandschaft,

gegliedert nach Geschlecht, Art des Tatig-
werdens des Jugendamts sowie nach deut-
scher und ausldndischer Staatsangehorig-
keit (Deutsche/Ausldnder).

(5) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen

uber

1. diePflegeerlaubnisnach § 43 ist die Zahl
der Tagespflegepersonen,

2. diePflegeerlaubnis nach § 44 ist die Zahl
der Kinder und Jugendlichen, gegliedert
nach Geschlechtund Art der Pflege.

(6) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen
uiber sorgerechtliche Ma8nahmen ist die
Zahl der Kinder und Jugendlichen, bei denen
1. zumvollstdndigen oder teilweisen Ent-
zug des elterlichen Sorgerechts
a)nach § 8a Abs. 3 das Gericht angerufen
worden ist,
b) gerichtliche MaBnahmen erfolgt sind.
2. dasPersonensorgerecht ganz oder teil-
weise auf das Jugendamt iibertragen
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worden ist, gegliedert nach Geschlecht
und Umfang der iibertragenen Angele-
genheit.

(6a) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen
iber Sorgeerklarungen ist die gemeinsame
elterliche Sorge nicht verheirateter Eltern,
gegliedert danach, ob Sorgeerklarung bei-
der Eltern vorliegen oder eine Sorgeerkla-
rung ersetzt worden ist.

(7) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen
uber Kinder und titige Personen in Tagesein-
richtungen sind
1. dieEinrichtungen, gegliedert nach
a) der Art des Trdgers und der Rechtsform
sowie besonderen Merkmalen,
b) Zahl der verfiigbaren Plédtze sowie
c)der Anzahl der Gruppen,
2. firjede dort haupt- und nebenberuflich
tatige Person
a) Geschlecht und Beschéaftigungsumfang,
b) fiir das pddagogisch und in der Ver-
waltung tatige Personal zusatzlich
Geburtsmonat und Geburtsjahr, die
Artdes Berufsausbildungsabschlusses,
Stellung im Beruf und Arbeitsbereich,
3. fiirdiedortgeforderten Kinder
a) Geschlecht, Geburtsmonat und
Geburtsjahr sowie Schulbesuch,
b) Migrationshintergrund,
¢) tdgliche Betreuungszeit und Mittags-
verpflegung,
d) erhohter Forderbedarf.

(7a) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen
tiber Kinder in mit 6ffentlichen Mitteln gefor-
derter Kindertagespflege sowie die Kinder-
tagespflege durchfiihrenden Personen sind:
1. firjede tdtige Person
a) Geschlecht, Geburtsmonat und
Geburtsjahr,

b) Art und Umfang der Qualifikation,
Anzahl der betreuten Kinder (Betreu-
ungsverhéltnisse am Stichtag) insge-
samtund nach dem Ort der Betreuung,

2. fiirdie dort geférderten Kinder

a) Geschlecht, Geburtsmonat und
Geburtsjahr sowie Schulbesuch,

b) Migrationshintergrund,

¢) Betreuungszeit und Mittagsverpflegung,

d) Artund Umfang der 6ffentlichen
Finanzierung und Férderung,

e) erhohter Forderbedarf,

f) Verwandtschaftsverhéltnis zur Pflege-
person,

g) gleichzeitig bestehende andere Betreu-
ungsengagements.

(7b) Erhebungsmerkmale bei den Erhe-

bungen iber Personen, die aufgrund einer

Erlaubnis nach § 43 Abs. 3 Satz 3 Kinder-

tagespflege gemeinsam durchfiihren, und

die von diesen betreuten Kinder, sind:

1. ZahlderKindertagespflege gemeinsam
durchfiihrenden Personen,

2. Zahldervon den Kindertagespflege
gemeinsam durchfithrenden Personen
betreuten Kinder.

(8) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen

uber die Angebote der Jugendarbeit nach

§ 11sind die mit 6ffentlichen Mitteln gefor-

derten MaBnahmen im Bereich

1. derauBerschulischen Jugendbildung
(§11Abs.3Nr.1),

2. derKinder-und Jugenderholung
(§11Abs.3Nr.5),

3. derinternationalen Jugendarbeit
(§ 11 Abs. 3 NT.4) sowie

4. der FortbildungsmaBnahmen fiir Mit-
arbeiter (§ 74 Abs. 6), gegliedert nach
Artdes Tragers, Dauer der MaBnahme
sowie Zahl und Geschlecht der Teilneh-
mer, zusdtzlich bei der internationalen
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Jugendarbeit nach Partnerldndern und
MaBnahmen im In- und Ausland.

(9) Erhebungsmerkmale bei den Erhebun-

gen Uber die Einrichtungen, soweit sie nicht

im Absatz 7 erfasst werden, sowie die Behor-

den und Geschéftsstellen in der Jugendhilfe

und die dort tdtigen Personen sind

1. dieEinrichtungen, gegliedert nach der
Artder Einrichtung, der Art des Tragers,
der Rechtsform sowie der Art und Zahl
der verfiigbaren Plétze,

2. die Behorden der 6ffentlichen Jugendhil-
fe sowie die Geschéftsstellen der Trager
der freien Jugendhilfe, gegliedert nach
der Artdes Tragers und der Rechtsform,

3. fiirjede haupt-und nebenberuflich tatige
Person
a)aufgehoben
b) aufgehoben
) Geschlecht und Beschéftigungsumfang,
d) fur das pddagogische und in der Ver-

waltung tdtige Personal zusatzlich
Geburtsmonat und Geburtsjahr, Art
des Berufsausbildungsabschlusses,
Stellung im Beruf und Arbeitsbereich.

(10) Erhebungsmerkmale bei der Erhebung
der Ausgaben und Einnahmen der 6ffentli-
chen Jugendhilfe sind

1. die Artdes Tragers,

2. die Ausgaben fir Einzel- und Gruppenhil-
fen, gegliedert nach Ausgabe- und Hilfeart
sowie die Einnahmen nach Einnahmeart,

3. die Ausgaben und Einnahmen fiir Ein-
richtungen nach Arten gegliedert nach
der Einrichtungsart,

4. die Ausgaben fiir das Personal, das bei
den ortlichen und den tiberértlichen
Tragern sowie den kreisangehorigen
Gemeinden und Gemeindeverbianden,
die nicht ortliche Trager sind, Aufgaben
der Jugendhilfe wahrnimmt.
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Hilfsmerkmale

Hilfsmerkmale sind

1. Name und Anschrift des Auskunftspflich-
tigen,

2. furdie Erhebungen nach § 99 die Kenn-
Nummer der hilfeleistenden Stelle oder
der auskunftsgebenden Einrichtung;
soweit eine Hilfe nach § 28 gebietsiiber-
greifend erbracht wird, die Kenn-Num-
mer des Wohnsitzes des Hilfeempfangers,

3. Name und Telefonnummer sowie Fax-
nummer oder E-Mail-Adresse der fiir
eventuelle Rickfragen zur Verfiilgung
stehenden Person.

Periodizitat und Berichtszeitraum

(1) Die Erhebungen nach § 99 Abs. 1bis 7b
und 10 sind jahrlich durchzufiihren, die Erhe-
bungen nach Absatz1, soweit sie die Einglie-
derungshilfe fiir seelisch behinderte Kinder
und Jugendliche betreffen, beginnend 2007.
Die tibrigen Erhebungen nach § 99 sind alle
vier Jahre, die Erhebungen nach Absatz 8
beginnend 1992, die Erhebungen nach
Absatz 9 beginnend 2006 durchzufiihren.

(2) Die Angaben fiir die Erhebung nach

1. §99 Abs.1sind zu dem Zeitpunkt, zu dem

die Hilfe endet, bei fortdauernder Hilfe

zum 31. Dezember,

weggefallen

weggefallen

weggefallen

. weggefallen

. § 99 Abs. 2 sind zum Zeitpunkt des Endes
einer vorldufigen Manahme,

oa s wN
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7. §99 Abs.3Nr.1sind zum Zeitpunkt der
rechtskréftigen gerichtlichen Entschei-
dung iber die Annahme als Kind,

8. §99 Abs.3 Nr. 2 Buchstabe aund Abs. 6,
6aund 10 sind fiir das abgelaufene Kalen-
derjahr,

9. §99 Abs.3 Nr.2Buchstabe bund Abs. 4,5
und 9 sind zum 31. Dezember,

10. § 99 Abs.7,7aund 7b sind zum 1. Méarz
zu erteilen.

Auskunftspflicht

(1) Fur die Erhebungen besteht Auskunfts-
pflicht. Die Angaben zu § 100 Nr. 3 sind frei-
willig.

(2) Auskunftspflichtig sind

1. dieortlichen Trédger der Jugendhilfe fir
die Erhebungen nach § 99 Abs. 1bis 10,
nach Absatz 8 nur, soweit eigene Mag3-
nahmen durchgefiihrt werden,

2. dieuberdrtlichen Trédger der Jugendhilfe
fiir die Erhebungen nach § 99 Abs. 3und
7und 8 bis 10, nach Absatz 8 nur, soweit
eigene MaB3nahmen durchgefiihrt wer-
den,

3. die obersten Landesjugendbehérden fiir
die Erhebungen nach § 99 Abs.7und 8
bis 10,

4. diefachlich zustdndige oberste Bundes-
behorde fir die Erhebung nach § 99 Abs.
10,

5. diekreisangehorigen Gemeinden und
die Gemeindeverbédnde, soweit sie Auf-
gaben der Jugendhilfe wahrnehmen, fiir
die Erhebungen nach § 99 Abs. 7 bis 10,

6. die Tréger der freien Jugendhilfe fir
Erhebungen nach § 99 Abs. 1, soweit sie
eine Beratung nach § 28 oder § 41 betref-
fen,und nach § 99 Abs.2,3,7,8und 9,

R ORTES SRS

7. die Leiter der Einrichtungen, Behérden
und Geschéftsstellen in der Jugendhilfe
fir die Erhebungen nach § 99 Abs.7und 9.

(3) Zur Durchfiihrung der Erhebungen nach
§ 99 Abs. 1,2,3,7,8und 9 tibermitteln die
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe den sta-
tistischen Amtern der Linder auf Anforde-
rung die erforderlichen Anschriften der
uibrigen Auskunftspflichtigen.

Ubermittlung

(1) An die fachlich zusténdigen obersten
Bundes- oder Landesbehorden diirfen fiir
die Verwendung gegeniiber den gesetzge-
benden Korperschaften und fir Zwecke der
Planung, jedoch nicht fiir die Regelung von
Einzelfdllen, vom Statistischen Bundesamt
und den statistischen Amtern der Linder
Tabellen mit statistischen Ergebnissen tiber-
mittelt werden, auch soweit Tabellenfelder
nur einen einzigen Fall ausweisen. Tabellen,
deren Tabellenfelder nur einen einzigen
Fall ausweisen, diirfen nur dann tibermit-
telt werden, wenn sie nicht differenzierter
als auf Regierungsbezirksebene, im Fall der
Stadtstaaten auf Bezirksebene, aufbereitet
sind.

(2) Fiir ausschlieBlich statistische Zwecke
diirfen den zur Durchfiihrung statistischer
Aufgaben zustdndigen Stellen der Gemein-
den und Gemeindeverbédnde fiir ihren
Zustandigkeitsbereich Einzelangaben aus
der Erhebung nach § 99 mit Ausnahme der
Hilfsmerkmale ibermittelt werden, soweit
die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 5 des
Bundesstatistikgesetzes gegeben sind.
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Zehntes Kapitel
Straf- und BuB3geldvorschriften

BuRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. ohne Erlaubnis nach § 43 Abs.1oder § 44
Abs.1Satz1ein Kind oder einen Jugend-
lichen betreut oder ihm Unterkunft
gewahrt,

2.entgegen § 45 Abs.1Satz1, auch in Verbin-
dung mit § 48a Abs. 1, ohne Erlaubnis eine
Einrichtung oder eine sonstige Wohnform
betreibt oder

3.entgegen § 47 eine Anzeige nicht, nicht
richtig, nichtvollstdndig oder nichtrecht-
zeitig erstattet oder eine Meldung nicht,
nichtrichtig, nicht vollstdndig oder nicht
rechtzeitig macht oder

4.entgegen § 97a Abs. 4 vorsétzlich oder
fahrléssig als Arbeitgeber eine Auskunft
nicht, nichtrichtig oder nicht vollstdndig
erteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz1
Nr. 1,3 und 4 kdnnen mit einer GeldbuBe bis
zu 500 Euro, die Ordnungswidrigkeit nach
Absatz1Nr. 2 kann mit einer GeldbuB3e bis zu
fiinfzehntausend Euro geahndet werden.

Strafvorschriften

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit

Geldstrafe wird bestraft, wer

1. einein § 104 Abs.1Nr.1o0der 2 bezeichnete
Handlung begeht und dadurch leichtfer-
tig ein Kind oder einen Jugendlichen in sei-
ner korperlichen, geistigen oder sittlichen
Entwicklung schwer gefdhrdet oder

2.einein § 104 Abs.1Nr.10der 2 bezeichnete
vorsatzliche Handlung beharrlich wieder-
holt.
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Weitere Broschiiren

Bundesministerium fir
Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

www.bmfsfj.de

| Die Beistandschaft

| Jugendschutzgesetz und
Jugendmedienschutz

| Elterngeld und Elternzeit

| Merkblatt Kindergeld

| Merkblatt Kinderzuschlag

| Der Unterhaltsvorschuss

I Ubereinkommen iiber die Rechte des

Kindes

Bundesministerium fur Justiz

www.bmj.de

| Das Eherecht

Bundesministerium fiir Arbeit
und Sozialordnung
www.bmas.bund.de

| Sozialhilfe und Grundsicherung

| Hartz IV
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	Impressum

	Schaltfläche 13: 
	Schaltfläche 12: 
	Schaltfläche 9: 
	Schaltfläche 8: 
	Schaltfläche 2: 
	Seite 4: Off
	Seite 5: 
	Seite 6: 
	Seite 7: 
	Seite 8: 
	Seite 9: 
	Seite 10: 
	Seite 11: 
	Seite 12: 
	Seite 13: 
	Seite 14: 
	Seite 15: 
	Seite 16: 
	Seite 17: 
	Seite 18: 
	Seite 19: 
	Seite 20: 
	Seite 21: 
	Seite 22: 
	Seite 23: 
	Seite 24: 
	Seite 25: 
	Seite 26: 
	Seite 27: 
	Seite 28: 
	Seite 29: 
	Seite 30: 
	Seite 31: 
	Seite 32: 
	Seite 33: 
	Seite 34: 
	Seite 35: 
	Seite 36: 
	Seite 37: 
	Seite 38: 
	Seite 39: 
	Seite 40: 
	Seite 41: 
	Seite 42: 
	Seite 43: 
	Seite 44: 
	Seite 45: 
	Seite 46: 
	Seite 47: 
	Seite 48: 
	Seite 49: 
	Seite 50: 
	Seite 51: 
	Seite 52: 
	Seite 53: 
	Seite 54: 
	Seite 55: 
	Seite 56: 
	Seite 57: 
	Seite 58: 
	Seite 59: 
	Seite 60: 
	Seite 61: 
	Seite 62: 
	Seite 63: 
	Seite 64: 
	Seite 65: 
	Seite 66: 
	Seite 67: 
	Seite 68: 
	Seite 69: 
	Seite 70: 
	Seite 71: 
	Seite 72: 
	Seite 73: 
	Seite 74: 
	Seite 75: 
	Seite 76: 
	Seite 77: 
	Seite 78: 
	Seite 79: 
	Seite 80: 
	Seite 81: 
	Seite 82: 
	Seite 83: 
	Seite 84: 
	Seite 85: 
	Seite 86: 
	Seite 87: 
	Seite 88: 
	Seite 89: 
	Seite 90: 
	Seite 91: 
	Seite 92: 
	Seite 93: 
	Seite 94: 
	Seite 95: 
	Seite 96: 
	Seite 97: 
	Seite 98: 
	Seite 99: 
	Seite 100: 
	Seite 101: 
	Seite 102: 
	Seite 103: 
	Seite 104: 
	Seite 105: 
	Seite 106: 
	Seite 107: 
	Seite 108: 
	Seite 109: 
	Seite 110: 
	Seite 111: 
	Seite 112: 
	Seite 113: 
	Seite 114: 
	Seite 115: 
	Seite 116: 
	Seite 117: 
	Seite 118: 
	Seite 119: 
	Seite 120: 
	Seite 121: 
	Seite 122: 
	Seite 123: 
	Seite 124: 
	Seite 125: 
	Seite 126: 
	Seite 127: 
	Seite 128: 
	Seite 129: 
	Seite 130: 
	Seite 131: 
	Seite 132: 
	Seite 133: 
	Seite 134: 
	Seite 135: 
	Seite 136: 

	Schaltfläche 3: 
	Seite 4: Off
	Seite 5: 
	Seite 6: 
	Seite 7: 
	Seite 8: 
	Seite 9: 
	Seite 10: 
	Seite 11: 
	Seite 12: 
	Seite 13: 
	Seite 14: 
	Seite 15: 
	Seite 16: 
	Seite 17: 
	Seite 18: 
	Seite 19: 
	Seite 20: 
	Seite 21: 
	Seite 22: 
	Seite 23: 
	Seite 24: 
	Seite 25: 
	Seite 26: 
	Seite 27: 
	Seite 28: 
	Seite 29: 
	Seite 30: 
	Seite 31: 
	Seite 32: 
	Seite 33: 
	Seite 34: 
	Seite 35: 
	Seite 36: 
	Seite 37: 
	Seite 38: 
	Seite 39: 
	Seite 40: 
	Seite 41: 
	Seite 42: 
	Seite 43: 
	Seite 44: 
	Seite 45: 
	Seite 46: 
	Seite 47: 
	Seite 48: 
	Seite 49: 
	Seite 50: 
	Seite 51: 
	Seite 52: 
	Seite 53: 
	Seite 54: 
	Seite 55: 
	Seite 56: 
	Seite 57: 
	Seite 58: 
	Seite 59: 
	Seite 60: 
	Seite 61: 
	Seite 62: 
	Seite 63: 
	Seite 64: 
	Seite 65: 
	Seite 66: 
	Seite 67: 
	Seite 68: 
	Seite 69: 
	Seite 70: 
	Seite 71: 
	Seite 72: 
	Seite 73: 
	Seite 74: 
	Seite 75: 
	Seite 76: 
	Seite 77: 
	Seite 78: 
	Seite 79: 
	Seite 80: 
	Seite 81: 
	Seite 82: 
	Seite 83: 
	Seite 84: 
	Seite 85: 
	Seite 86: 
	Seite 87: 
	Seite 88: 
	Seite 89: 
	Seite 90: 
	Seite 91: 
	Seite 92: 
	Seite 93: 
	Seite 94: 
	Seite 95: 
	Seite 96: 
	Seite 97: 
	Seite 98: 
	Seite 99: 
	Seite 100: 
	Seite 101: 
	Seite 102: 
	Seite 103: 
	Seite 104: 
	Seite 105: 
	Seite 106: 
	Seite 107: 
	Seite 108: 
	Seite 109: 
	Seite 110: 
	Seite 111: 
	Seite 112: 
	Seite 113: 
	Seite 114: 
	Seite 115: 
	Seite 116: 
	Seite 117: 
	Seite 118: 
	Seite 119: 
	Seite 120: 
	Seite 121: 
	Seite 122: 
	Seite 123: 
	Seite 124: 
	Seite 125: 
	Seite 126: 
	Seite 127: 
	Seite 128: 
	Seite 129: 
	Seite 130: 
	Seite 131: 
	Seite 132: 
	Seite 133: 
	Seite 134: 
	Seite 135: 
	Seite 136: 

	Schaltfläche 14: 
	Schaltfläche 15: 


